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Am 28. Oktober 1989 las der Schauspieler Ulrich Mühe im überfüllten 
Deutschen Theater aus Walter Jankas Erinnerungen „Schwierigkei-
ten mit der Wahrheit“. Bei dieser Lesung, die landesweit im Radio 
übertragen wurde, wurden zum ersten Mal Erfahrungen mit Unrecht 
und Verbrechen öffentlich in der DDR thematisiert. Die Lesung löste 
eine wahre Flut an Zuschriften aus, in denen Tausende Menschen 
ihre Unrechtserfahrungen schilderten. Von nun an prägten Berichte 
über politische Verfolgung, Unterdrückung, geheimdienstliche Durch-
dringung aller Lebensbereiche, aber auch über Mangelerscheinungen 
im Alltag die öffentliche Auseinandersetzung. Was jahrzehntelang 
totgeschwiegen worden war und bei Strafe nicht öffentlich ange-
sprochen werden durfte, rückte nun ins Rampenlicht.

Schätzungen zufolge hat es in SBZ und DDR etwa 250.000 politische 
Häftlinge gegeben, die zusammengenommen zu über einer Million 
Jahre Gefängnis verurteilt wurden. Manche waren nur kurz in Haft, 
andere wieder wurden zu Haftstrafen verurteilt, die mehrere Jahr-
zehnte umfassten. Über tausend Menschen wurden nach der Grün-
dung der DDR nach Moskau verschleppt und dort erschossen. Zigtau-
sende verschwanden in den Lagern des GULag. Daneben gab es Hun-
derttausende „administrativ“ Verfolgte. Dazu gehören die aus den 
Grenzgebieten zur Bundesrepublik Zwangsausgesiedelten ebenso wie 
die Gruppe der verfolgten Schülerinnen und Schüler oder die Kinder 
und Jugendlichen, die aus politischen Gründen aus ihren Elternhäu-
sern entfernt und in Heime gebracht wurden. Zu den verfolgten 
Personen gehören auch jene Menschen, die aufgrund ihrer als „nega-

Zum Geleit: 
Diktaturunrecht darf kein 
Verfallsdatum haben.
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tiv-feindlich“ geltender Einstellung gegenüber der DDR staatlichen 
Repressalien in Beruf und Privatleben ausgesetzt waren und vom 
Ministerium für Staatssicherheit „zersetzt“ wurden. Allein in der Er-
fassungsstelle Salzgitter wurden zwischen 1961 und 1989 über 40.000 
Einzelfälle dokumentiert. In den vergangenen Jahren ist die Aufmerk-
samkeit auf neue Gruppen von Betroffenen und neue Themen gelenkt 
worden. Dazu gehört das Haftzwangsarbeitssystem in der DDR 
ebenso wie die politisch motivierte Einweisung in Kinderheime und 
Jugendwerkhöfe oder das sensible Thema von Zwangsadoptionen 
und Kindesentzug aus politischen Gründen. In vielen dieser Fälle ist 
die zahlenmäßige Dimension unbekannt; häufig fehlen Forschungen 
und Studien, die eine Einschätzung zum Ausmaß der Verfolgung 
erlauben.

Zudem gibt es Opfergruppen — wie beispielsweise die östlich von 
Oder und Neiße nach Sibirien Verschleppten oder die Häftlinge der 
sowjetischen Speziallager —, die nicht strafrechtlich rehabilitiert wer-
den können, da ihre Haft durch sowjetische Organe verfügt wurde 
und nur von diesen entschädigt und rehabilitiert werden kann. Wäh-
rend Häftlinge der sowjetischen Speziallager Anspruch auf eine 
Haftentschädigung haben, gehen die aus den ehemaligen deutschen 
Ostgebieten Verschleppten – in der Regel Frauen – leer aus. Laut dem 
Häftlingshilfegesetz (HHG) § 1 (6) werden sie zu dem Personenkreis 
gezählt, der sich in einer „lagermäßigen Unterbringung als Folge 
von Arbeitsverpflichtungen“ befand, also „lebende Reparation“ war. 
Ihnen steht nur die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge zur Ver-
fügung, um Anträge auf Sonderzahlungen nach dem Bedürftig-
keitsprinzip zu stellen.

Viele Betroffene haben bis heute kaum Zugang zu Beratungs- und 
Anlaufstellen, in denen sie nicht nur über die geltende Rechtslage und 
ihre Ansprüche informiert werden, sondern auch psychosoziale Be-
treuung und Beratung erhalten. Vor allem in den westdeutschen 
Bundesländern, in die über vier Millionen Menschen aus der DDR ge-
flüchtet sind und in die 35.000 freigekaufte Personen aus DDR-Ge-
fängnissen gebracht wurden, besteht eine Versorgungslücke. Beson-
deren Bedarf gibt es nach wie vor an Gutachterinnen und Gutachtern 
sowie an Beraterinnen und Beratern, die nicht nur über fundierte 
psychologische Kenntnisse verfügen, sondern auch Wissen über das 
Haft- und Verfolgungssystem in der DDR haben.
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Nach 1989 / 90 gab es sehr große Erwartungen. Diese betrafen sowohl 
die Justiz und die Verfolgung von in der kommunistischen Diktatur 
begangenen Straftaten als auch die Rehabilitierung, Entschädigung 
und Würdigung der Opfer. Angesichts des hohen Vertrauens in die 
rechtlichen Möglichkeiten des demokratischen Rechtsstaats auf der 
einen Seite und der begrenzten rechtlichen Handhabe eines Rechts-
staats auf der anderen Seite mussten von Beginn an zusätzliche 
Möglichkeiten des Ausgleichs gefunden werden. Dort, wo die Erwar-
tungen an eine juristische Verfolgung von Diktaturunrecht nicht 
erfüllt wurden, galt es andere Instrumente zu finden, um die Opfer von 
Diktaturwillkür und politisch Verfolgte gesellschaftlich und moralisch 
zu rehabilitieren und zugleich das Ausmaß und die vielfältigen For-
men politischer Willkür deutlich zu machen. Parallel zur Aufnahme der 
Strafverfolgung wurden entsprechende Rehabilitierungs- und Ent-
schädigungsregelungen verabschiedet.

Die SED-Unrechtsbereinigungsgesetze wurden mittlerweile sechs-
mal geändert und verbessert. Vieles ist in den vergangenen 30 Jahren 
erreicht worden. Seit langem angemahnte Verbesserungen wurden 
mit der jüngsten Novellierung vom November 2019 umgesetzt. Die 
Rehabilitierungsgesetze wurden entfristet. Nunmehr können Betrof-
fene ohne Zeitdruck ihre Anträge stellen. Diktaturunrecht darf kein 
Verfallsdatum haben. Auch für die seit langem geforderte Umkehr 
der Beweislast beziehungsweise Tatsachenvermutung bei gesund-
heitlichen Folgeschäden ist mit der Novellierung des Sozialgesetzbu-
ches 14 eine Verbesserung erreicht worden. Zudem wurden bisher 
nicht berücksichtigte Opfergruppen aufgenommen.

Insbesondere Verfolgte aus anderen postkommunistischen oder 
postdiktatorischen Ländern wünschen sich Regelungen ähnlich denen 
in Deutschland, wie beispielsweise die Kapitalentschädigung pro 
Haftmonat oder die sogenannte Opferrente, die bei sozialer Bedürf-
tigkeit gewährt wird. Neben den Regelungen für politische Häftlinge 
können administrativ Verfolgte Ausgleichsleistungen nach den Be-
rufs- und Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzen erhalten. 
Die Fristen für die Antragstellung wurden ebenfalls aufgehoben.

Jenseits der rechtlichen Fragen wurden viele Erwartungen an eine 
tatsächliche Würdigung mittels Entschädigungsleistungen nicht er-
füllt. Zum einen schätzen viele Verfolgte ihre materielle und berufli-
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che Situation immer noch schlechter ein als die Situation ehemals 
Verantwortlicher. Insbesondere beim Renteneintritt machen sich 
die durch die politische Verfolgung erlittenen Einkommenseinbu-
ßen und Nachteile besonders bemerkbar. Besonders schwer wiegt 
jedoch der Eindruck, dass nach den ersten Regelungen zu Beginn der 
1990er Jahre um jeden Fortschritt langwierig gestritten und ge-
kämpft werden musste. Zwar konnten viele Verbesserungen erreicht 
werden. Einen Ausgleich für erlittene auch finanzielle Einbußen 
durch Verfolgung und Haft stellen sie jedoch in den meisten Fällen 
nicht dar. Für viele Betroffene ist dabei die Voraussetzung bestehen-
der wirtschaftlicher Nöte für die Zahlung finanzieller Zuwendungen, 
wenn es um ihre beschädigten Lebensverläufe geht, nur schwer zu 
akzeptieren, zumal diese Zwänge bei der Fortzahlung von Renten 
für ehemalige Systemträger nicht gelten. Der frühere Vorsitzende 
der Union der Opferverbände kommunistischer Gewaltherrschaft 
(UOKG), Rainer Wagner, sagte bei einer Anhörung im Rechtsaus-
schuss des Bundestages im November 2014, dass es „eine Würdigung 
der Opfer nur geben [könne], wenn die Täter nicht mehr hofiert 
werden und wirtschaftlich bessergestellt sind als ihre Opfer“.

Trotz der erfreulichen Entwicklungen in den vergangenen Jahren 
haben die seit 1990 geführten Diskussionen über den Umgang mit 
den Opfern des Kommunismus / Stalinismus und den Stellenwert, 
der ihnen in einer gesamtdeutschen Erinnerungskultur gegeben wer-
den kann, nichts an Aktualität eingebüßt. Trotz aller erreichten Ver-
besserungen ist es immer noch erforderlich, Opfer politischer Ver-
folgung in der SBZ und DDR bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche zu 
unterstützen. Für viele stellt sich erst bei der Rentenbeantragung 
die Frage, wie sie ihre Zeiten der politischen Verfolgung nachweisen 
und woher sie entsprechende Unterlagen erhalten können, aber auch, 
welche Entschädigung ihnen zusteht.

Den Opfern diktatorischer Willkür und jenen, die Widerstand leiste-
ten und dafür büßen mussten, soll mit der vorliegenden Broschüre 
eine Orientierungshilfe bei der Realisierung ihrer rechtlichen An-
sprüche, bei der Rehabilitierung und der Suche nach geeigneten An-
sprechpartnern gegeben werden. Die Broschüre richtet sich ebenso 
an Personen, die in Ämtern und Behörden Opfer politischer Verfol-
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gung bei der Geltendmachung ihrer Ansprüche begleiten und beraten. 
Sie soll einen Überblick über Angebote von juristischer, psychologi-
scher und sozialer Hilfe, Betreuung und Beratung geben. Sie soll nicht 
nur Opfern politischer Verfolgung, Betroffenen und Angehörigen, 
sondern auch Beraterinnen und Beratern Hilfestellungen leisten, um 
schnell von entsprechenden Angeboten zu erfahren und kompe-
tente Ansprechpartner zu finden. Die Broschüre soll all jenen bei 
ihrer schweren und verantwortungsvollen Tätigkeit helfen, die sich 
meist ehrenamtlich in Verbänden, Vereinen und Initiativen für die 
Opfer der SED-Diktatur engagieren und so einen unverzichtbaren 
Beitrag für die Betroffenen leisten. Der besondere Dank gilt dabei 
vorrangig den ehrenamtlich Tätigen, die sich mit ihrem Wirken für die 
Belange von Opfern politischer Verfolgung seit vielen Jahren ein-
setzen.

In dieser Broschüre sind Initiativen, Vereine, Verbände und staatli-
chen Stellen aus allen Bundesländern alphabetisch aufgeführt, die 
auf die eine oder andere Art und Weise Hilfe und Beratung leisten. Zur 
besseren Übersicht können außerdem die derzeit geltenden gesetz-
lichen Regelungen nachgelesen werden.

In diesem Sinne wünsche ich seitens der Bundesstiftung zur Aufar-
beitung der SED-Diktatur, dass die Broschüre eine Hilfe für alle 
Beteiligten darstellen möge.

Berlin, im März 2020

Dr. Anna Kaminsky
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Nach dem Ende der DDR bestand die gesamtstaatliche Aufgabe, 
Opfer der SED-Diktatur zu rehabilitieren und ihnen auch mit Geld- und 
materiellen Leistungen einen Ausgleich für erlittenes Unrecht und 
Hilfe zukommen zu lassen. Schätzungen gehen von etwa 250.000 
politischen Gefangenen in SBZ und DDR aus. Hinzu kommen Hun-
derttausende „administrativ Repressierte“, also Personen, die zwar 
nicht in Haft waren, aber auf vielfältige Art und Weise verfolgt und 
in ihren Lebenschancen beeinträchtigt wurden.

Bereits Ende 1989 erließ die damalige DDR-Regierung unter dem 
Ministerpräsidenten, Dr. Hans Modrow, ein erstes Gesetz, um Un-
rechtsakte aufzuheben, um Opfer politischer Willkür zu rehabilitieren 
und soziale Versorgung zukommen zu lassen. 

Eine umfassende Regelung sollte jedoch dem Bundestag nach der 
Wiedervereinigung vorbehalten bleiben. Am 4. November 1992 trat 
das Erste SED-Unrechtsbereinigungsgesetz in Kraft. Der Artikel 1 
enthielt das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz. Als weitere Rege-
lungen kamen später das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungs-
gesetz sowie das Berufliche Rehabilitierungsgesetz hinzu. Die drei 
genannten Gesetze setzen zudem die Verpflichtung aus Artikel 17 des 
Einigungsvertrages um, eine gesetzliche Grundlage zur Rehabilitie-
rung aller Personen zu schaffen, die Opfer des SED-Unrechts-Regi-
mes geworden sind.

Nach diesen SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen haben Opfer von 
politischer Verfolgung der SED-Diktatur einen Anspruch auf Reha-
bilitierung und Entschädigung. 

Rehabilitierungsgesetze für  
Opfer politischer Verfolgung  
in der ehemaligen SBZ/DDR1.
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Das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG), das den 
wesentlichen Inhalt des Ersten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes 
ausmacht, regelt neben der strafrechtlichen Rehabilitierung die Ent-
schädigung von Opfern rechtsstaatswidriger Strafverfolgungsmaß-
nahmen. Zu Unrecht ergangene Hafturteile werden aufgehoben. Die 
Opfer erhalten eine Kapitalentschädigung für den erlittenen Frei-
heitsentzug. Außerdem können im Anschluss an die Rehabilitierung 
nach dem StrRehaG weitere Leistungen beantragt werden. So können 
sich zum Beispiel Ansprüche aus der Anerkennung gesundheitlicher 
Folgeschäden oder hinsichtlich einer Hinterbliebenenversorgung erge-
ben. Ebenso besteht die Möglichkeit, einen Antrag auf die besondere 
Zuwendung für Haftopfer (sogenannte Opferpension oder monatliche 
Opferrente) zu stellen. 

Die wichtigsten Vorschriften des Zweiten SED-Unrechtsbereini-
gungsgesetzes sind das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungs-
gesetz (VwRehaG) und das Berufliche Rehabilitierungsgesetz 
(BerRehaG). Mit dem VwRehaG wird Opfern von Verwaltungswillkür 
und Verwaltungsunrecht in der ehemaligen DDR, zum Beispiel den 
Zwangsausgesiedelten an den innerdeutschen Grenzgebieten, und 
mit dem BerRehaG den im Berufsleben politisch Verfolgten ein Weg 
eröffnet, sich vom Makel persönlicher Diskriminierung zu befreien und 
soziale Ausgleichsleistungen in Anspruch zu nehmen. 

Mittlerweile ist das Sechste Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungs-
rechtlicher Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in der 
ehemaligen DDR vom 22.11.2019 in Kraft getreten.
 
Die jüngste Novellierung sieht erhebliche Verbesserungen vor wie 
bspw.: 

— Die Aufhebung sämtlicher Antragsfristen, die zuvor noch bis 
zum 31.12.2019 bestanden 

— Die Erhöhung der Opferrenten von 300 auf 330 Euro und Erhö-
hung von Ausgleichsleistungen nach dem Beruflichen Rehabi-
litierungsgesetz von 214 auf 240 Euro bzw. für Rentenemp-
fänger von 153 auf 180 Euro

— Die Reduzierung der 180-Tage-Regelung für die strafrechtliche 
Rehabilitierung auf 90 Tage
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— Die Unterbringung von Betroffenen in Spezialheimen oder ver-
gleichbaren Einrichtungen impliziert die Vermutung der politi-
schen Verfolgung 

— Gleiches gilt für die Kinder von politisch Verfolgten, die bisher 
grundsätzlich von der Rehabilitierung ausgeschlossen waren.

— Entschädigungsleistungen für verfolgte Schüler
— Einmalzahlung für Opfer der Zersetzung in Höhe von 1500 Euro.

Dieses Kapitel kann nur einen allgemeinen Überblick geben. Es emp-
fiehlt sich, zu Einzelfragen die bestehenden Beratungsangebote 
wahrzunehmen. Der komplette Wortlaut der behandelten Gesetze 
ist in dieser Broschüre unter 10. Gesetze im Wortlaut aufgeführt 
und auch im Internet unter www.gesetze-im-internet.de abrufbar. 
Das Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) 
hält ausführliche Merkblätter zu den Gesetzen bereit, die unter 
www.bmj.bund.de abgerufen oder nach Anforderung zugeschickt 
werden können (Postanschrift: Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz, 11015 Berlin).

1.1. Das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz

Das StrRehaG ermöglicht die Aufhebung rechtsstaatswidriger Ent-
scheidungen deutscher Gerichte im Beitrittsgebiet über Freiheitsent-
ziehung und demgemäß die Rehabilitierung durch einen Gerichtsbe-
schluss. Rehabilitiert werden können alle Personen – nicht nur deut-
sche Staatsbürger –, gegen die eine strafrechtliche Entscheidung 
eines staatlichen deutschen Gerichtes im Beitrittsgebiet in der Zeit 
vom 8. Mai 1945 bis zum 2. Oktober 1990 ergangen ist. Betroffene, 
die aus politischen Gründen in der DDR inhaftiert waren, können ab 
einer Haftzeit von 90 Tagen die sogenannte Opferrente nach dem 
StrRehaG beantragen. Rehabilitierungsfähig sind neben strafrecht-
lichen gerichtlichen Entscheidungen auch sonstige strafrechtliche 
Maßnahmen. Darüber hinaus ist eine außerhalb eines Strafverfah-
rens ergangene gerichtliche oder behördliche Entscheidung, mit der 
eine Freiheitsentziehung angeordnet worden ist, rehabilitierungsfä-
hig nach dem StrRehaG. Dies gilt insbesondere für Einweisungen in 
psychiatrische Anstalten oder Einrichtungen der DDR-Jugendhilfe, die 
der politischen Verfolgung oder sonstigen sachfremden Zwecken 
gedient haben. Eine Entscheidung oder Maßnahme wird als aufge-
hoben beziehungsweise rechtsstaatswidrig erklärt, soweit sie mit 
wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen 
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Ordnung unvereinbar ist. Das ist vor allem dann der Fall, wenn eine 
Entscheidung der politischen Verfolgung gedient hat oder die ange-
ordneten Rechtsfolgen (Strafen und Nebenfolgen) im groben Miss-
verhältnis zu der zugrundeliegenden Tat stehen. Die strafrechtliche 
Rehabilitierung ermöglicht die Rückgabe oder Entschädigung einge-
zogener Vermögenswerte und die Entfernung der rechtsstaatswid-
rigen Verurteilung aus dem Strafregister. Ferner besteht ein Anspruch 
auf die Erstattung bezahlter Geldstrafen, der Kosten des früheren 
Verfahrens und der damals notwendigen Auslagen im Verhältnis von 
2 Mark der DDR zu 0,51 Euro. 

Daneben begründet die Rehabilitierung Ansprüche auf nachstehende 
soziale Ausgleichsleistungen, soweit keine Ausschließungsgründe 
vorliegen:

— Kapitalentschädigung
— Monatliche besondere Zuwendung für Haftopfer („Opferrente“)
— Unterstützungsleistungen 
— Beschädigtenversorgung
— Hinterbliebenenversorgung
— Anrechnung der Haftzeiten in der Rentenversicherung.

Die Auszahlung der Kapitalentschädigung erfolgt an die oder den 
Betroffenen; nur unter besonderen Voraussetzungen können auch 
deren oder dessen Erben diese erhalten. Die Unterstützungs- und 
Versorgungsleistungen werden der oder dem Betroffenen und unter 
bestimmten Voraussetzungen auch Hinterbliebenen gewährt. 

Für das strafrechtliche Rehabilitierungsverfahren ist dasjenige Land-
gericht zuständig, in dessen Bezirk das erstinstanzliche Straf- oder 
Ermittlungsverfahren durchgeführt worden ist. Sofern das Oberste 
Gericht der DDR entschieden hat, ist das Landgericht Berlin zustän-
dig. Der Antrag kann bei jedem Gericht, also auch am Wohnsitz, 
schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle gestellt werden (An-
schriftenverzeichnis der Gerichte auf den Seiten 148 ff). Zur Vermei-
dung von Zeitverlusten ist es jedoch sinnvoll, sich direkt an das 
zuständige Gericht zu wenden. 

Für die Erstattung der Geldstrafen und Kosten ist die Landesjustiz-
verwaltung beziehungsweise die von der Landesregierung bestimm-
te Entschädigungsstelle zuständig, in deren Bereich die Rehabili-
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tierungsentscheidung ergangen ist (Anschriftenverzeichnis der Ent-
schädigungsstellen auf den Seiten 152 f).

Anträge auf Versorgung für verfolgungsbedingte Gesundheitsschä-
den sowie Versorgungsleistungen für Hinterbliebene sind an das für 
den Wohnsitz zuständige Versorgungsamt zu stellen. Für Anträge auf 
Fürsorgeleistungen sind die Hauptfürsorgestellen beziehungs-
weise Integrationsämter der jeweiligen Länder zuständig und – so-
weit vorhanden – die örtlichen Fürsorgestellen für Kriegsopfer. Sie 
werden aber auch von den örtlichen Sozialämtern entgegengenom-
men und an die zuständigen Stellen weitergeleitet. Fürsorgeleistun-
gen umfassen eine Reihe von Leistungen zur individuellen Ergänzung 
der übrigen Versorgungsleistungen. Das können unter anderem 
ergänzende Hilfen zum Lebensunterhalt, Hilfen zur beruflichen Reha-
bilitierung und zur Pflege sowie Erholungshilfen sein. Die Anschrif-
ten der Versorgungsverwaltungen sind auf den Seiten 159 ff und die 
der Hauptfürsorgestellen auf den Seiten 161 ff aufgeführt.

Ein Anspruch auf eine monatliche besondere Zuwendung für Haftop-
fer („Opferrente“) besteht, wenn eine mit wesentlichen Grundsätzen 
einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbare Frei-
heitsentziehung mit einer Mindesthaftzeit von 90 Tagen erlitten 
wurde und die oder der Betroffene in seiner wirtschaftlichen Lage 
besonders beeinträchtigt ist. Für die Beantragung der sogenannten 
Opferpension finden sich die zuständigen Behörden und deren An-
schriften auf den Seiten 153 ff. Die monatliche besondere Zuwen-
dung erhält nur die oder der Betroffene. Die nächsten Angehöri-
gen von Hingerichteten oder Personen, die während oder nach der 
Freiheitsentziehung an deren Folgen verstorben sind, können Un-
terstützungsleistungen von der Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge (Anschrift siehe Seite 86) erhalten. 

1.2. Das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz

Das VwRehaG hat die Aufhebung vom StrRehaG nicht erfasster ele-
mentar rechtsstaatswidriger Maßnahmen von DDR-Organen be-
ziehungsweise die Feststellung von deren Rechtsstaatswidrigkeit 
zum Gegenstand, wenn die Maßnahme zu einer gesundheitlichen 
Schädigung, zu einem Eingriff in die Vermögenswerte oder zu einer 
beruflichen Benachteiligung geführt hat und die Folgen noch unmit-
telbar schwer und unzumutbar fortwirken. Ist das der Fall und es 
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liegen keine Ausschließungsgründe vor, so hat der Betroffene Fol-
geansprüche, die sich je nach verletztem Rechtsgut nach den ein-
schlägigen Gesetzen richten. Das sind bei Gesundheitsschäden das 
Bundesversorgungsgesetz, bei Eingriffen in das Vermögen das Ver-
mögensgesetz beziehungsweise das Entschädigungsgesetz und bei 
Eingriffen in Ausbildung oder Beruf das Berufliche Rehabilitierungs-
gesetz. Zuständig für die Folgeansprüche sind jeweils die Behörden, 
die für die Leistungen nach den genannten Gesetzen verantwortlich 
sind. Das sind die Versorgungsämter, die Ämter zur Regelung offener 
Vermögensfragen und die nach dem Beruflichen Rehabilitierungs-
gesetz zuständigen Behörden.

Anträge auf verwaltungsrechtliche (und gegebenenfalls berufliche) 
Rehabilitierung sind an die in den neuen Ländern und Berlin einge-
richteten Rehabilitierungsbehörden zu stellen (Anschriftenverzeich-
nis der Rehabilitierungsbehörden auf den Seiten 150). Zuständig ist 
die Rehabilitierungsbehörde des Landes, in dessen Gebiet die rechts-
staatswidrige Maßnahme ergangen ist. Die Anschriften der Versor-
gungsämter sind auf den Seiten 159 und die der Ämter zur Regelung 
offener Vermögensfragen auf den Seiten 163 aufgeführt.

Die Novellierung der Rehabilitierungsgesetze vom 28. November 
2019 (Sechstes Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher 
Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen 
DDR) berücksichtigt erstmals Opfer von Zersetzungsmaßnahmen 
und ermöglicht ihnen Entschädigungszahlungen. 

1. 3. Das Berufliche Rehabilitierungsgesetz

Das BerRehaG sieht für die Eingriffe in den Beruf oder in die berufs-
bezogene Ausbildung, die der politischen Verfolgung gedient haben, 
Rehabilitierung und soziale Ausgleichsleistungen vor. Schwerpunkt 
der gesetzlichen Regelung ist der Ausgleich von Nachteilen bei der 
Rente. Daneben gibt es für die Opfer politischer Verfolgung im beruf-
lichen Bereich eine bevorzugte Förderung von Fortbildungen, Um-
schulungen und Studium. Für die berufliche Rehabilitierung sind die 
Rehabilitierungsbehörden des Landes zuständig, von dessen Gebiet 
die Verfolgungsmaßnahme oder die rechtsstaatswidrige Verwal-
tungsmaßnahme ausgegangen ist (Anschriftenverzeichnis der Re-
habilitierungsbehörden auf den Seiten 150). Hat ein Eingriff in den 
Beruf oder die Ausbildung in politischer Haft bestanden, muss – im 
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Hinblick auf die Haftzeit – zunächst ein strafrechtliches Rehabili-
tierungsverfahren durchgeführt werden. Das ist nicht erforderlich, 
wenn bereits eine Anerkennung als politischer Häftling nach § 10 
Absatz 4 des Häftlingshilfegesetzes (HHG) vorliegt, wenn ein Kassa-
tionsverfahren erfolgreich durchgeführt worden oder wenn die Auf-
hebung oder Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit der Maßnah-
me nach dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz erfolgt 
ist. 

Für die bevorzugte Förderung der beruflichen Fortbildung, Umschu-
lung und Studium sind die örtlichen Arbeitsämter und die BAföG-
Ämter zuständig. Ausgleichsleistungen für Verfolgungsopfer in 
schwieriger wirtschaftlicher Situation sind bei dem für den Wohnsitz 
zuständigen Sozialamt zu beantragen.

1.4. Die Novellierung des Sozialen Entschädigungsrechts SGB XIV 
im Hinblick auf Anerkennung gesundheitlicher Folgeschäden

Mit Ausgabe im Bundesgesetzblatt am 19.12.2019 ist das Gesetz 
zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts (Bundesgesetz-
blatt Jahrgang 2019 Teil I Nr. 50) veröffentlicht worden.

Dieses Reformgesetz ist von der gesetzgeberischen Leitlinie getra-
gen, das Recht der Sozialen Entschädigung in einem eigenen Buch 
des Sozialgesetzbuchs (Sozialgesetzbuch – Vierzehntes Buch – 
SGB XIV) mit dem Ziel der Herstellung eines bürgernahen Zugangs zu 
den Leistungen der Sozialen Entschädigung zu öffnen. Das SGB XIV 
führt u.a. zu wichtigen Änderungen des Strafrechtlichen und Ver-
waltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes (Art. 12 und Art. 13). 
Der § 21 StrRehaG (Leistungen der Sozialen Entschädigung bei ge-
sundheitlicher Schädigung) wird in Absatz 5 geändert, so dass der 
bisherige Satz 1 („Zur Anerkennung einer Gesundheitsschädigung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrscheinlichkeit eines ur-
sächlichen Zusammenhangs.“) ergänzt wird mit Satz 2: „Sie ist ge-
geben, wenn nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissen-
schaft mehr für als gegen einen ursächlichen Zusammenhang spricht.“ 
Darüber hinaus werden der Vorschrift die Absätze 6 und 7 angefügt: 
„Bei psychischen Gesundheitsstörungen wird die Wahrscheinlichkeit 
des ursächlichen Zusammenhangs im Einzelfall vermutet, wenn die-
jenigen medizinischen Tatsachen vorliegen, die nach den Erfahrungen 
der medizinischen Wissenschaft geeignet sind, einen Ursachenzu-
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sammenhang zwischen einem nach Art und Schwere geeigneten 
schädigenden Ereignis und der gesundheitlichen Schädigung und der 
Schädigungsfolge zu begründen, und diese Vermutung nicht durch 
einen anderen Kausalverlauf widerlegt wird.“ (Absatz 6) und „Wenn 
die zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Schädigungsfol-
ge erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, 
weil über die Ursache der Gesundheitsstörung in der medizinischen 
Wissenschaft Ungewissheit besteht, kann mit Zustimmung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales dies Gesundheitsstö-
rung als Schädigungsfolge anerkannt werden. Die Zustimmung kann 
allgemein erteilt werden.“ (Absatz 7). Entsprechende Vorschriften 
gelten in § 3 des VwRehaG. Die genannten Gesetzesänderungen 
treten formal mit dem 01.01.2024 in Kraft (Art. 60 des Gesetzes zur 
Regelung des Sozialen Entschädigungsgesetzes). Die ab diesem 
Zeitpunkt zwingende Rechtsanwendung dürfte jedoch in der Zwi-
schenzeit in faktischer Hinsicht bereits Berücksichtigung finden, da 
die oben genannten Ergänzungsvorschriften zur Anerkennung der 
Ursächlichkeit zwischen schädigendem Ereignis und der gesundheitli-
chen Schädigung eine konsequente Umsetzung der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 12.06.2003 
(Az: B 9 VG 1/02 R) bedeuten. Neben der Anerkennung der von der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätze durch den Gesetzgeber 
ist mit der Neufassung des StrRehaG und VwRehaG aufgrund des 
SGB XIV mit erhöhter Rechtssicherheit und Rechtsklarheit für die 
Betroffenen zu rechnen.

1.5. Häftlingshilfegesetz

Das Häftlingshilfegesetz (HHG) ist anwendbar für Fälle, in denen 
Personen in Gewahrsam genommen wurden außerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik Deutschland, und zwar vor dem 01.01.1990. Der 
Tatbestand des Gewahrsams im Sinne des HHG bedeutet ein Festge-
haltenwerden auf eng begrenztem Raum unter dauernder Bewa-
chung oder ein zwangsweises Verbringen in ausländisches Staatsge-
biet. Die Anerkennung der Verfolgung wird durch eine Bescheini-
gung nach § 10 Absatz 4 HHG („10.4-Bescheinigung“) nachgewiesen. 
Die Bescheinigung ermöglicht die Beantragung von Leistungen 
nach dem StrRehaG wie Kapitalentschädigung und Opferrente sowie 
Versorgungsleistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz. Bis 
zum 30.06.2016 wurde durch die Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge in Bonn ein jährlicher Unterstützungsbeitrag bei Beste-
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hen einer sozialen Notlage gezahlt (§ 18 HHG). Nicht notwendig für 
die Anwendung des HHG ist eine vorherige strafrechtliche Rehabili-
tierung nach dem StrRehaG. Anwendung findet das Gesetz auch auf 
Personen, die nach politischer Haft aus der DDR fliehen konnten 
oder freigekauft wurden sowie solche, die auf dem Gebiet der ehe-
maligen Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) verhaftet und von 
sowjetischen Stellen interniert oder von einem Sowjetischen Militär-
tribunal (SMT) verurteilt wurden. Die unter 1.4. genannte Novellierung 
des SGB XIV gilt auch für die entsprechenden Regelungen des HHG.

1.6. Die Änderung des Adoptionsvermittlungsgesetzes (Hinweis)

Mit dem Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vor-
schriften für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 
(s. o. 7.) wurde auch das Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermG) 
vom 22.11.2019 (BGBl. I S. 1752) geändert. An dieser Stelle möchten 
wir darauf hinweisen, dass aufgrund des neugefassten § 9d AdVermG 
vorhandene personenbezogene Daten, die für Adoptionsvermittlung 
erhoben worden sind, „für die Durchführung bestimmter wissen-
schaftlicher Vorhaben zur Erforschung möglicher politisch motivier-
ter Adoptionsvermittlung in der DDR“ (Ziffer 6) verarbeitet werden 
können, jedoch in diesem Fall, so der Wortlaut der Vorschrift, die 
betroffenen Personen nicht kontaktiert werden dürfen.
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Ruth Ebbinghaus

1. Einführung

Viele Menschen aus der SBZ und DDR leiden bis heute unter den Fol-
gen politischer Verfolgung. Viele von ihnen haben lang und bis heute 
anhaltende und aus mehreren Einzelereignissen resultierende Trau-
matisierungen erlitten. Politische Verfolgung bestand in der DDR 
nicht nur aus der Haft selbst, sondern begann lange vor einer mögli-
chen Inhaftierung und endete nicht nach der Entlassung aus Gefäng-
nissen oder Jugendwerkhöfen. Die Maßnahmen der Verfolgung 
konnten sehr unterschiedlich sein. Dazu zählen operative Personen-
kontrollen (zum Beispiel Bespitzelung bis in den privaten/berufli-
chen Bereich, Hausdurchsuchungen, Provokationen) zum Zwecke der 
Zersetzung der Persönlichkeit und des Rufes, die unterschiedlichen 
Haftphasen mit physischer und vor allem psychischer Folter, weitere 
Repressalien nach der Haft, negative Erfahrungen mit Funktions-
trägern (wie Polizei, Gerichte, Behörden), Ausbildungsverbote und der 
Verlust des sozialen Status, des Berufes oder der gewohnten Um-
gebung. Psychische Folter, die besonders häufig in der U-Haft ange-
wandt wurde, wie beispielsweise Isolation, Schlafentzug, stunden-
lange Verhöre, ständige Demütigungen und Drohungen, Unterstimu-
lation, Schikanen oder menschunwürdige Transporte in Fahrzeugen 
mit engen Verschlägen, wirkt gemäß Amnesty International ähnlich 
wie physische Folter1 und führt auch Studien zufolge häufig zu 

1 Vgl. Pross, Christian: Gesundheitliche Folgen politischer Repressalien in der DDR. In: Berliner 
Ärzte 31 (1994), S. 19–20.

Psychische Langzeitfolgen und 
Probleme in der Kausalitätsbe-
gutachtung nach politischer 
Verfolgung in der ehemaligen 
SBZ und DDR

2.
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psychischen Traumafolgestörungen2. Auch die Zwangsumsiedlungen 
aus den Grenzgebieten waren mit einschneidenden Belastungen, 
dem Verlust des Eigentums, sozialem Abstieg und oft einer Unter-
bringung in unzumutbaren Wohnverhältnissen verbunden.

Neu hinzugetreten ist die Gruppe der ehemaligen Heimkinder der 
DDR, die den Expertisen3 zufolge nicht nur im bekannten geschlos-
senen Jugendwerkhof Torgau, sondern auch in vielen anderen Spe-
zialheimen Umerziehungsmaßnahmen mit massiver psychischer, 
körperlicher und auch sexueller Gewalt ausgesetzt waren. Ein Ent-
schädigungsanspruch setzt voraus, dass die Heimeinweisung der po-
litischen Verfolgung oder sonstigen sachfremden Zwecken gedient 
hat oder gänzlich unverhältnismäßig war, denn nur dann wird sie als 
freiheitsentziehende Maßnahme gesehen. 

2. Die psychischen Langzeitfolgen 

Die komplexen Traumatisierungen während der politischen Verfol-
gung in der DDR führten häufig auch zu sehr komplexen psychischen 
Störungen. Die Einflüsse der Traumatisierungen endeten nicht auto-
matisch mit dem Abschluss der Verfolgungszeit, sondern lösten 
einen langen traumatischen Prozess aus, der oft noch bis heute an-
hält. Dieser gestaltet sich abhängig von den individuellen Bewälti-
gungsmöglichkeiten der Betroffenen, zusätzlichen äußeren Lebens-
belastungen, dem Verlust von wichtigen Kompensationsmöglichkei-
ten wie Arbeit und Partnerschaft oder auch möglichen Reaktivierun-
gen der traumatischen Erlebnisse. So kann sich die Symptomatik im 
Verlauf auch verändern und unterschiedlich schwer ausgeprägt auf-

2 Vgl. Maercker, Andreas; Schützwohl, Matthias (1996). Posttraumatische Belastungsstörungen 
bei ehemaligen politischen Inhaftierten der DDR: Symptomatik, verursachende und aufrechter-
haltende Faktoren – die Dresden-Studie. In: Priebe, Stefan; Denis, Doris; Bauer, Michael (Hrsg.): 
Eingesperrt und nie mehr frei. Psychisches Leiden nach politischer Haft in der DDR. Darmstadt 
1996, S. 45–56; Maercker, Andreas; Gäbler, Ira; Schützwohl, Matthias: Verläufe von Traumafolgen 
bei ehemaligen politisch Inhaftierten der DDR. In: Der Nervenarzt 84 (2013) 1, S. 72–78; Priebe, 
Stefan; Rudolf, Heidi; Bauer, Michael; Häring, Bernhard: Psychische Störungen nach politischer 
Inhaftierung in der DDR – Sichtweisen der Betroffenen. In: Fortschritte der Neurologie Psychiatrie 
61 (1993), S. 55–61.

3 Vgl. Sack, Martin; Ebbinghaus, Ruth: Was hilft ehemaligen Heimkindern der DDR bei der Bewälti-
gung ihrer komplexen Traumatisierung? In: Der Beauftragte der Bundesregierung für die Neuen 
Bundesländer (Hrsg.): Aufarbeitung der Heimerziehung in der DDR. Expertisen. Berlin 2012,  
S. 299–397; Ebbinghaus, Ruth; Sack, Martin: Ehemalige Heimkinder der DDR. Was hilft bei der 
Bewältigung ihrer komplexen Traumatisierung? In: Trauma & Gewalt 7 (2013) 2 (Themenheft 
Heimkinder in der DDR), S. 108–117.
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treten.4 Es können deshalb lange Latenzzeiten zwischen dem trau-
matischen Ereignissen und dem Auftreten oder auch der ersten 
dokumentierten Feststellung der Symptomatik liegen. In einer Studie 
von Ira Gäbler5 wurden ehemalige politische Haftopfer der DDR un-
tersucht, erstmals 1995 und erneut 2008. Bei etwa 10 % der Studien-
teilnehmer / -innen traten demnach Neuerkrankungen einer Post-
traumatischen Belastungsstörung mit einer Verzögerung von 35 bis 
40 Jahren nach der ursprünglichen Traumatisierung auf. Von einigen 
Autoren wird beschrieben,6 dass auch im höheren Lebensalter unbe-
handelte posttraumatische Symptome in Häufigkeit und Belastungs-
grad zunehmen, dies ist aber noch nicht eindeutig erwiesen7. In 
einigen retrospektiven Untersuchungen konnte gezeigt werden, dass 
die Symptome im Rahmen des Alternsprozesses vermehrt auftraten.8 
Das Konzept der Traumareaktivierung9 spricht ebenfalls für eine Ver-
schlechterung des psychischen Befindens im Alter.

Als psychische Folgestörungen treten neben den typischen Sympto-
men der Posttraumatischen Belastungsstörung häufig auch Ände-
rungen in den persönlichen Einstellungen sich selbst und der Welt 
gegenüber und überdauernde Gefühle von Angst, Scham, Wut und 
ein ausgeprägtes Misstrauen auf. Betroffene erleben sich in ihrer 
Persönlichkeit verändert, wertlos, insuffizient, was die Auslösung 

4 Vgl. Davison, Eve; Pless, Anica; Gugliucci, Marilyn; King, Lynda; King, Daniel; Salgado, Dawn; Spiro, 
Avron; Bachrach, Peter: Late-Life Emergence of Early-Life Trauma. The Phenomenon of Late-
Onset Stress Symptomatology Among Aging Combat Veterans. In: Research on Aging 28 (2006) 
1, S. 84–114; Heuft, Gereon: Traumatisierung im Lebenslauf und Trauma-Reaktivierung im Alter. In: 
Psychotherapie im Alter 3 (2004) 1, S. 23–35; Solomon, Zahava; Ginzburg, Karni: Aging in the 
Shadow of War. In: Maercker, Andreas; Schützwohl, Matthias; Solomon, Zahava (Hrsg.): Traumatic 
Stress Disorder. A Lifespan Developmental Perspective. Göttingen 1999, S. 137–154; Kruse A, 
Schmitt E.: Reminiscence of Traumatic Experiences in (Former) Jewish Emigrants and Extermination 
Camp Survivors. In: Maercker A, Schützwohl M, Solomon Z (eds). Post-Traumatic-Stress Disor-
der – A lifespan developmental perspective. Göttingen: Hogrefe 1999; S. 155–76.

5 Vgl. Gäbler, Ira; Maercker, Andreas: Revenge Phenomena and Posttraumatic Stress Disorder in Former 
East German Political Prisoners. In: The Journal of Nervous and Mental Disease 199 (2011) 5,  
S. 287–294.

6 Vgl. Kruse A, Schmitt E.: Reminiscence of Traumatic Experiences. 
7 Vgl. Maercker A. Posttraumatische Belastungsstörungen und komplizierte Trauer. Lebensrückblicks- 

und andere Interventionen. In: Maercker A (Hrsg). Alterspsychotherapie und klinische Geronto-
psychologie. Heidelberg: Springer 2002; S. 245–82; Maercker A. Erscheinungsbild, Erklärungsan-
sätze und Therapieforschung. Therapie der posttraumatischen Belastungsstörungen. In: Maercker 
A (Hrsg). Therapie der posttraumatischen Belastungsstörungen. Heidelberg: Springer 2003; S. 3–35.

8 Vgl. Solomon; Ginzburg: Aging in the Shadow of War; Kruse A, Schmitt E.: Reminiscence of 
Traumatic Experiences.

9 Vgl. Heuft: Traumatisierung im Lebenslauf.
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zusätzlicher depressiver Störungen begünstigt. Die menschenun-
würdigen Transporte in den engen Verschlägen zum Beispiel im Bar-
kas und die Unterbringung in sehr engen Zellen oder im Sonderarrest 
haben Angststörungen oder spezifische Phobien vor engen, dunklen, 
geschlossenen Räumen ausgelöst. Die Ungewissheit über die Dauer 
und das Ausmaß der Strafen, ständige Verhöre, Misshandlungen, 
verbale Drohungen und die Demonstration völliger Macht über die 
Betroffenen haben das Gefühl von Sicherheit und Selbstwirksamkeit 
maßgeblich zerstört. Wie alle Menschen versuchen auch die Betrof-
fenen, das Erlebte zu bewältigen, und entwickeln unterschiedliche 
Mechanismen dazu. Um ihre Schlafstörungen, Ängste, Unruhe, Ner-
vosität oder depressiven Symptome zu kompensieren, greifen einige 
Betroffene zu Medikamenten, Alkohol oder Drogen und entwickeln 
Suchterkrankungen. Manche versuchen durch ständige Konfronta-
tion, Beschäftigung mit der Thematik und Kampf um Gerechtigkeit 
ihre Traumata zu bewältigen, aber reaktivieren so auch ständig das 
Erlebte. Andere Betroffene hingegen vermeiden jegliche Beschäfti-
gung mit dem Erlebten und haben sich stark zurückgezogen oder ver-
sucht, durch Ablenkung mit Arbeit oder dem Aufbau einer neuen 
Existenz und Familie das Ganze zu verdrängen.

Diese komplexen Folgestörungen bewirken erhebliche Funktions-
beeinträchtigungen in vielen Lebensbereichen der Betroffenen. Das 
ständige Misstrauen gegenüber allen Menschen führt in der Bezie-
hungsgestaltung zu Rückzug oder häufigen Konflikten in der Part-
nerschaft oder im sonstigen Umfeld. Die ungerechte Verurteilung 
und Verfolgung in der DDR erzeugt ein Gefühl völliger Hilflosigkeit 
und ein hohes Maß an Misstrauen gegenüber dem Staat, allen Behör-
den oder auch Autoritätspersonen. Es besteht oft ein ausgeprägtes 
Gerechtigkeitsbedürfnis, sodass die als unzureichend empfundene 
Anerkennungspolitik sich bei vielen Betroffenen in Ärger, Wut oder 
auch Resignation mit Enttäuschung und Abwendung von der Politik 
äußert. Das Sicherheitsgefühl ist maßgeblich erschüttert, die Welt 
wird als bedrohlich erlebt, weshalb ein hohes Kontrollbedürfnis ge-
genüber dem gesamten Umfeld besteht und Angst vor unübersicht-
lichen oder neuen Situationen oder Orten sowie eine ständige An-
spannung und Stressreaktionen auftreten. Der erhöhte Stresslevel 
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kann auf Dauer auch körperliche Erkrankungen begünstigen. All das 
kann bei den Betroffenen zu einer erheblichen Einschränkung in der 
Erlebnis- und Gestaltungsfähigkeit und den sozialen Aktivitäten 
bis hin zur Verminderung der beruflichen Belastungsfähigkeit führen. 

3. Probleme in der praktischen Anwendung der  
Entschädigungsgesetze

Seit 1992 wurden durch den Gesetzgeber mit dem Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) und den nachfolgenden SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzen Entschädigungsmöglichkeiten ge-
schaffen. Betroffene können einen Antrag an das zuständige Ver-
sorgungsamt stellen, wenn die Verfolgungsmaßnahmen zuvor ge-
richtlich rehabilitiert wurden. Werden Gesundheitsstörungen geltend 
gemacht, muss der Zusammenhang zwischen dem Gesundheits-
schaden und der vorliegenden rehabilitierten Verfolgungszeit mit 
ausreichender Wahrscheinlichkeit in einer Kausalitätsbegutachtung 
nachgewiesen und das Ausmaß der Einschränkungen im Leben der 
Betroffenen beurteilt werden. Dieser geforderte Nachweis führt in 
der Begutachtungspraxis oft zu schwierigen Abgrenzungsproble-
men, da die Verfolgungszeit meist lange zurückliegt und im Leben 
der Betroffenen weitere belastende Ereignisse vorliegen können, die 
ebenfalls Gesundheitsstörungen auslösen können. Die Kausalitäts-
begutachtung soll nach einer Empfehlung des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales10 an die zuständigen Versorgungsämter 
möglichst nur von Gutachterinnen und Gutachtern mit besonderer 
Erfahrung in der Begutachtung von psychischen Traumafolgen und 
ausreichendem Hintergrundwissen durchgeführt werden. Dies wird 
bisher aber bundesweit nur von einigen Ämtern und Gerichten aus-
reichend umgesetzt. Es bestehen deshalb nach wie vor sowohl deut-
liche Unterschiede in der Qualifikation der Gutachter als auch in der 
Durchführung und Abfassung der Gutachten. Daraus resultieren er-
hebliche Qualitätsunterschiede und teilweise gegenteilige Beurtei-
lungen der Gutachter. Dies führt zu Problemen in den Entscheidungs-
prozessen der Richter, damit einhergehend zu einer langen Dauer 
der Gerichtsverfahren über mehrere Instanzen mit wiederholten Be-
gutachtungen, zu hohen Kosten und nicht zuletzt zu erheblichen 
psychischen Belastungen für die Betroffenen.

10 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.): Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachter-
tätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht (Teil 2 SGB IX). 
Bonn 2008.
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Häufig werden auch heute noch die wichtigen Voraussetzungen für 
eine qualifizierte Begutachtung, wie die Schaffung einer vertrauens-
vollen Atmosphäre und günstiger Rahmenbedingungen, von Gut-
achtern zu wenig beachtet.11 Gerade für eine Begutachtung politisch 
Verfolgter sind jedoch eine neutrale, dabei aber empathische Haltung 
des Gutachters und das Gefühl von Sicherheit und ausreichendem 
Vertrauen für die Erhöhung der Mitteilungsbereitschaft unabding-
bar. Andere wichtige Probleme in der Begutachtungspraxis, zum Bei-
spiel mit der diagnostischen Einordnung der Störungsbilder, bei der 
Kausalitätsbeurteilung, der Erhebung der posttraumatischen Sym-
ptome und der Glaubhaftigkeitsprüfung, wurden von der Autoren-
gruppe der Arbeitsgruppe Begutachtung der Deutschsprachigen 
Gesellschaft für Psychotraumatologie (DeGPT) in Artikeln und im 
Beitrag der Autorin in der Publikation „Verborgene Wunden“12 be-
handelt.13

Die Gutachter werden vom Auftraggeber ausgewählt (außer bei An-
wendung von § 109 SGG), die Betroffenen haben kaum Mitsprache-
rechte. Dabei sehen einige Ämter und Gerichte eine langjährige Er-
fahrung in der Therapie und Begutachtung psychischer Traumafol-
gen, spezielle Kenntnisse zu politischen Hintergründen sowie eine 
wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Thema beispielsweise in 
öffentlichen Vorträgen nicht als wichtige Grundlage für eine Qualifi-

11 Vgl. Ebbinghaus, Ruth: Die Gutachterliche Diagnostik. In: Sack, Martin; Sachsse, Ulrich; Schellong, 
Julia (Hrsg.): Komplexe Traumafolgestörungen. Diagnostik und Behandlung von Folgen schwerer 
Gewalt und Vernachlässigung. Stuttgart 2013, S. 125–143; Ebbinghaus, Ruth; Denis, Doris; Biesold, 
Karl-Heinz: Probleme in der aktuellen Begutachtungspraxis psychischer Traumfolgestörungen. 
In: Trauma & Gewalt 8 (2014) 2 (Themenheft Begutachtungspraxis psychisch reaktiver Traum-
folgen, hrsg. von Guido Flatten und Ruth Ebbinghaus), S. 102–113.

12 Vgl. Ebbinghaus, Ruth: Probleme in der aktuellen Begutachtungspraxis psychischer Traumfolgestö-
rungen, Betroffene politischer Verfolgung und ehemalige Heimkinder der DDR. In: Trobisch-Lütge, 
Stefan; Bomberg, Karl-Heinz (Hrsg.): Verborgene Wunden. Spätfolgen politischer Traumatisierung 
in der DDR und ihre transgenerationale Weitergabe. Gießen 2015, S. 321–338.

13 Vgl. Denis, Doris; Liebermann, Peter; Ebbinghaus, Ruth: Gutachterliche Diagnostik der Posttraumati-
schen Belastungsstörung. In: Trauma & Gewalt 8 (2014) 2 (Themenheft Begutachtungspraxis 
psychisch reaktiver Traumfolgen, hrsg. von Guido Flatten und Ruth Ebbinghaus), S. 114–124; 
Ebbinghaus, Ruth: Die Begutachtung psychisch reaktiver Traumafolgen nach politischer Verfolgung 
in der ehemaligen SBZ / DDR, hrsg. von der Landesbeauftragten des Freistaates Thüringen für die 
Unterlagen des Staatsicherdienstes der ehemaligen DDR. Erfurt 2007; Haenel, Ferdinand: Zur Be-
gutachtung psychisch reaktiver Traumafolgen in aufenthaltsrechtlichen Verfahren. In: Zeitschrift 
für Psychotraumatologie und Psychologische Medizin 1 (2003) 4, S. 19–26; Ebbinghaus; Denis; 
Biesold: Probleme in der aktuellen Begutachtungspraxis psychischer Traumfolgestörungen und 
Ebbinghaus: Die Gutachterliche Diagnostik.
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kation eines Gutachters an, sondern sie vertreten schriftlich oder 
mündlich den Standpunkt, diese Voraussetzungen führten zu einer 
einseitigen Beurteilung zugunsten der Betroffenen. So kann nicht 
nur die persönliche Einstellung von Gutachtern, sondern auch die der 
Richter oder der Mitarbeiter der zuständigen Behörden, letztlich 
das Ergebnis einer Begutachtung maßgeblich beeinflussen. Die Be-
troffenen dagegen berichten, dass sie in manchen Fällen durch 
Unkenntnis des Gutachters zu den Hintergründen der traumatischen 
Erlebnisse zusätzlich belastet werden, da sie dem Gutachter grund-
sätzliche Dinge erklären müssen oder ihre Angaben aus Unwissenheit 
sogar angezweifelt werden. In diesen Fällen wird das Misstrauen der 
Betroffenen und die Angst, erneut ungerecht behandelt zu werden, 
reaktiviert und manche Personen brechen sogar die Begutachtung 
ab. Da Betroffene aufgrund von Vermeidungsverhalten und Scham-
gefühl oft nicht spontan über wichtige Details berichten, wie etwa 
sexuelle Übergriffe oder besondere Haftbedingungen, ist es aber ent-
scheidend, dass Gutachter über spezielle Hintergrundkenntnisse 
verfügen. Betroffene beklagen auch, dass einige Versorgungsämter 
und Gerichte immer häufiger eine zusätzliche Begutachtung und lan-
ge Testverfahren zur Überprüfung der Glaubhaftigkeit ihrer Angaben 
und der Folgesymptomatik verlangen. Bisher gibt es aber keinerlei 
Anhaltspunkte und keine wissenschaftlichen Belege, die für ein ver-
stärktes Vortäuschen der Probanden in diesem Bereich sprechen. 
In Fachkreisen bestehen berechtigte Zweifel und unterschiedliche 
Ansichten darüber, ob sich die Untersuchung zur möglichen Simula-
tion und die dazu verwendeten Testverfahren überhaupt zur Beur-
teilung schwer komplex traumatisierter Probanden – die ja Zeuge 
und Opfer zugleich sind und die häufig unter dissoziativer Sympto-
matik, speziellen Gedächtnisstörungen und/oder Vermeidungsver-
halten leiden – überhaupt eignet.14 Auch sollte berücksichtigt werden, 
dass politisch Verfolgte schon einmal zu Unrecht verurteilt wurden 
und ihnen nicht geglaubt wurde, weshalb bei ihnen ein starkes Ge-
rechtigkeitsbedürfnis, Misstrauen und eine Angst vor erneuter Fehl-

14 Mohrbach, Charlotte: Zur Frage der Aussagetüchtigkeit bei der Diagnose „Dissoziative Identitäts-
störung“. In: Praxis der Rechtspsychologie 13 (2003) 2, S. 354–359; Stang, Kirsten; Sachsse, 
Ulrich: Trauma und Justiz. Stuttgart 2007, Dressing, Harald; Foerster, Klaus: Begutachtung der post-
traumatischen Belastungsstörung. In: Fortschritte der Neurologie Psychiatrie 78 (2010), S. 475–478; 
Dressing, Harald; Foerster, Klaus: Forensisch-psychiatrische Beurteilung posttraumatischer Belas-
tungsstörungen. In: Der Nervenarzt 85 (2014), S. 279–289; Leonhardt, Martin; Foerster, Klaus: 
Probleme bei der Begutachtung der posttraumatischen Belastungsstörung. In: Der medizinische 
Sachverständige 99 (2003) 5, S. 150–155.
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beurteilung besteht. Eine zusätzliche Glaubhaftigkeitsbeurteilung 
sollte deshalb nur bei erheblichen Zweifeln und mit der ausreichen-
den Umsicht bei der Opfergruppe politisch Verfolgter durchge-
führt werden. Es gehört ohnehin zum Handwerkszeug eines jeden 
Gutachters, sich aufgrund ausführlicher Befunderhebung, Anamne-
se, der Verhaltensbeobachtung, der Auswertung der Aktenlage und 
des Wissens über Entstehung und Verlauf der Symptomatik ein um-
fassendes Bild zu machen, um eine mögliche Übertreibung oder 
Simulation der Angaben eines Probanden zu beurteilen. 

In der heutigen Begutachtungspraxis psychischer Traumafolgestö-
rungen politisch Verfolgter und der ehemaligen Heimkinder der DDR 
bestehen einerseits also durchaus nachvollziehbare Probleme, man-
che Fehler und zusätzliche Belastungen für die Betroffenen könnten 
aber bei besserer Qualifikation und ausreichender Fortbildung der 
Gutachter in der Durchführung und Abfassung der Gutachten vermie-
den werden.

Ausstellung in der Gedenkstätte Geschlossener Jugendwerkhof Torgau
© Bundesstiftung Aufarbeitung 
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Stefan Trobisch-Lütge 

Für Menschen, die über längere Zeit totalitäre Unterwerfung erlebt 
haben, wurde von Herman15 die Diagnose der Komplexen posttrau-
matischen Belastungsstörung (komplexe PTBS) vorgeschlagen. 
Diese wurde als schwere, anhaltende Traumatisierung in das neue 
DSM-5 (Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders) 
aufgenommen und hat ebenso Einzug in die neue ICD-11 (Internati-
onal Statistical Classification of Diseases and Related Health Pro-
blems) gefunden. Auch bei einer größeren Gruppe von Verfolgten 
der SED-Diktatur zeigen sich regelrechte „Verfolgtenkarrieren“ mit 
komplexen Traumafolgestörungen. Diese begannen häufig mit der 
Nichtanpassung an die sozialistischen Kollektive, darauf folgte die 
extreme Begrenzung des Aktivitätsraums, bei Kindern und Jugendli-
chen auch die Unterbringung in Kinderheimen und / oder Jugendwerk-
höfen. Nicht selten folgten Fluchtversuche mit Hafteinweisung und 
häufiger weitere Stigmatisierung und Bestrafungen nach der Haft-
entlassung in die DDR. Eine Reihe empirischer Studien belegen die 
seelischen Folgeschäden bei politisch Verfolgten in der ehemali-
gen DDR.16 Noch in der Folgeuntersuchung der Dresden-Studie 

15 Vgl. Herman, Judith Lewis: Die Narben der Gewalt. Traumatische Erfahrungen verstehen und 
überwinden. Paderborn 2003.

16 Vgl. Maercker, Andreas; Schützwohl, Matthias: Posttraumatische Belastungsstörungen bei ehema-
ligen politischen Inhaftierten der DDR: Symptomatik, verursachende und aufrechterhaltende 
Faktoren – die Dresden-Studie. In: Priebe, Stefan; Denis, Doris; Bauer, Michael (Hrsg.): Eingesperrt 
und nie mehr frei. Psychisches Leiden nach politischer Haft in der DDR. Darmstadt 1996, S. 45–56; 
Priebe, Stefan; Denis, Doris; Bauer, Michael (Hrsg.): Eingesperrt und nie mehr frei. Psychisches Leiden 
nach politischer Haft in der DDR. Darmstadt 1996; Freyberger, Harald Jürgen; Frommer, Jörg; 
Maercker, Andreas; Steil, Regina: Gesundheitliche Folgen politischer Haft in der DDR. Experten-
gutachten als Broschüre hrsg. von der Konferenz der Landesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatsicherheitsdienstes der ehemaligen DDR. Dresden 2003.

3. Belastete Beziehungen –  
Auswirkungen politischer 
Verfolgung der SED-Diktatur  
auf die zweite Generation
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201317 betrug die PTBS-Prävalenzrate (Krankheitshäufigkeit) 32,6 
Prozent. Somit litt jeder dritte ehemalige politische Gefangene der 
DDR zum Befragungszeitpunkt nach wie vor unter den psychischen 
Folgen der Inhaftierung. Heute bestimmen häufig Ungerechtigkeits-
gefühle und Enttäuschung die Stimmung bei den politisch Verfolg-
ten in Bezug auf die juristische und moralische Aufarbeitung von 
DDR-Unrecht, man sieht sich als Verlierer im Prozess der Wiederver-
einigung. Linden und Kollegen18 haben in den vergangenen Jahren 
mit der „posttraumatischen Verbitterungsstörung“ (posttraumatic 
embitterment disorder, PTED) eine weitere Störung analog zur PTBS 
beschrieben. 

Inzwischen wird deutlich, dass die elterliche Traumatisierung auch bei 
den Nachkommen politisch Verfolgter der SED-Diktatur angekom-
men ist und diese zwingt, sich mit den seelischen Folgen politischer 
Repression in der SBZ und DDR ihrer Eltern auseinandersetzen. Dies 
zeigt sich unter anderem auch in einer erhöhten Nachfrage in der 
Beratungsstelle Gegenwind in Berlin, eine psychosoziale Einrichtung, 
in welcher der Autor mit seinem Team seit über 20 Jahren mit poli-
tisch Traumatisierten der SED-Diktatur und ihren Familien psycho-
therapeutisch arbeitet. Grundsätzlich gilt bei transgenerationaler 
Weitergabe traumatischer Erfahrungen, dass Kinder und Jugendliche 
nicht nur durch direktes Miterleben der elterlichen Verfolgung, son-
dern auch mittelbar von den Verfolgungserfahrungen ihrer Eltern 
betroffen sein können. Auch bei deutlich nach einer Traumatisierung 
der Eltern oder eines Elternteils geborenen Kindern können entspre-
chende Erfahrungen auf die Nachkommen einwirken. Inzwischen 
werden dafür auch epigenetische Vorgänge verantwortlich gemacht. 
Traumatische Erfahrungen und Stress, vor allem in der frühen Kind-
heit, führen zu epigenetischen Veränderungen, die in Zusammenhang 
mit Symptomen einer Traumafolgestörung stehen. Traumatisierung 
kann sich so von einer auf die nächste Generation übertragen. Sowohl 
aus psychologischer als auch aus epigenetischer Perspektive ist hier-
für die Mutter-Kind-Beziehung zentral. Weiterhin ist aber unklar, ob 
epigenetische Veränderungen biologisch vererbt oder durch verän-
dertes Verhalten der Mutter (Stress) ausgelöst werden.

17 Vgl. Maercker, Andreas; Gäbler, Ira; Schützwohl, Matthias: Verläufe von Traumafolgen bei ehemali-
gen politisch Inhaftierten der DDR. In: Der Nervenarzt 84 (2013) 1, S. 72–78.

18 Vgl. Linden, Michael, Schippan, Barbara; Baumann, Kai und Spielberg, Rüdiger: Die posttraumatische 
Verbitterungsstörung (PTED). Abgrenzung einer spezifischen Form der Anpassungsstörungen. In: 
Der Nervenarzt, 75 (2004) 1, S. 51–57.
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Kinder und Jugendliche können das Miterleben der Verarbeitungsver-
suche naher Angehöriger, die traumatisiert wurden, selber als belas-
tend empfinden sowie Symptome einer Posttraumatischen Belas-
tungsstörung oder andere psychische Symptome zeigen. Als Risiko-
faktoren, die bezogen auf die Familie mit der Entstehung einer psy-
chischen Erkrankung der Nachkommen in Zusammenhang gebracht 
werden, sind neben bestehender Psychopathologie der Eltern auch 
Gewalt- beziehungsweise Verfolgungserfahrungen zu sehen, die die 
Familie betreffen. Traumatisierte Eltern verhalten sich danach in der 
Interaktion mit ihrem Kind eher aggressiv-feindlich, sie machen dem 
Kind Angst oder werden geängstigt, geraten auch in Zustände von 
Ohnmacht und Hilflosigkeit.19 Schützwohl und Maercker konnten 
verstärkte Ärgerreaktionen bei ehemaligen politisch Verfolgten der 
SED-Diktatur nachweisen.20

Böhm untersuchte mithilfe von Fragebögen und biografisch-narra-
tiven Interviews 64 Personen, deren Eltern aus politischen Gründen 
in der DDR inhaftiert waren.21 Betrachtet wurden Aspekte der Eltern-
Kind-Beziehung nach der elterlichen Haft und Haltungen zur inner-
familiären Kommunikation. Risiken für die Nachkommen zeigten sich 
als traumatisierendes Potential zum Beispiel durch das Miterleben 
der Abholung der Eltern oder einer Hausdurchsuchung. Dabei handelte 
es sich um beabsichtigte Verwicklungen in die repressiven Praktiken 
der Staatssicherheit. Als Ressourcen für die psychische Gesundheit 
der Kinder wurde die Qualität der Bewältigungsmechanismen des 
sozialen Umfelds benannt. Es zeigten sich Folgen auch für Kinder, die 
nach der Haft geboren worden waren. Generell wurden Prozesse des 
Zusammenrückens oder der Distanzierung zwischen den Generatio-
nen beobachtet.

In einer empirischen Untersuchung von Klinitzke und Kollegen wur-
den 43 Nachkommen ehemals politisch inhaftierter Personen in Ost-
deutschland auf Ängstlichkeit, Depressivität, Somatisierung und 

19 Vgl. Van IJzendoorn, Marinus; Schuengel, Carlo; Bakermans-Kranenburg, Marian: Disorganized 
Attachment in Early Childhood: Meta-analysis of Precursors, Concomitants, and Sequelae. In: 
Development and Psychopathology 11 (1999) 2, S. 225–250.

20 Vgl. Schützwohl, Matthias; Maercker, Andreas: Anger in Former East German Political Prisoners. 
Relationship to Posttraumatic Stress Reactions and Social Support. Journal of Nervous and Mental 
Disease 188 (2000) 8, S. 483–489.

21 Vgl. Böhm, Maya: „Was wird jetzt mit den Kindern?“ Zur Lebenssituation von Kindern politisch 
inhaftierter Eltern in der DDR. In: Böick, Marcus; Hertel, Anja; Kuschel, Franziska (Hrsg.): Aus einem 
Land vor unserer Zeit. Eine Lesereise durch die DDR-Geschichte. Berlin 2012, S. 47–57.
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Posttraumatische Belastungssymptome untersucht.22 Danach 
gab es Hinweise darauf, dass etwa 50 Prozent der Nachkommen 
politisch Inhaftierter in der SBZ und DDR im Durchschnitt in diesen 
psychischen Störungsbereichen signifikant stärker belastet sind als 
eine repräsentative alters-, geschlechts-, und bildungsparallelisierte 
Stichprobe der Allgemeinbevölkerung. 88,4 Prozent der befragten 
Nachkommen berichteten mindestens ein selbst erlebtes trauma-
tisches Ereignis im Zusammenhang mit der Verfolgung der Eltern. 
Nachkommen, bei denen beide Elternteile in politischer Haft waren, 
wiesen über alle Störungsbereiche hinweg tendenziell höhere Be-
lastungswerte auf.

In einer qualitativen Untersuchung des Autors wurde deutlich, dass 
die Nachkommen politisch Verfolgter der SED-Diktatur in vielfältiger 
Weise in das Verfolgungsgeschehen ihrer Eltern involviert sind.23 
Durch die häufig zu beobachtende Chronifizierung der elterlichen Ver-
folgungssymptomatik – bestimmt von sozialem Rückzug, hohem 
Misstrauen sowie Verbitterung – sind viele Nachkommen in eine Aus-
einandersetzung beziehungsweise in eine Rekonstruktion der elter-
lichen Verfolgungsgeschichte gezwungen. Eigenes Erleben der Nach-
kommen trifft danach häufig auf nur bruchstückhafte, verunsichern-
de Erinnerungssegmente der Elterngeneration. Irritierende Verfol-
gungspraktiken der Staatssicherheit hatten häufig bewirkt, dass 
durch schwere persönliche Verunsicherungen Zweifel am Gehalt der 
autobiographischen Erinnerungen entstanden sind.24 Interne Ent-
scheidungs- und Verarbeitungsprozesse unter den Lebensbedingun-
gen einer Diktatur, die auch den Umgang mit den eigenen Kindern 
betrafen, und externe Verfolgungseinflüsse der verfolgten Elternge-
neration ließen sich aus Sicht der Nachkommen nur schwer vonein-
ander unterscheiden. Die Rechtmäßigkeit und Angemessenheit der 

22 Vgl. Klinitzke, Grit; Böhm, Maya; Brähler, Elmar; Weißflog, Gregor: Ängstlichkeit, Depressivität, Soma-
tisierung und Posttraumatische Belastungssymptome bei den Nachkommen ehemals politisch 
inhaftierter Personen in Ostdeutschland (1945–1989). In: Psychotherapie, Psychosomatik, medi-
zinische Psychologie 62 (2012) 1, S. 18–24.

23 Vgl. Trobisch-Lütge, Stefan: Überwachte Vergangenheit. Auswirkungen politischer Verfolgung der 
SED-Diktatur auf die Zweite Generation. In: Trobisch-Lütge, Stefan; Bomberg, Karl-Heinz (Hrsg.): 
Verborgene Wunden. Spätfolgen politischer Traumatisierung in der DDR und ihre transgenerationale 
Weitergabe. Gießen 2015, S. 195–244.

24 Vgl. Trobisch-Lütge, Stefan: „Ich bin ein Haftfolgeschaden“. Protrahierte Unbestimmbarkeit in der 
Rekonstruktion traumatischer Erfahrungen bei den Nachkommen politisch Verfolgter der SED-
Diktatur. In: Zeitschrift für Psychotraumatologie, Psychotherapiewissenschaft, Psychologische 
Medizin 8 (2010) 1, S. 41–51.
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eigenen Erinnerung wurde zudem durch geschichtliche Relativie-
rungsversuche im öffentlichen Raum bezüglich des Unrechtscha-
rakters der DDR angezweifelt. Somit ergab sich für die Folgegene-
ration die schwierige Aufgabe, Fragen an die Angemessenheit und 
die Berechtigung der eigenen und der elterlichen Erinnerungen zu 
stellen. Die Ergebnisse zeigten, dass sich die Einstellungen und Ver-
haltensweisen der zweiten Generation in einem permanenten Ab-
tastvorgang des eigenen und des elterlichen Schädigungspotentials 
darstellen. In der Überwachung der elterlichen Geschichte tauchen 
bei den Nachkommen auch Zweifel an bestimmten Persönlichkeits-
merkmalen der Eltern auf. Damit reagierten die Nachkommen auf 
die schweren persönlichen Verunsicherungen der Eltern, die durch 
Haft und irritierende Verfolgungspraktiken der Staatssicherheit 
hervorgerufen wurden. 

Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass die Nachkommen 
von einer höheren Transparenz im Aufarbeitungsprozess der Eltern-
generation profitieren konnten. Hierbei kommt es darauf an, Einblicke 
in die Verfolgungsumstände, die damaligen Motive (zum Beispiel für 
einen Fluchtversuch), aber auch Bewältigungspotentiale in Bezug auf 
die erlebten traumatischen Erfahrungen der Eltern zu erhalten und 
damit ein Klima von Einfühlungs-, aber auch Abgrenzungsprozessen 
zu ermöglichen. Dieses sorgt im Idealfall dafür, dass das zu verarbei-
tende traumatische „Material“ nur portionsweise und mit entspre-
chender Kennzeichnung – als belastender und bearbeitbarer Inhalt der 
Lebensgeschichte der Eltern und der Kinder – im familiären Binnen-
raum „verdaut“ werden kann und nicht als traumatisches Gift unver-
standen das familiäre Klima langfristig belastet und schädigt.

Die Erfahrungen der Beratungsstelle Gegenwind sprechen dafür, dass 
die psychosoziale und psychotherapeutische Begleitung politisch 
Verfolgter der SED-Diktatur und ihrer Familienangehörigen einen 
immer höheren Stellenwert einnehmen sollte. Unterstützung finden 
sollten darüber hinaus Aktivitäten von Opferverbänden, die sich für 
soziale Angebote und Maßnahmen, wie zum Beispiel Erzähl- und 
Begegnungscafés oder Zeitzeugen-Theater einsetzen, die auch die 
Traumageschichte der Familien miterzählen. Erwünscht ist zudem 
eine „strukturell gesicherte“ Teilhabe von Opfern transgenerationaler 
Traumatisierungen am erinnerungspolitischen Diskurs, zum Beispiel 
bei öffentlichen Debatten und Entscheidungen über die Ge denk stät-
tenpolitik.
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 Marienfelder Allee 66–80, 12277 Berlin

 Doping-Opfer-Hilfe e. V. (DOH) 58
 Neue Grünstraße 38, 10179 Berlin

 Forum für politisch verfolgte und inhaftierte Frauen der 
 SBZ/SED-Diktatur e. V 59
 c / o UOKG e. V., Ruschestraße 103, Haus 1, 10365 Berlin

 Forum zur Aufklärung und Erneuerung e. V. 60
 Ruschestraße 103, Haus 4, 10365 Berlin

 Gegenwind – Beratungsstelle für politisch Traumatisierte der 
 SED-Diktatur 60
 Bredowstraße 36, 10551 Berlin

 OvZ-DDR e. V. – Hilfe für Opfer von DDR-Zwangsadoptionen 61
 c / o UOKG, Ruschestraße 103, Haus 1, 10365 Berlin

 Lagergemeinschaft Workuta / GULag-Sowjetunion 62
 Stefan Krikowski, Berlin
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 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Geschäftsstelle und Anlauf- 
 und Beratungsstellen Berlin 62
 an verschiedenen Standorten in Berlin

 Stiftung Berliner Mauer 63
 Bernauer Straße 111, 13355 Berlin

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) – 
 Bundesgeschäftsstelle und Landesverband Berlin-Brandenburg 64
 Hardenbergplatz 2, 10623 Berlin

 

BRANDENBURG

 Die Beauftragte des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der   
 Folgen der kommunistischen Diktatur (LAkD) 65
 Hegelallee 3, 14467 Potsdam

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle Brandenburg 66
 Die Beauftragte des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der Folgen 
 der kommunistischen Diktatur (LAkD), 
 Am Stellwerk 1, 14473 Potsdam

 Asklepios Fachklinikum Teupitz – Psychiatrische Institutsambulanz 67
 Buchholzer Straße 21, Haus 1, 15755 Teupitz

 Deutscher Verein Anti-D HCV-Geschädigter e. V. 68 
 Schönerlinder Chaussee 4, 16348 Wandlitz OT Schönerlinde

 Evangelische Kirchengemeinde Lieberose und Land – 
 Dokumentationsstätte Sowjetisches Speziallager Nr. 6 Jamlitz 1945–47 68
 Markt 19, 15868 Lieberose

 Gedenkstätte und Museum Sachsenhausen 69
 Straße der Nationen 22, 16515 Oranienburg

 Häftlingsinitiative Gedenkstätte Lindenstraße 69
 c / o Stiftung Gedenkstätte Lindenstraße, Lindenstraße 54, 14467 Potsdam

 Initiativgruppe Internierungslager Jamlitz e. V. 70
 Cottbuser Straße 13, 15868 Lieberose

 Initiativgruppe Internierungslager Ketschendorf / Sowjetisches 
 Speziallager Nr. 5 e. V. 70
 Frankfurter Straße 4, 15517 Fürstenwalde / Spree

 Initiativgruppe Lager Mühlberg e. V. 70
 Schulplatz 4, 04931 Mühlberg / Elbe

 Kindergefängnis Bad Freienwalde n. e. V. – Interessengemeinschaft 
 ehemaliger Heimkinder Ost 71
 c / o Roland Herrmann, Langewahler Straße 7, 15517 Fürstenwalde / Spree
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 Menschenrechtszentrum Cottbus e. V. 71 
 Bautzener Straße 140, 03050 Cottbus 

 Opferhilfe Land Brandenburg e. V. 72
 in Brandenburg / Havel, Cottbus, Frankfurt / Oder, Neuruppin, Potsdam 
 und Senftenberg

 

BREMEN

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle Bremen  73
 Amt für Versorgung und Integration Bremen, 
 Doventorscontrescarpe 172 D, 28195 Bremen

 

HAMBURG

 Initiativgruppe NKWD-Lager Tost /Oberschlesien  74
 Krefelder Weg 14, 22419 Hamburg

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle Hamburg 75
 Versorgungsamt Hamburg, Adolph-Schönfelder-Straße 5, 22083 Hamburg

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband Hamburg 75
 c /o Uwe Rutkowski, Hanseatenstieg 8, 21522 Hohnstorf

 

HESSEN

 Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum e. V. (ARE) – Zentrum Hessen 76
 Westendstraße 14 A, 34305 Niedenstein

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle Hessen 76
 Regierungspräsidium Gießen, Abteilung VI – Landesversorgungsamt 
 (Dezernat 61), Landgraf-Philipp-Platz 1–7, 35390 Gießen

 Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. 77
 Werner-Hilpert-Straße 2, 34112 Kassel

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband  
 Hessen /Rheinland-Pfalz 78
 c / o Arno Selten, In der Römerstadt 146 / I, 60439 Frankfurt /Main
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MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Die Landesbeauftragte für Mecklenburg-Vorpommern für die  
 Aufarbeitung der SED-Diktatur 78
 Bleicherufer 7, 19053 Schwerin 

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle 
 Mecklenburg-Vorpommern 79
 Die Landesbeauftragte für Mecklenburg-Vorpommern für die 
 Aufarbeitung der SED-Diktatur, Bleicherufer 7, 19053 Schwerin

 BStU Außenstelle Schwerin 118 
 Görslow, Resthof, 19067 Leezen

 BStU Außenstelle Rostock 118
 Straße der Demokratie 2, 18196 Waldeck-Dummerstorf

 BStU Außenstelle Neubrandenburg 118 
 Neustrelitzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg

 Alter Pfarrhof Rambow 80
 Kirchstraße 11, 17194 Moltzow (Rambow)

 Carl-Friedrich-Flemming-Klinik Schwerin – Klinik für Psychosomatische 
 Medizin und Psychotherapie 81
 Wismarsche Straße 393–397, 19049 Schwerin

 Sozial-Diakonische Arbeit – Evangelische Jugend  81
 Grunthalplatz 4, 19053 Schwerin 

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband 
 Mecklenburg-Vorpommern 81
 Dr. Fred Mrotzek, Mecklenburg-Vorpommern

 
 

NIEDERSACHSEN

 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport 82
 Lavesallee 6, 30169 Hannover

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstellen 
 Niedersachsen 83
 in Hildesheim, Hannover, Braunschweig und Oldenburg

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) 
 Landesverband Niedersachsen 84
 c / o Harald Hemmerling, Im Lehmbuschfeld 9, 30539 Hannover
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NORDRHEIN-WESTFALEN

 Frauenkreis der ehemaligen Hoheneckerinnen e. V. 84 
 Regina Labahn, Zur Loev 4, 42489 Wülfrath

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstellen 
 Nordrhein-Westfalenin Köln und Münster 85

 Stiftung für ehemalige politische Häftlinge 86 
 An der Marienkapelle 10, 53179 Bonn

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband 
 Nordrhein-Westfalen 87 
 c / o Felix Heinz Holtschke, Am Mühlenkamp 11 A, 40489 Düsseldorf

Gedenkplakette an dem von Ben Wagin gestalteten 
Originalsegment der Berl iner Mauer in Bonn

 ©Deutsche Welle
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RHEINLAND-PFALZ

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle 
 Rheinland-Pfalz 87 
 Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
 Rheinallee 97–101, 55118 Mainz 

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband 
 Hessen/Rheinland-Pfalz 88 
 c / o Arno Selten, In der Römerstadt 146/I, 60439 Frankfurt/Main

 

SAARLAND

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle 
 Saarland 89 
 Landesamt für Soziales, Hochstraße 67, 66115 Saarbrücken

 

SACHSEN

 Der Sächsische Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 90
 Unterer Kreuzweg 1, 01097 Dresden

 BStU Außenstelle Chemnitz 119
 Jagdschänkenstraße 52, 09117 Chemnitz

 BStU Außenstelle Dresden 119
 Riesaer Straße 7, 01129 Dresden

 BStU Außenstelle Leipzig 119 
 Dittrichring 24, 04109 Leipzig

 Bautzen-Komitee e. V. 91 
 Weigangstraße 8 A, 02625 Bautzen

 Beratungs- und Dokumentationsstelle für Verfolgte 
 stalinistischer Willkür – BSV Leipzig e. V. 91
 Große Fleischergasse 12, 04109 Leipzig (Städtisches Verwaltungsgebäude)

 Betroffeneninitiative „Missbrauch in DDR-Heimen“ e. V. 92 
 Fischerdörfchen 15, 04860 Torgau

 Bürgerkomitee Leipzig e. V. 92 
 Dittrichring 24, 04109 Leipzig

 Caritasverband Leipzig e. V. – Allgemeine Soziale Beratung 93 
 Elsterstraße 15, 04109 Leipzig
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 Dokumentationsstelle Dresden 93 
 Dülferstraße 1, 01069 Dresden

 Gedenkstätte Bautzen 94 
 Weigangstraße 8 A, 02625 Bautzen

 Initiativgruppe Geschlossener Jugendwerkhof Torgau e. V. 95 
 Fischerdörfchen 15, 04860 Torgau

 Interessengemeinschaft gestohlene Kinder der DDR e. V. (IGgKDDR) 95
 Parthenstraße 28, 04683 Naunhof

 Martin-Luther-King-Zentrum für Gewaltfreiheit und Zivilcourage e. V. –  
 Archiv der Bürgerbewegung Südwestsachsens 96 
 Stadtgutstraße 23, 08412 Werdau

 Opfer-, Förder- und Dokumentations-Verein Bautzen II e. V. (OFB) 96
 Postfach 2020, 02610 Bautzen

 Stadtmission Chemnitz e. V. – Lebensberatungsstelle 97 
 Glockenstraße 5–7, 09130 Chemnitz

 Stadtmission Zwickau e. V. – Lebensberatungsstelle / 
 Diktaturfolgenberatung 97 
 Lothar-Streit-Straße 22, 08056 Zwickau

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle Sachsen 98
 Kommunaler Sozialverband Sachsen, Thomasiusstraße 2, 04109 Leipzig

 Technische Universität Dresden – Institutsambulanz und Tagesklinik
 für Psychotherapie 99 
 Standort 1: Hohe Straße 53, 01187 Dresden; 
 Standort 2: Chemnitzer Straße 46, 01187 Dresden

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband Sachsen 99
 c / o Frank Nemetz, Erlenstraße 4, 04683 Belgershain

 

 
SACHSEN-ANHALT

 Die Beauftragte des Landes Sachsen-Anhalt zur Aufarbeitung  
 der SED-Diktatur 100 
 Schleinufer 12, 39104 Magdeburg

 BStU Außenstelle Halle / Saale 119 
 Blücherstraße 2, 06122 Halle

 BStU Außenstelle Magdeburg 120 
 Georg-Kaiser-Straße 7, 39116 Magdeburg

 Bürgerkomitee Magdeburg e. V. 101 
 Umfassungsstraße 76, 39124 Magdeburg
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 Caritasverband für das Bistum Magdeburg e. V. –  
 Diktaturfolgenberatung /Beratung DDR-Unrecht 102 
 Karl-Schmidt-Straße 5 C, 39104 Magdeburg 

 Gedenkstätte Deutsche Teilung Marienborn 103
 An der Bundesautobahn 2, 39365 Marienborn

 Gedenkstätte Moritzplatz Magdeburg 103 
 Umfassungsstraße 76, 39124 Magdeburg

 Gedenkstätte Roter Ochse 104 
 Am Kirchtor 20 B, 06108 Halle / Saale

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle 
 Sachsen-Anhalt 104

 Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration, 
 Turmschanzenstraße 25, 39114 Magdeburg

 Universitätsklinik für Psychosomatische Medizin und 
 Psychotherapie Magdeburg 105

 Leipziger Straße 44, Haus 19, 39120 Magdeburg
 Verband der Opfer stalinistischer Gewaltherrschaft in Anhalt-Köthen e. V. 105

 Am Flugplatz 1, 06366 Köthen (Landeskreisverwaltung)
 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband 

 Sachsen-Anhalt 106 
 c / o Gedenkstätte Moritzplatz, Umfassungsstraße 76, 39124 Magdeburg

 Zeit-Geschichte(n) e. V. 106 
 Große Ulrichstraße 51, 06108 Halle/Saale

 

 
SCHLESWIG-HOLSTEIN

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle  
 Schleswig-Holstein 107 
 Landesamt für soziale Dienste Schleswig-Holstein, 
 Steinmetzstraße 1–11, 24534 Neumünster

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS)  
 Landesverband Schleswig-Holstein 107
 c / o Michael Schulz, Dorfstraße 4, 23909 Römnitz
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THÜRINGEN

 Der Landesbeauftragte des Freistaats Thüringen zur Aufarbeitung  
 der SED-Diktatur (ThLA) 108 
 Thüringer Landtag, Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt

 BStU Außenstelle Erfurt 120
 Petersberg Haus 19, 99084 Erfurt

 BStU Außenstelle Gera 120 
 Hermann-Drechsler-Straße 1, Haus 3, 07548 Gera

 BStU Außenstelle Suhl 120 
 Weidbergstraße 34, 98527 Suhl

 Bürgerkomitee des Landes Thüringen e. V. – Beratungsstelle für Opfer 
 politischer Verfolgung in der SBZ/DDR 109 
 Sommerauweg 27, 98544 Zella-Mehlis

 Caritasverband für das Bistum Erfurt e. V., Beratungsinitiative 
 SED-Unrecht 111
 Thüringer Landtag, Beratungsinitiative SED-Unrecht, 
 Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt

 Gedenkstätte Buchenwald 111 
 Gedenkstätte Buchenwald, 99427 Weimar 

 Initiativgruppe Buchenwald 1945– 950 e. V. 112 
 Burgplatz 3–7, 99423 Weimar

 Landessportbund Thüringen e. V. 113 
 Haus des Thüringer Sports, Werner-Seelenbinder-Straße 1, 99096 Erfurt

 OdS Thüringen e. V. – Opfer des Stalinismus 113 
 Langensalzaer Straße 78, 99867 Gotha

 Stiftung Anerkennung und Hilfe – Anlauf- und Beratungsstelle Thüringen 114
 Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie, 
 Linderbacher Weg 30, Zimmer 319–323, 99099 Erfurt (Besucheradresse)

 Thüringer Staatskanzlei, Referat 15 114 
 Regierungsstraße 73, 99084 Erfurt

 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) Landesverband Thüringen 115
 c / o VOS-Landesgruppe Thüringen, Treppenstraße 7, 99089 Erfurt
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Mahnmal für die Opfer des Grenzregimes in Teistungen
© Marco Bertram 

5. Vereine, Verbände, Initiativen 
und Institutionen mit 
Beratungsangeboten
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BEHANDLUNGSZENTRUM FÜR FOLTEROPFER ULM (BFU)

Das Behandlungszentrum für Folteropfer Ulm (BFU) ist eine ambulante Einrichtung in Träger-
schaft des RehaVereins für soziale Psychiatrie Donau-Alb e. V. Der Schwerpunkt liegt auf der 
psychotherapeutischen Behandlung von Traumata. Personen, die während der SED-Diktatur 
beispielsweise Opfer von Zersetzungsmaßnahmen wurden oder zu Unrecht inhaftiert waren 
und dadurch traumatische Erfahrungen gemacht haben, können sich im Zentrum im Einzel-
fall behandeln lassen. Voraussetzung ist, dass die Krankenkasse die Finanzierung der Therapie 
im Rahmen des Kostenerstattungsverfahrens übernimmt. Auskunft über das Kostenerstat-
tungsverfahren erteilt das Behandlungszentrum.

 Wagnerstraße 65, 89077 Ulm
 Tel.: 0731 88 07 08 90
 Fax: 0731 88 07 08 99
 E-Mail: bfu@rehaverein.de
 Internet: www.bfu-ulm.de
 Ansprechpartner: Manfred Makowitzki

INTERESSENGEMEINSCHAFT SÜDDEUTSCHER FREUNDESKREIS 
HOHENECKERINNEN

Die Interessengemeinschaft Süddeutscher Freundeskreis Hoheneckerinnen wurde 2010 ge-
gründet. Sie vernetzt Frauen im Raum Südwestdeutschland, die in der DDR politisch verfolgt 
wurden und im Frauengefängnis Hoheneck inhaftiert waren. Regelmäßig finden Treffen in 
Stuttgart für die Betroffenen sowie ihre Angehörigen, Freunde und Interessierte statt. Wäh-
rend der Treffen können sich die Mitglieder über ihre Erfahrungen mit Gewalt und Unrecht 
austauschen und sich bei der Bewältigung der psychischen Folgen gegenseitig unterstützen. 
Auch werden Wege zu speziellen Beratungs- und Hilfsangeboten aufgezeigt. Die Interessen-
gemeinschaft ist Mitglied in der Union der Opferverbände kommunistischer Gewaltherrschaft 
(UOKG).

5.1 Beratungsangebote in  
Baden-Württemberg
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 c / o Konstanze Helber, Erasmusstraße 26, 72108 Rottenburg/ Neckar
 Tel.: 07472 77 45
 E-Mail: helber54@aol.com 
 Internet: www.uokg.de/mitglieder/sueddeutscher-freundeskreis- 

hoheneckerinnen
 Ansprechpartnerin: Konstanze Helber

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationä-
ren Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben 
und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Menschen, 
die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, ohne dass 
für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine Anlauf- 
und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Beratungsgespräch 
werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die Kontaktaufnahme 
zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. Ausführlichere 
Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe im Kapitel 
„5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Sozialverband VdK Baden-Württemberg e. V.
 Johannesstraße 22, 70176 Stuttgart
 Tel.: 0711 61 95 67 6
 E-Mail: stiftung-anerkennung-hilfe-bw@vdk.de
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betrof-
fene zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem 
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unterstützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Gisela Lotz, Adam-Riese-Straße 14, 75175 Pforzhei
 Tel.: 07231 62 44 7
 E-Mail: g.lotz@vos-ev.de
 Ansprechpartnerin: Gisela Lotz

DRK-SUCHDIENST, STANDORT MÜNCHEN

Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) verwaltet den Datenbestand zu den sowjetischen Spezi-
allagern auf dem Territorium der früheren SBZ und DDR. Der DRK-Suchdienst am Standort 
München erteilt Auskünfte über ehemalige Häftlinge der Speziallager und erstellt Haftbe-
scheinigungen, die im Rahmen von Rehabilitierungsverfahren benötigt werden. Eine Such-
anfrage kann auf der Webseite des Suchdienstes per Formular gestellt werden. Auskünfte 
für Betroffene und Angehörige werden kostenlos erteilt.

 Chiemgaustraße 109, 81459 München
 Tel.: 089 68 07 73 0
 Fax: 089 68 07 45 92
 E-Mail: info@drk-suchdienst.org
 Internet: www.drk-suchdienst.org

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE BAYERN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stati-
onären Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren 
haben und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 

5.2Beratungsangebote  
in Bayern
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und 1990 in der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland un-
tergebracht waren, können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung er-
halten ebenfalls Menschen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtun-
gen gearbeitet haben, ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Be-
troffene wenden sich an eine Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie 
derzeit wohnen. In einem Beratungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und 
weitere Schritte besprochen. Die Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle 
ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. Ausführlichere Informationen sind in der Beschrei-
bung der Stiftung Anerkennung und Hilfe im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu 
finden.

 Zentrum Bayern Familie und Soziales – Bayerisches Landesjugendamt
 Richelstraße 17, 80634 München
 Tel.: 089 18 96 62 50 0
 Fax: 089 18 96 63 02 0
 E-Mail: anlaufstelle.stiftung@zbfs.bayern.de
 Anmeldung unter Tel.: 089 18 96 62 50 5 oder Fax: 089 18 96 63 02 0
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

DER BEAUFTRAGTE ZUR AUFARBEITUNG DER SED-DIKTATUR

Die Tätigkeit des Berliner Beauftragten ist im „Gesetz über den Beauftragten oder die Beauf-
tragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur im Land Berlin“ (AufarbBG Bln) vom 10. Oktober 2017 
geregelt. Seine Aufgaben umfassen die Beratung von Opfern der SED-Diktatur und von öffent-
lichen Stellen, die Förderung von Projekten zur Aufklärung über die Diktatur in der DDR und die 
politisch-historische Bildungsarbeit in Schulen und außerschulischen Lernorten. Außerdem 
stellt er Informationsangebote für die Öffentlichkeit in Form von Veranstaltungen, Publika-
tionen, Vorträgen, Ausstellungen und Tagungen zur Verfügung.

5.3Beratungsangebote  
in Berlin
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Der Beauftragte berät

• zur Rehabilitierung und Entschädigung von politisch motivierter Haft, Diskriminierung 
im Beruf und von Verwaltungsrecht, auch zu rentenrechtlichen Ansprüchen

• zur Anerkennung und Behandlung von verfolgungsbedingten Gesundheitsschäden 
(Selbsthilfegruppen, Einzeltherapie, Anerkennung von Folgeschäden, ärztliche  
Gutachter)

• zu Archiven, in denen sich wichtige Unterlagen aus der Zeit der ehemaligen DDR  
befinden

• zur Antragstellung und zum Recht auf Auskunft sowie zur Einsicht und Herausgabe 
von Stasiakten nach dem Stasi-Unterlagen-Gesetz (StUG)

• zu Problemen, die sich aus der Überprüfung von Mitarbeitern im öffentlichen  
Dienst ergeben

• zu Fragen und Problemen, die sich von der Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes 
ableiten.

 Franz-Jacob-Straße 4 B, 10369 Berlin 
 Tel.: 030 24 07 92 0
 Fax: 030 24 07 92 99 
 E-Mail: info@aufarbeitung-berlin.de
 Internet: www.berlin.de/aufarbeitung
 Aufarbeitungsbeauftragter: Tom Sello
 Ansprechpartner / -innen: 
 Jens Planer-Friedrich, Tel.: 030 24 07 92 41
 E-Mail: jens.planer-friedrich@aufarbeitung-berlin.de
 Ulrike Mohns, Tel.: 030 24 07 92 42
 E-Mail: ulrike.mohns@aufarbeitung-berlin.de
 Sprechzeiten: Mo–Do 09.00–15.00 Uhr, Fr 09.00–14.00 Uhr

UNION DER OPFERVERBÄNDE KOMMUNISTISCHER  
GEWALTHERRSCHAFT E. V. (UOKG)

Die 1992 gegründete Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft e. V. ist der 
Dachverband von fast 40 Aufarbeitungsinitiativen sowie Opfer- und Häftlingsverbänden. Sie 
koordiniert alle Mitgliedsverbände und hat sich die Aufklärung und Aufarbeitung kommunisti-
scher Verbrechen zur Aufgabe gemacht. Der Verein berät und unterstützt die Opfer der SED-
Diktatur und vertritt ihre Forderungen gegenüber politischen Entscheidungsträgern. Außer-
dem engagiert er sich für die Schicksalsklärung verschleppter Personen und das Ausfindigma-
chen und die würdige Gestaltung von Gräbern und Grabfeldern. Mitglied in der UOKG kön-
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nen auch deutsche Organisationen werden, die keine Opferverbände sind, sich aber mit der 
Geschichte der SBZ und / oder DDR auseinandersetzen. Die UOKG gibt mit dem BSV-För-
derverein für Beratungen e. V. die Zeitschrift „der stacheldraht“ heraus und veröffentlicht 
eigene Publikationen.

 Ruschestraße 103, Haus 1, 10365 Berlin
 Tel.: 030 55 77 93 51 (Geschäftsstelle)
 Fax: 030 55 77 93 40
 E-Mail: info@uokg.de
 Internet: www.uokg.de
 Vorsitzender: Dieter Dombrowski
 Sprechzeiten: Mo–Fr 10.00–16.00 Uhr 

 Ansprechpartnerinnen der Beratungsstelle: 
 Soziale Beratung: Carola Schulze
 Tel.: 030 55 77 93 52 (Mo–Fr 14.00–16.00 Uhr)
 E-Mail: schulze@uokg.de

 Juristische Beratung: Martina Kegel
 Tel.: 030 55 77 93 53 (Mo–Fr 10.00–12.00 Uhr)
 E-Mail: kegel@uokg.de

 UOKG-Beratungsstelle – Beratung für Betroffene von Zwangsadoption: 
 Cornelia Kurtz und Katrin Behr
 Tel.: 030 55 77 93 54 (Mo–Fr 10.00–14.00 Uhr)
 E-Mail: kurtz@uokg.de und behr@uokg.de

ANLAUF- UND BERATUNGSSTELLE FÜR MENSCHEN MIT  
HEIMERFAHRUNG (ABH) E. V.

Die Anlauf- und Beratungsstelle für Menschen mit Heimerfahrung e. V. wurde gegründet, nach-
dem die Fonds „Heimerziehung in der DDR“ und „Heimerziehung in der BRD“ eingestellt 
wurden. In Zusammenarbeit mit der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 
rief der Verein 2019 „UNSER HAUS – Projekt für und von Menschen mit Heimerfahrung“ ins 
Leben, um Betroffenen von Heimerziehung einen Ort zu geben, der auf ihre spezifischen Erfah-
rungen und Bedarfe eingehen kann. Die Angebote des Projekts verteilen sich auf drei verschie-
dene Bereiche: Im Bereich „Beratung und Unterstützung“ liegt der Fokus auf traumasensibler 
Beratung. Diese kann Gespräche, Übungen zur psychischen Stabilisierung, den moderierten 
Austausch mit Angehörigen, aber auch Trauerbegleitung oder erste Schritte sozialer Integra-
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tion umfassen. Sollte die Vermittlung an andere spezialisierte Anlaufstellen notwendig sein, 
bieten die Mitarbeiter / -innen Begleitung und Unterstützung an. Zudem gibt es Gruppenange-
bote wie traumasensitives Yoga, die ebenfalls der Stabilisierung dienen. Im Bereich „Doku-
mentation und Recherche“ baut der Verein ein Archiv und ein Zeitzeugennetzwerk auf. Eine 
Mitarbeiterin recherchiert Akten und Heimbiografien und hilft bei der Suche nach Angehörigen. 
Zudem erhalten Betroffene Unterstützung, wenn sie ihre eigene Geschichte zu Papier bringen 
wollen. Ziel des Bereichs „Treffpunkt und Selbsthilfe“ ist, die Besucher / -innen zu vernetzen 
und einen Treffpunkt für gemeinsamen Austausch und Aktivitäten zu geben. Neben dem 
offenen Café finden zum Beispiel Spielenachmittage und kostenloser Musikunterricht statt. 
Für die Belange der Betroffenen kooperiert der Verein unter anderem mit einem auf Sozial-, 
Verwaltungs- und Gesundheitsrecht spezialisierten Rechtsanwalt sowie mit dem Bürger-
büro e. V., welches in den Räumen von „UNSER HAUS“ regelmäßig Beratungen zu Möglich-
keiten der Entschädigung und Rehabilitierung anbietet.

 Pettenkoferstraße 32, 10247 Berlin
 Tel.: 030 857 577 61
 E-Mail: info@heimerfahrung.berlin
 Internet: www.heimerfahrung.berlin
 Telefonische Sprechzeiten: Di und Fr 11.00–13.00 Uhr

ARBEITSGEMEINSCHAFT LAGER SACHSENHAUSEN 1945–1950 E. V.

Die Arbeitsgemeinschaft Lager Sachsenhausen 1945–1950 e. V. besteht seit 1991. Sie kümmert 
sich vor allem um die Beratung und Betreuung ehemaliger Insassinnen und Insassen des sow-
jetischen Speziallagers Sachsenhausen Nr. 7 / Nr. 1 und von Personen, die in der SBZ und /
oder DDR politisch verfolgt wurden. Auch Angehörige von Betroffenen und Verstorbenen kön-
nen sich an den Verein wenden. Die Arbeitsgemeinschaft ist dabei behilflich, die Schicksale 
ehemaliger Häftlinge des Speziallagers Sachsenhausen zu klären, und hat sich die Erinnerung 
an dessen Opfer zur Aufgabe gemacht. Sie sammelt zudem Dokumente und Material zur Ge-
schichte des Speziallagers Sachsenhausen. Der Verein ist Mitglied in der Union der Opfer-
verbände kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG).

 Schmitzweg 52–54, 13437 Berlin
 E-Mail: j.h.krueger@gmx.de 
 Internet: www.ddr-diktatur.de/sachsenhausen/
 Vorsitzender: Joachim Krüger



56

ARBEITSKREIS EHEMALS VERFOLGTER UND INHAFTIERTER  
SOZIALDEMOKRATEN (AVS)

Der Arbeitskreis ehemals verfolgter und inhaftierter Sozialdemokraten ging aus der Fusion 
der Arbeitsgemeinschaft ehemals verfolgter Sozialdemokraten und des Arbeitskreises ehe-
maliger politischer Häftlinge in der SBZ/DDR im Jahr 2016 hervor. Der Arbeitskreis sieht seine 
Hauptaufgabe darin, die sozialdemokratischen Traditionen des politischen Widerstands gegen 
Gewaltherrschaft wach zu halten, das Gedenken an die Opfer der Diktaturen zu bewahren 
sowie Neonazismus, Rassismus und Extremismus zu bekämpfen. Der Arbeitskreis berät auf 
Anfrage zu Einzelschicksalen politisch verfolgter Sozialdemokraten und vermittelt Kontakte 
zu anderen Betroffenen, zu einschlägigen Archiven und bei Bedarf zu spezialisierten Anlauf-
stellen. Außerdem vertritt er die Interessen politisch verfolgter Sozialdemokraten in Gremien 
und Stiftungen. 

 SPD Parteivorstand, Willy-Brandt-Haus, Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin
 Tel.: 030 25 99 15 90
 Fax: 030 41 95 29 59 0
 E-Mail: avs@spd.de
 Internet: avs.spd.de
 Ansprechpartner: Jens Hartung 

BERLINER KRISENDIENST (BKD)

Der Berliner Krisendienst bietet im Berliner Stadtgebiet Hilfesuchenden in seelischen Krisen-
situationen Hilfe und Unterstützung. Der Dienst kann auch als erste Anlaufstelle für jene 
Menschen dienen, die im Zusammenhang mit politischer Verfolgung in der DDR in akute Krisen 
geraten. Die neun Standorte sind täglich von 16 bis 24 Uhr geöffnet (auch an Sonn- und Feier-
tagen). Zu diesen Zeiten können Hilfesuchende die Berater / -innen telefonisch kontaktieren 
oder einen der Standorte aufsuchen, um vor Ort ein Gespräch zu führen. Außerhalb dieser 
Öffnungszeiten wird jeder Anruf automatisch an den überregionalen Bereitschaftsdienst wei-
tergeleitet, der die Krisenversorgung täglich von 0 bis 8 Uhr im Berliner Stadtgebiet wahr-
nimmt (Krisenversorgung an den Wochenenden und Feiertag von 8 bis 16 Uhr; an Werktagen 
von 8 bis 16 Uhr nur telefonische Information und Weitervermittlung).

 Internet: www.berliner-krisendienst.de
 Region Mitte und Friedrichshain-Kreuzberg
 Große Hamburger Straße 5, 10115 Berlin
 Tel.: 030 390 63 10
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 Region Pankow
 Mühlenstraße 48, 13187 Berlin
 Tel.: 030 3 90 63 40

 Region Reinickendorf
 Berliner Straße 25, 13507 Berlin
 Tel.: 030 390 63 50

 Region Lichtenberg und Marzahn-Hellersdorf
 Irenenstraße 21 A, 10317 Berlin
 Tel.: 030 390 63 70

 Region Steglitz-Zehlendorf und Tempelhof-Schöneberg
 Schloßstraße 128, 12163 Berlin
 Tel.: 030 390 63 60

 Region West Charlottenburg-Wilmersdorf
 Horstweg 2, 14059 Berlin
 Tel.: 030 390 63 20

 Region Spandau
 Charlottenstraße 13, 13597 Berlin
 Tel.: 030 390 63 30

 Region Treptow-Köpenick
 Spreestraße 6, 12439 Berlin
 Tel.: 030 390 63 80

 Region Neukölln
 Karl-Marx-Straße 23, 12043 Berlin
 Tel.: 030 390 63 90 

BUND DER STALINISTISCH VERFOLGTEN (BSV) FÖRDERVEREIN  
FÜR BERATUNGEN E. V.

Der Bund der Stalinistisch Verfolgten (BSV) Förderverein für Beratung e. V. wurde im Januar 
1990 gegründet. Er berät und unterstützt Personen, die zwischen 1945 und 1989 Opfer kom-
munistischer Gewaltherrschaft wurden, sowie deren Angehörige zu Fragen der Rehabilitie-
rung und Wiedergutmachung.
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 Ruschestraße 103, Haus 1, 10365 Berlin
 Tel.: 030 55 49 63 34
 Fax: 030 55 49 63 35
 E-Mail: bsv-beratung@gmx.de
 Ansprechpartnerin: Elke Weise
 Sprechzeiten: Do 12.00–19.00 Uhr, Fr 12.00–14.00 Uhr
 Für persönliche Beratungen wird um telefonische Voranmeldung gebeten. 

BÜRGERBÜRO E. V.

Der seit 1996 bestehende Verein „Bürgerbüro e. V. – Verein zur Aufarbeitung von Folgeschäden 
der SED-Diktatur“ vertritt die Interessen ehemals politisch Verfolgter in der SBZ und DDR 
gegenüber staatlichen Institutionen. Das Bürgerbüro berät und begleitet Betroffene bei der 
Antragstellung zur Strafrechtlichen, Beruflichen und Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierung 
und Entschädigung und unterstützt sie bei der Akten- und Biografierecherche. Ein besonderer 
Schwerpunkt ist die Beratung von DDR-Heimkindern hinsichtlich ihrer Rehabilitierung und 
Entschädigung. Darüber hinaus vermittelt der Verein im Bedarfsfall psychosoziale Betreuungs- 
und Beratungsstellen. Außerdem engagiert sich das Bürgerbüro mit eigenen Publikationen und 
Projekten sowie in Kooperation mit anderen Einrichtungen für die öffentliche Auseinander-
setzung mit der SED-Diktatur.

 Bürgerbüro e. V. in der Erinnerungsstätte Notaufnahmelager Marienfelde,  
 Marienfelder Allee 66–80, 12277 Berlin
 Tel.: 030 46 34 80 6
 E-Mail: info@buergerbuero-berlin.de
 Internet: www.buergerbuero-berlin.de
 Ansprechpartner / -in: Bettina Bertram und Manuel Koesters
 Sprechzeiten: Di–Fr 10.00–14.00 Uhr
 Für persönliche Beratungen wird um telefonische Vorabsprache gebeten. 

DOPING-OPFER-HILFE E. V. (DOH)

Der Verein Doping-Opfer-Hilfe e. V. unterstützt ehemalige und derzeitige Leistungssportle-
rinnen und -sportler in Deutschland beim Umgang mit den medizinischen, psychischen und 
sozialen Folgen von (Zwangs-)Doping. Er informiert über gesundheitliche Komplementär-
schäden von Doping, stellt Kontakt zu anderen Betroffenen her und unterhält eine Bera-
tungsstelle.
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Das Angebot der Beratungsstelle umfasst

• eine psychosoziale Individualberatung und Unterstützung in Notsituationen
• Hilfe bei der Beantragung auf Einsicht in Stasi-Akten sowie bei Recherchen zum 

Nachweis von Zwangsdoping
• Unterstützung bei der Antragstellung auf finanzielle Hilfen und Renten
• die Empfehlung von Spezialisten im medizinischen, psychologischen und  

juristischen Bereich (zum Beispiel zur Wahrnehmung von Versichertenrechten  
gegenüber Kostenträgern gesundheitlicher Maßnahmen, im Widerspruchs- 
verfahren nach Ablehnung eines Entschädigungsantrages)

• die Bereitstellung von Informationen und Materialien aus dem DOH-eigenen  
Werner-Franke-Archiv.

 Neue Grünstraße 38, 10179 Berlin
 Tel.: 030 80 49 33 12
 E-Mail: info@no-doping.org
 Internet: www.no-doping.org
 Vorsitzender: Dr. Michael Lehner
 Sprechzeiten: Mo–Do 09.00–17.00 Uhr, Fr 09.00–13.30 Uhr
 Die Beratung findet am Telefon oder nach telefonischer Terminvereinbarung  
 in der Beratungsstelle statt. In besonderen Fällen sind Hausbesuche möglich. 

FORUM FÜR POLITISCH VERFOLGTE UND INHAFTIERTE FRAUEN DER  
SBZ / SED-DIKTATUR E. V.

Das Forum für politisch verfolgte und inhaftierte Frauen in der SBZ/SED-Diktatur e. V. besteht 
seit 2019. Es bietet eine Plattform für alle Frauen, die in der SBZ und DDR aus politischen Grün-
den verfolgt, benachteiligt oder inhaftiert waren. Dies betrifft auch Frauen, denen man als 
Schülerinnen Bildungs- und Berufschancen verweigerte oder deren Familien und Kinder bedroht 
und als Mittel der Erpressung genutzt wurden. Der Verein schafft nicht nur eine Öffentlichkeit 
für die Betroffenen, sondern auch Möglichkeiten, sich mit der eigenen Biografie auseinander-
zusetzen, sich zu vernetzen und sich gegenseitig bei der Bewältigung der Unrechtserfahrungen 
zu unterstützen. Das Forum ist Mitglied in der Union der Opferverbände kommunistischer 
Gewaltherrschaft (UOKG).  
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 Postadresse: c / o UOKG e. V., Ruschestraße 103, Haus 1, 10365 Berlin
 Internet: www.uokg.de/mitglieder/forum_verfolgte_frauen
 Ansprechpartnerinnen:
 Konstanze Helber, Tel.: 07472 77 45, 
 E-Mail: helber54@aol.com sowie helber@uokg.de 
 Carla Ottmann, E-Mail: ottmann@uokg.de 

FORUM ZUR AUFKLÄRUNG UND ERNEUERUNG E. V.

Das Forum zur Aufklärung und Erneuerung e. V. wurde 1992 in Leipzig gegründet. Der Verein 
begleitet und berät Opfer der SED-Diktatur zu Fragen der straf- und verwaltungsrechtlichen 
Rehabilitierung, insbesondere in Fällen wirtschafts- und finanzpolitischer Verfolgung sowie 
sogenannter Verbrechen gegen sozialistisches Eigentum und die Volkswirtschaft. Schwer-
punkt der Vereinsarbeit ist die politische und gesellschaftliche Aufarbeitung der DDR-Ver-
gangenheit. Die Dokumentation der Protokolle des Arbeitsstabes zur Auflösung des Ministeri-
ums für Staatssicherheit (MfS) beziehungsweise des Amts für Nationale Sicherheit (AfNS) 
wird weitergeführt. Das Forum ist Mitglied in der Union der Opferverbände kommunistischer 
Gewaltherrschaft (UOKG).

 Ruschestraße 103, Haus 4, 10365 Berlin
 Tel.: 030 24 23 91 5
 E-Mail: forum_aufklaerung@yahoo.de
 Internet: www.ddr-diktatur.de
 Ansprechpartner / -in: Reinhard Dobrinski und Carola Winkler
 Beratung nur nach vorheriger Terminvereinbarung.

GEGENWIND – BERATUNGSSTELLE FÜR POLITISCH TRAUMATISIERTE  
DER SED-DIKTATUR

Die Beratungsstelle Gegenwind steht seit 1998 allen Menschen offen, die in der SED-Diktatur 
unter politischer Verfolgung und Inhaftierung, psychischer Zersetzung oder staatlicher 
Repression litten. Weitere Schwerpunktthemen der Beratungsarbeit sind die transgeneratio-
nale Übertragung von Traumata, die Zwangsarbeit in DDR-Haftanstalten, die Folgen von 
Gewalt in Kinderheimen und Jugendwerkhöfen sowie sexueller Missbrauch in der DDR. Drei 
Mitarbeiter / -innen bieten hier psychosoziale Begleitung und psychotherapeutische Hilfen im 
Umgang mit den Folgen von Traumatisierung an. Sie beraten auch zur Antragstellung auf 
Entschädigungs- und Unterstützungsleistungen bei gesundheitlichen Folgeschäden nach poli-
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tischer Haft und Verfolgung. Die Beratung findet in persönlichen Gesprächen vor Ort, per 
Telefon oder per E-Mail statt und wird durch tiergestützte Interventionen mit einer Therapie-
begleithündin und verschiedene Gruppenangebote (Gesprächsgruppen, Mal-, Yoga- und Garten-
gruppe) erweitert. Das Beratungsangebot richtet sich auch an Vertrauenspersonen, Ange-
hörige sowie ehrenamtliche und professionelle Helfer/-innen. Die Beratungsstelle unter-
stützt Einrichtungen zur Beratung ehemals politisch Verfolgter mit Weiterbildungsange-
boten und Supervision. Gutachten zum Nachweis von haftbedingten Gesundheitsschäden 
werden auf Anfrage von Versorgungsämtern oder Sozialgerichten erstellt.

 Bredowstraße 36, 10551 Berlin
 Tel.: 030 39 87 98 11 und 030 39 87 98 12
 Fax: 030 39 87 98 13
 E-Mail: kontakt@beratungsstelle-gegenwind.de
 Internet: www.beratungsstelle-gegenwind.de
 Ansprechpartner / -innen: Dr. Stefan Trobisch-Lütge, Bettina Kielhorn 
 und Stefanie Knorr
 Sprechzeiten: Mo, Di und Do 09.00–12.00 Uhr 

OVZ-DDR E. V. – HILFE FÜR OPFER VON DDR-ZWANGSADOPTIONEN

Ziel des Vereins ist die Aufarbeitung der DDR-Geschichte mit Fokus auf Zwangsadoptionen 
und Kindeswegnahmen. Der Verein unterstützt die Suche nach leiblichen Familien und deren 
Zusammenführung sowie die Zusammenarbeit mit Behörden und die Begleitung Betroffener 
bei Behördengängen. Suchanzeigen nach Verwandten können unter zwangsadoptierte-kinder.
de und www.personen-suche-ddr.de veröffentlicht werden. Dort werden auch Informatio-
nen zur Suche nach der eigenen Herkunft und Familie zur Verfügung gestellt. Der Verein ist 
Mitglied in der Union der Opferverbände kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG).

 Postanschrift: c / o UOKG, Ruschestraße 103, Haus 1, 10365 Berlin
 E-Mail: katrinbehr@ovz-ddr.de
 Internet: ovz-ddr.de 
 Ansprechpartnerin: Katrin Behr

 Kontakt über die UOKG-Beratungsstelle – Beratung für 
 Betroffene von Zwangsadoption
 Tel.: 030 55 77 93 54
 E-Mail: behr@uokg.de
 Telefonische Sprechzeiten: Mo–Fr 10.00–14.00 Uhr 
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LAGERGEMEINSCHAFT WORKUTA/GULAG-SOWJETUNION

Die Lagergemeinschaft Workuta / GULag-Sowjetunion ist ein Verband ehemaliger politischer 
Häftlinge des Kommunismus, die nach ihrer Verurteilung durch Sowjetische Militärtribunale 
in den Lagern des sowjetischen GULag inhaftiert waren. Unter den Mitgliedern sind auch 
Angehörige von verstorbenen ehemaligen Internierten. Die Lagergemeinschaft engagiert sich 
für Personen und deren Angehörige, die nach Russland verschleppt wurden und in sowjetischen 
Straflagern inhaftiert waren. Sie berät und betreut Betroffene zu Fragen der Rehabilitierung 
und unterstützt in Zusammenarbeit mit deutschen und russischen Behörden die Klärung von 
Schicksalen und die Zustellung persönlicher Dokumente, die sich in den Häftlingsunterlagen 
russischer Archive befinden. Die Lagergemeinschaft ist Mitglied in der Union der Opferverbän-
de kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG).

 Tel.: 030 78 71 48 18
 E-Mail: smkrikowski@web.de
 Internet: www.workuta.de
 Sprecher der Lagergemeinschaft: Stefan Krikowski 

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – GESCHÄFTSSTELLE UND 
ANLAUF- UND BERATUNGSSTELLEN BERLIN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe wurde 2017 gegründet. Träger ist das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales. Zweck der Stiftung ist es, Menschen zu unterstützen, die als Minder-
jährige in stationären Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht 
erfahren haben und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 
1949 und 1990 in der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland un-
tergebracht waren, können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten 
ebenfalls Menschen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet 
haben, ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden 
sich an eine Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem 
Beratungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. 
Die Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 
möglich.

Im Rahmen eines wissenschaftlichen Projekts erforscht die Stiftung die damalige Unterbrin-
gungssituation von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen der Psychiatrie und der Behin-
dertenhilfe. In einem dafür eingerichteten Zeitzeugenportal können Betroffene und ihre 
Angehörigen sowie ehemalige Mitarbeiter / -innen der Einrichtungen ihre Erinnerungen und 
Erfahrungen schildern.



63 

 Geschäftsstelle Stiftung Anerkennung und Hilfe beim Bundesministerium  
 für Arbeit und Soziales, Referat SER 3
 Infotelefon (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 E-Mail: info@stiftung-anerkennung-hilfe.de
 Gebärdentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de
 E-Mail (für Gehörlose): info.gehoerlos@bmas.bund.de
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de
 Sprechzeiten: Mo–Do 08.00–20.00 Uhr

 Anlauf- und Beratungsstellen

 Für die Familiennamen A bis K:
 Evangelisches Jugend- und Fürsorgewerk (EJF)
 Darßer Straße 103 (Aufgang A, 2. Etage), 13051 Berlin
 Tel.: 030 92 90 34 54
 Fax: 030 92 90 34 28
 E-Mail: aub@ejf.de 
 Telefonische Erreichbarkeit und Terminabsprache: Mo–Fr 09.00–12.00 und  
 13.00–16.00 Uhr 

 Für die Familiennamen L bis Z:
 Lebenshilfe Berlin
 Helene-Weigel-Platz 13, 12681 Berlin
 Tel.: 030 75 54 91 27 1 und 030 75 54 91 27 2
 Fax: 030 75 54 91 27 5
 E-Mail: anerkennung-hilfe-berlin@lebenshilfe-berlin.de 
 Telefonische Erreichbarkeit und Terminabsprache: Mo–Fr 09.00–12.00  
 und 13.00–16.00 Uhr 

STIFTUNG BERLINER MAUER 

Die Stiftung Berliner Mauer dokumentiert und vermittelt die Geschichte der Berliner Mauer 
und der deutsch-deutschen Fluchtbewegungen. Zu ihren Aufgaben gehören die Bewahrung 
der historischen Spuren der Mauer sowie das würdige Gedenken an die Opfer der Mauer. Die 
Stiftung umfasst vier Standorte: die Gedenkstätte Berliner Mauer, die Erinnerungsstätte 
Notaufnahmelager Marienfelde, die Gedenkstätte Günter Litfin und die East Side Gallery. Ein 
wesentlicher Schwerpunkt der Stiftung gilt der Zusammenarbeit mit Zeitzeug / -innen. Im 
Zeitzeugenarchiv werden Interviews mit Menschen, die biografische Bezüge zur deutsch-
deutschen Teilung, der Berliner Mauer und der Fluchtbewegung aus der DDR haben, für 
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künftige Generationen und Fragestellungen gesammelt und zugänglich gemacht. In den In-
terviews spiegeln die Zeitzeug / -innen ihre Erfahrungen mit historischen Ereignissen und 
Entwicklungen. Zeitzeug /-innen sind wichtige Partner /-innen für Gedenkveranstaltungen, 
die Ausstellungs- und Vermittlungsarbeit sowie für Publikumsveranstaltungen. 

 Bernauer Straße 111, 13355 Berlin 
 Tel.: 030 21 30 85 16 6
 Fax: 030 21 30 85 17 8
 E-Mail: info@stiftung-berliner-mauer.de
 Internet: www.stiftung-berliner-mauer.de
 Ansprechpartnerin: Dr. Sarah Bornhorst (Zeitzeugenarbeit/Oral History)
 Tel.: 030 21 30 85 163, E-Mail: bornhorst@stiftung-berliner-mauer.de 

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS) – BUNDESGESCHÄFTSSTELLE 
UND LANDESVERBAND BERLIN-BRANDENBURG

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betrof-
fene zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem 
unterstützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Auch an der Ent-
stehung von Gesetzen zur Unterstützung ehemaliger politischer Häftlinge sowie der Errichtung 
der Stiftung für politische Häftlinge war die Vereinigung beteiligt. Sie gibt die Vereinszeitung 
„Freiheitsglocke“ heraus und dokumentiert besondere Opferschicksale in ihrem Archiv. Neben 
der Bundesgeschäftsstelle in Berlin gibt es in mehreren Bundesländern Landesverbände mit 
Ansprechpartner / -innen vor Ort. Die Vereinigung ist Mitglied in der Union der Opferverbände 
kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG).

 Hardenbergplatz 2 (Zoobogen, 6. Etage), 10623 Berlin 
 Tel.: 030 26 55 23 80 und 030 26 55 23 81
 Fax: 030 26 55 23 82
 E-Mail: vos-berlin@vos-ev.de sowie h.diederich@vos-ev.de
 Internet: www.vos-ev.de
 Ansprechpartner: Hugo Diederich
 Sprechzeiten: Di und Do 14.00–17.00 Uhr 
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DIE BEAUFTRAGTE DES LANDES BRANDENBURG ZUR AUFARBEITUNG DER  
FOLGEN DER KOMMUNISTISCHEN DIKTATUR (LAKD)

Die Tätigkeit der Aufarbeitungsbeauftragten ist im „Gesetz über den Beauftragten des Landes 
Brandenburg zur Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur“ (BbgAufarbBG) 
vom 7. Juli 2009, zuletzt geändert am 20. Dezember 2016, geregelt. Die Beauftragte und ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind Ansprechpartner für die Bürgerinnen und Bürger des 
Landes Brandenburg, die in der SBZ und DDR in der Zeit von 1945 bis 1990 verfolgt wurden. 
Außerdem informieren sie die Öffentlichkeit mit Veranstaltungen, Ausstellungen und Pu-
blikationen über die DDR-Diktatur, leisten historisch-politische Bildungsarbeit und beraten 
öffentliche Stellen zum Umgang mit Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der DDR.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beraten und unterstützen

• bei der Antragstellung, Einsicht und Herausgabe von Akten des Staatssicherheitsdienstes 
• bei der Suche nach Wegen des Umgangs mit der belastenden Vergangenheit
• bei der Beantragung der strafrechtlichen, beruflichen und verwaltungsrechtlichen  

Rehabilitierung von politischer Verfolgung oder rechtsstaatswidrig willkürlichen 
Handlungen des SED-Regimes gegen den einzelnen Bürger

• bei der Suche nach persönlichen Unterlagen, die die politische Verfolgung oder  
den rechtsstaatswidrigen Eingriff in das Leben des Einzelnen dokumentieren

• bei der Beantragung und Durchsetzung von Rechten auf Entschädigung und  
Ausgleichsleistungen nach erfolgter Rehabilitierung

• bei der Beantragung der Anerkennung von gesundheitlichen Verfolgungsschäden
• bei der Suche nach Behandlungsmöglichkeiten von verfolgungsbedingten Gesund-

heitsschäden und therapeutischen Hilfsangeboten, um die Lebensumstände der  
Betroffenen zu verbessern. 
 

5.4 Beratungsangebote  
in Brandenburg
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 Hegelallee 3, 14467 Potsdam
 Tel.: 0331 23 72 92 0
 Fax: 0331 23 72 92 29
 E-Mail: aufarbeitung@lakd.brandenburg.de
 Internet: www.aufarbeitung.brandenburg.de
 Aufarbeitungsbeauftragte: Dr. Maria Nooke
 Ansprechpartner: Michael Körner, Tel.: 0331 23 72 92 21
 E-Mail: michael.koerner@lakd.brandenburg.de
 Telefonische Sprechzeiten: Mo 14.00–17.00 Uhr, Do 13.00–16.00 Uhr,  
 Fr 10.00–13.00 Uhr

 Die Aufarbeitungsbeauftragte bietet regelmäßig Beratungssprechstunden  
 in verschiedenen Orten in Brandenburg an. Die Termine werden auf der 
 Webseite bekannt gegeben.

Seit 2015 stellt der Landtag Brandenburg Mittel für einen Härtefallfonds bereit. Antrags-
berechtigt sind Bürgerinnen und Bürger mit Hauptwohnsitz im Land Brandenburg, die in 
der SBZ und/oder DDR politisch verfolgt und nach den SED-Unrechtsbereinigungsgeset-
zen rehabilitiert wurden und die in ihrer wirtschaftlichen Lage in besonderem Maße beein-
trächtigt sind. Eine einmalige Unterstützungsleistung aus dem Härtefallfonds beispiels-
weise zur gesellschaftlichen Integration oder zur Sicherung selbstbestimmter Wohn- und 
Lebensmöglichkeiten kann bei der LAkD beantragt werden. 

Kontakt über die Bürgerberatung der LakD:

 Tel.: 0331 23 72 92 21, E-Mail: aufarbeitung@lakd.brandenburg.de
 Telefonische Sprechzeiten: Mo 14.00–17.00 Uhr, Do 13.00–16.00 Uhr, 
 Fr 10.00–13.00 Uhr

Bei der LAkD ist auch die Stiftung Anerkennung und Hilfe angesiedelt, bei der sich Menschen 
mit Wohnsitz in Brandenburg melden können.  

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE BRANDENBURG

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
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können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Menschen, 
die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, ohne dass 
für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine Anlauf- 
und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Beratungsge-
spräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die Kontakt-
aufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Die Beauftragte des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der  
 Folgen der kommunistischen Diktatur (LAkD)
 Am Stellwerk 1 (Eingang Friedrich-Engels-Straße 92), 14473 Potsdam
 Ansprechpartnerin: Silvana Hilliger, Tel.: 0331 23 72 92 60
 Fax: 0331 23 72 92 66
 E-Mail: anerkennung.hilfe@lakd.brandenburg.de
 Telefonsprechzeiten: Di und Fr 09.00–13.00 Uhr, Do 09.00–13.00 und 
 14.00–17.00 Uhr
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

ASKLEPIOS FACHKLINIKUM TEUPITZ – PSYCHIATRISCHE INSTITUTSAMBULANZ

Die Institutsambulanz der Abteilung Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik des 
Asklepios Fachklinikums in Teupitz bietet ambulante psychotherapeutische und psychiatrische 
Unterstützung. Dort werden unter anderem Patientinnen und Patienten mit Depressionen, 
Angststörungen und Traumafolgestörungen behandelt. In der Sprechstunde können sich Be-
troffene über Therapieangebote informieren und werden im Bedarfsfall an spezielle An-
sprechpartner weitervermittelt.

 Buchholzer Straße 21, Haus 1, 15755 Teupitz
 Tel.: 033766 66 17 9
 Fax: 033766 66 45 4
 Internet: www.asklepios.com/teupitz
 Sprechstunden: Mo, Di, Do 08.30–15.30 Uhr, Mi 08.00–12.00 Uhr, 
 Fr 08.00–12.00 und 13.00–14.00 Uhr nach Voranmeldung 
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DEUTSCHER VEREIN ANTI-D HCV-GESCHÄDIGTER E. V.

Der Deutsche Verein Anti-D HCV-Geschädigter e. V. wurde 1995 von Frauen gegründet, die in 
der DDR durch die Anti-D-Immunprophylaxe mit dem Hepatitis-C-Virus infiziert wurden. Die 
gesetzlich vorgeschriebene Prophylaxe wurde bei Frauen, die rhesus-negativ sind, nach einer 
Geburt, einer Fehlgeburt oder einem Schwangerschaftsabbruch durchgeführt. Die 1978 und 
1979 verwendeten Chargen mit dem Prophylaxeserum enthielten Hepatitis-C-Viren, welche 
von den infizierten Frauen gegebenenfalls auch an ihre Kinder und nahestehende Personen 
weitergegeben werden konnten. Die Betroffenen erlitten in der Folge oft irreversible körperli-
che Schäden und Traumata. Der Verein berät und hilft Frauen, die durch das verunreinigte Se-
rum an Hepatitis C erkrankten, und ihre Angehörigen bei der Bewältigung der körperlichen 
und psychischen Probleme, die durch die Infektion verursacht wurden. Er informiert über die 
Krankheit und ihre Folgen sowie über die Beantragung der finanziellen Hilfen und die Feststel-
lung des Grads der Schädigungsfolgen (GdS) im Rahmen des Anti-D-Hilfegesetzes (AntiDHG). 
Ein Rechtsanwalt für Medizinrecht begleitet die Betroffenen bei Widerspruchs- und Klagever-
fahren vor den Sozialgerichten. Außerdem ermöglicht der Verein den gegenseitigen Austausch 
von Informationen und Erfahrungen zwischen Betroffenen und Angehörigen und die Vernet-
zung mit anderen Selbsthilfegruppen geschädigter Frauen. 

 Schönerlinder Chaussee 4, 16348 Wandlitz (Schönerlinde)
 Tel.: 0176 24 56 20 59
 E-Mail: info@anti-d-hcv-geschaedigte.de
 Internet: www.anti-d-hcv-geschaedigte.de
 Ansprechpartnerinnen: Margit Papke, Monika Winter und Eva Comel

EVANGELISCHE KIRCHENGEMEINDE LIEBEROSE UND LAND – DOKUMENTATIONS-
STÄTTE SOWJETISCHES SPEZIALLAGER NR. 6 JAMLITZ 1945–47

Die Evangelische Kirchengemeinde Lieberose und Land ist Träger der Dokumentationsstätte 
Sowjetisches Speziallager Nr. 6 Jamlitz 1945–47 und arbeitet eng mit der Initiativgruppe Inter-
nierungslager Jamlitz e. V. zusammen. Das Angebot der Dokumentationsstätte umfasst 
Führungen, die Organisation von Gedenkveranstaltungen und Beratungen zu Fragen der Schick-
salsklärung. Darüber hinaus führt die Dokumentationsstätte Forschungen zum Speziallager 
Jamlitz durch und verfügt über ein Archiv sowie eine Spezialbibliothek.

 Markt 19, 15868 Lieberose
 Tel.: 033671 28 00 32
 E-Mail: info@die-lager-jamlitz.de
 Internet: www.die-lager-jamlitz.de
 Ansprechpartner: Dr. Andreas Weigelt (Leiter der Dokumentationsstätte)



69 

GEDENKSTÄTTE UND MUSEUM SACHSENHAUSEN

Zu den Aufgaben der Gedenkstätte und Museum Sachsenhausen gehört die wissenschaftliche 
Erforschung und Dokumentation der Geschichte des sowjetischen Speziallagers Nr. 7 (seit 
1948 Nr. 1). Ehemalige Häftlinge und deren Angehörige können auf Grundlage deutscher und 
sowjetischer Quellen individuelle Auskünfte zur Schicksalsklärung erhalten. Anträge können 
per Post oder per Antragsformular auf der Webseite der Gedenkstätte gestellt werden. Das 
Archiv der Gedenkstätte Sachsenhausen sammelt Zeitzeugenberichte, persönliche Dokumente 
und Fotos zum Schicksal von Inhaftierten und deren Angehörigen.

 Straße der Nationen 22, 16515 Oranienburg
 Tel.: 03301 20 00
 E-Mail: info@gedenkstaette-sachsenhausen.de
 Internet: www.sachsenhausen-sbg.de
 Ansprechpartner: Dr. Enrico Heitzer (wissenschaftlicher Mitarbeiter für 
 den Bereich Sowjetisches Speziallager)

HÄFTLINGSINITIATIVE GEDENKSTÄTTE LINDENSTRASSE

Die Häftlingsinitiative Gedenkstätte Lindenstraße wurde von ehemaligen Inhaftierten des Ge-
fängnisses in der Lindenstraße gegründet. Die Potsdamer Haftanstalt diente als Gefängnis 
für politisch Verfolgte während der Herrschaft der Nationalsozialisten, der sowjetischen Be-
satzung und der SED-Diktatur. Die Initiative hat sich zur Aufgabe gemacht, der verstorbenen 
ehemaligen Insass / -innen zu gedenken und am historischen Ort an das erfahrene Unrecht zu 
erinnern. Die Mitglieder wirken aktiv an der Gestaltung der Gedenkstätte Lindenstraße mit, 
vertreten ihre Interessen gegenüber der Politik und vernetzen sich untereinander. Die Initiative 
bietet eine ehrenamtliche Beratung für ehemalige Häftlinge des Gefängnisses an und unter-
stützt diese bei ihren Anliegen und Problemen, insbesondere bei dem Wunsch nach psycholo-
gischer Hilfe oder bei Fragen zu Fördermitteln. Personen, die sich über die Einsicht von Haftak-
ten oder Rehabilitierungsmöglichkeiten informieren möchten, werden an die entsprechenden 
Stellen vermittelt. 

 c / o Stiftung Gedenkstätte Lindenstraße, Lindenstraße 54, 14467 Potsdam
 Tel.: 0152 22 93 04 08
 E-Mail: haeftlingsvertretung.linden54@aol.com
 Internet: www.gedenkstaette-lindenstrasse.de/freunde-und-foerderer/ 
 haeftlingsinitiative
 Vorsitzender: Bernd Richter
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INITIATIVGRUPPE INTERNIERUNGSLAGER JAMLITZ E. V.

Die Initiativgruppe Internierungslager Jamlitz e. V. besteht seit 1992 und hat sich die Aufar-
beitung der Geschichte des sowjetischen Speziallagers Nr. 6 Jamlitz zur Aufgabe gemacht. 
Der Verein berät Opfer von politischer Verfolgung, hilft bei der Schicksalsklärung ehemaliger 
Inhaftierter und pflegt den Kontakt zu den Familien der Lagerinsassen. Die jährlichen Gedenk-
veranstaltungen, die immer am zweiten Samstag im September stattfinden, nehmen einen 
breiten Raum in der Arbeit des Vereins ein. Der Verein ist Mitglied in der Union der Opfer-
verbände kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG).

 Cottbuser Straße 13, 15868 Lieberose
 E-Mail: ig.jamlitz@gmail.com 

INITIATIVGRUPPE INTERNIERUNGSLAGER KETSCHENDORF / 
 SOWJETISCHES SPEZIALLAGER NR. 5 E. V.

Die Initiativgruppe Internierungslager Ketschendorf / Sowjetisches Speziallager Nr. 5 e. V. be-
steht seit 1990. Der Verein sieht seine Aufgabe darin, an die Häftlinge und deren Leiden im 
sowjetischen Speziallager Nr. 5 zu erinnern und der Opfer zu gedenken. Außerdem beantwortet 
die Initiativgruppe Suchanfragen und dokumentiert Materialien zu Einzelschicksalen und zur 
Geschichte des Internierungslagers. Sie ist Mitglied in der Union der Opferverbände kom-
munistischer Gewaltherrschaft (UOKG).

 Frankfurter Straße 4, 15517 Fürstenwalde/Spree
 Tel.: 03361 30 78 73
 E-Mail: ilaketschendorf@online.de
 Ansprechpartner: Eckhard Fichtmüller
 Sprechzeiten: Di 10.00–16.00 Uhr

INITIATIVGRUPPE LAGER MÜHLBERG E. V.

Die Initiativgruppe Lager Mühlberg e. V. besteht seit 1991 und betreut und berät ehemals poli-
tisch Verfolgte der SBZ und DDR zu Fragen der Rehabilitierung. Außerdem setzt sie sich für 
die Aufarbeitung der Geschichte des Kriegsgefangenenlagers Stalag IV B und des Sowjetischen 
Speziallagers Nr. 1 in Mühlberg ein. Die Initiativgruppe wertet hierfür Zeitzeugenbefragungen 
aus und sammelt und übersetzt Materialien aus russischen Archiven, um die Erinnerung an 
die Opfer wach zu halten. Die Ergebnisse dieser Arbeit werden publiziert. Die Initiativgruppe 
ist Mitglied in der Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG).
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 Schulplatz 4, 04931 Mühlberg/Elbe
 Tel.: 035342 87 48 7
 E-Mail: lager-muehlberg@t-online.de
 Ansprechpartnerin: Angelika Stamm
 Sprechzeiten: Di und Do 09.00–13.00 Uhr

KINDERGEFÄNGNIS BAD FREIENWALDE N. E. V. –  
INTERESSENGEMEINSCHAFT EHEMALIGER HEIMKINDER OST

Der Verein Kindergefängnis Bad Freienwalde besteht seit 2012 und setzt sich für die Anerken-
nung des Leids jener Personen ein, die als Kinder und Jugendliche in dem sogenannten Durch-
gangsheim in Bad Freienwalde untergebracht waren. Der Verein möchte die Geschichte des 
Heims aufarbeiten und die Öffentlichkeit über die dortigen haftähnlichen Lebensbedingungen 
informieren. Er ermöglicht die Vernetzung ehemaliger Heiminsass / -innen und richtet sich 
auch an Betroffene, die ihre Kindheit oder Jugend in anderen DDR-Heimen verbracht haben, 
sowie an deren Angehörige. Der Verein berät ehemalige Heimkinder zu Fragen der Rehabilitie-
rung und Entschädigung. Er ist Mitglied in der Union der Opferverbände kommunistischer 
Gewaltherrschaft (UOKG).

 c / o Roland Herrmann, Langewahler Straße 7, 15517 Fürstenwalde / Spree
 Tel.: 0171 45 63 11 3
 E-Mail: r.herrmann@kindergefaengnisbadfreienwalde.de 
 Internet: www.kindergefaengnisbadfreienwalde.de
 Vorsitzender: Roland Herrmann

MENSCHENRECHTSZENTRUM COTTBUS E. V.

Der Verein Menschenrechtszentrum Cottbus e. V. wurde im Oktober 2007 gegründet. Ihm ge-
hören überwiegend ehemalige politische Gefangene der DDR an, die im Zuchthaus Cottbus 
inhaftiert waren. Ziel des Menschenrechtszentrums ist es, die Geschichte der Haftanstalt wäh-
rend des Nationalsozialismus und der SED-Diktatur aufzuarbeiten. Der Verein ist Eigentümer 
und Träger der Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus. Zu den Aufgaben des Menschenrechtszen-
trums gehören die wissenschaftliche Aufarbeitung der Geschichte der Haftanstalt, die Do-
kumentation von Zeitzeugenberichten und die Durchführung vielfältiger Veranstaltungen zu 
zeithistorischen und aktuellen politischen Themen sowie wechselnde Ausstellungen, Bildungs-
veranstaltungen, Projekte für Gruppen und Schulklassen und vor Ort ein lebendiges Vereins-
leben. Der Verein ist Mitglied in der Union der Opferverbände kommunistischer Gewaltherr-
schaft (UOKG).
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 Bautzener Straße 140, 03050 Cottbus 
 Tel.: 0355 29 01 33 0
 Fax: 0355 29 01 33 33
 E-Mail: info@menschenrechtszentrum-cottbus.de
 Internet: www.menschenrechtszentrum-cottbus.de
 Ansprechpartnerin: Sylvia Wähling (geschäftsführende Vorsitzende)

OPFERHILFE LAND BRANDENBURG E. V.

Das Beratungs- und Betreuungsangebot der Opferhilfe Land Brandenburg e. V. richtet sich an 
Opfer und Zeugen von Straftaten und Gewalt in der Region Brandenburg. Der Verein unterhält 
Beratungsstellen in sechs Städten. Es werden persönliche und bei Bedarf auch therapeutische 
Gespräche geführt. Darüber hinaus bieten die Beratungsstellen Hilfe und Unterstützung bei 
der Antragstellung zur Rehabilitierung und Entschädigung für erlittenes Unrecht in der DDR. 

 Internet: www.opferhilfe-brandenburg.de

 Opferberatung Brandenburg/Havel
 Steinstraße 12, 14776 Brandenburg/Havel
 Tel.: 03381 22 48 55
 E-Mail: brandenburg@opferhilfe-brandenburg.de
 Ansprechpartnerinnen: Stine Wolff und Britta Höfte
 Sprechzeiten: Di 14.00–18.00 Uhr, Do 10.00–14.00 Uhr

 Opferberatung Cottbus
 Ärztehaus Cottbus Nord, Gerhard-Hauptmann-Straße 15, 03044 Cottbus
 Tel.: 0355 72 96 05 2
 E-Mail: cottbus@opferhilfe-brandenburg.de
 Ansprechpartnerinnen: Petra Bühler und Corinna Diesner
 Sprechzeiten: Mo 12.00–16.00 Uhr, Do 14.00–18.00 Uhr

 Opferberatung Frankfurt / Oder
 Humboldtstraße 3, 15230 Frankfurt / Oder
 Tel.: 0335 66 59 26 7
 E-Mail: frankfurt@opferhilfe-brandenburg.de
 Ansprechpartnerinnen: Dr. Ewa Sienkiewicz-Hippler und 
 Sarina Kirsch-Lawrenz
 Sprechzeiten: Di 14.00–18.00 Uhr, Do 10.00–14.00 Uhr
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 Opferberatung Neuruppin
 Karl-Marx-Straße 33–34, 16816 Neuruppin
 Tel.: 03391 51 23 00
 E-Mail: neuruppin@opferhilfe-brandenburg.de
 Ansprechpartnerinnen: Tina Dietz und Sarina Kirsch-Lawrenz
 Sprechzeiten: Di 14.00–18.00 Uhr, Do 09.00–13.00 Uhr

 Opferberatung Potsdam
 Jägerstraße 36, 14467 Potsdam
 Tel.: 0331 28 02 72 5
 Fax: 0331 62 00 75 0
 E-Mail: potsdam@opferhilfe-brandenburg.de
 Ansprechpartnerinnen: Rosmarie Priet, Sophie Bootz und Britta Höfte
 Sprechzeiten: Mo 12.00–16.00 Uhr, Mi 15.00–19.00 Uhr

 Opferberatung Senftenberg
 Ernst-Thälmann-Straße 66, 01968 Senftenberg
 Tel.: 03573 14 03 34
 E-Mail: senftenberg@opferhilfe-brandenburg.de
 Ansprechpartnerinnen: Christel Murowski und Corinna Diesner
 Sprechzeiten: Di 14.00–18.00 Uhr, Fr 10.00–14.00 Uhr

 

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE BREMEN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben 
und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 
in der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht 
waren, können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls 
Menschen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, 
ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an 

5.5Beratungsangebote  
in Bremen
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eine Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Bera-
tungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die 
Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 mög-
lich. Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und 
Hilfe im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Amt für Versorgung und Integration Bremen
 Doventorscontrescarpe 172 D, 28195 Bremen
 Tel.: 0421 36 15 29 2
 Fax: 0421 36 15 32 6
 E-Mail: sabine.rosenbrock@avib.bremen.de
 Ansprechpartnerin: Sabine Rosenbrock
 Öffnungszeiten: Mo–Mi 09.00–12.30 Uhr, Do 09.00–12.30 und 13.30–17.00 Uhr  
 sowie nach Vereinbarung
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

 

INITIATIVGRUPPE NKWD-LAGER TOST / OBERSCHLESIEN

Die Initiativgruppe NKWD-Lager Tost/Oberschlesien sammelt und archiviert Daten und Berich-
te zu ehemaligen Häftlingen des Gefangenenlagers Tost/Toszek. Darüber hinaus unterstützt 
sie Angehörige und Hinterbliebene bei der Klärung von Schicksalen. Seit 1993 organisiert die 
Initiativgruppe Busreisen zu Gedenkfeiern in der Gedenkstätte in Toszek, die 1998 errichtet 
wurde. Die Initiativgruppe ist Mitglied in der Union der Opferverbände kommunistischer 
Gewaltherrschaft (UOKG).

 Krefelder Weg 14, 22419 Hamburg
 Tel.: 040 53 32 05 99
 E-Mail: kraegel@uokg.de
 Ansprechpartnerin: Sybille Krägel

5.6 Beratungsangebote  
in Hamburg
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STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND 
BERATUNGSSTELLE HAMBURG

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Men-
schen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, ohne 
dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine An-
lauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Beratungs-
gespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die Kontakt-
aufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Versorgungsamt Hamburg
 Adolph-Schönfelder-Straße 5, 22083 Hamburg 
 Tel. (Vermittlung via Behördennummer): 040 11 5
 E-Mail: stiftung-anerkennung-hilfe@basfi.hamburg.de
 offener Sprechtag: Mo 08.00–16.00 Uhr
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND HAMBURG

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betrof-
fene zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem 
unterstützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Uwe Rutkowski, Hanseatenstieg 8, 21522 Hohnstorf
 Tel.: 04139 69 57 95
 Fax: 04139 69 67 39
 E-Mail: u.rutkowski@vos-ev.de
 Ansprechpartner: Uwe Rutkowski
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AKTIONSGEMEINSCHAFT RECHT UND EIGENTUM E. V. (ARE) – ZENTRUM HESSEN

Die Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum e. V. versteht sich als Nahtstelle von Opferver-
bänden im In- und Ausland sowie als Ansprechpartner für Einzelpersonen und Gruppen von 
Geschädigten der SED-Diktatur. Der Verein vertritt die Interessen der Opfer von Repressionen 
in der DDR, indem er Unrechtsfälle sammelt, dokumentiert und öffentlich macht. Betroffene 
werden bei der Vermögensauseinandersetzung nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz 
(LAG) unterstützt und erhalten Hilfe bei der Geltendmachung ihrer Restitutionsansprüche 
nach dem Entschädigungsgesetz (EALG). Der Verein ist vermittelnd tätig und nimmt keine 
Rechtsberatungen vor. 

 Westendstraße 14 A, 34305 Niedenstein
 Tel.: 05624 92 62 58
 Fax: 05624 92 62 68
 E-Mail: info@are.org
 Internet: www.are-org.de
 Vorsitzender: Manfred Graf von Schwerin

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND BERATUNGSSTELLE HESSEN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Men-
schen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, ohne 
dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine An-
lauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Beratungs-
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gespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die Kontakt-
aufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Regierungspräsidium Gießen, Abteilung VI – 
 Landesversorgungsamt (Dezernat 61)
 Landgraf-Philipp-Platz 1–7, 35390 Gießen
 Postanschrift: Postfach 100851, 35338 Gießen
 Fax: 0641 30 32 70 3
 E-Mail: anerkennung-hilfe@rpgi.hessen.de
 Ansprechpartner / -innen:
 Angelika Schäfer, Tel.: 0641 30 32 77 4
 Susann Bohn-Wolfram, Tel.: 0641 30 32 77 3
 Helmut Weil, Tel.: 0641 30 32 77 6
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

VOLKSBUND DEUTSCHE KRIEGSGRÄBERFÜRSORGE E. V.

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. wurde 1919 gegründet und ist von der Bun-
desregierung mit der Aufgabe betraut, die Gräber der deutschen Kriegstoten im Ausland zu 
dokumentieren, instand zu setzen und zu pflegen. Der Verein setzt sich für das Gedenken der 
Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft ein, unterstützt Personen bei der Suche nach Vermiss-
ten und nach den Grabstätten von Angehörigen und berät zu Fragen der Kriegsgräberfürsorge. 
Außerdem möchte die Organisation auf die Folgen von Gewalt und Krieg aufmerksam machen 
und ist mit unterschiedlichen pädagogischen Angeboten und Veranstaltungen in der Friedens-
bildung für Jugendliche aktiv.

 Werner-Hilpert-Straße 2, 34112 Kassel
 Tel.: 0561 70 09 0
 Fax: 0561 70 09 221
 E-Mail: info@volksbund.de
 Internet: www.volksbund.de
 Präsident: Wolfgang Schneiderhan
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VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND HESSEN /RHEINLAND-PFALZ

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betroffene 
zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem unter-
stützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Arno Selten, In der Römerstadt 146 / I, 60439 Frankfurt / Main
 Tel.: 069 58 32 17
 E-Mail: a.selten@vos-ev.de
 Ansprechpartner: Arno Selten

 

DIE LANDESBEAUFTRAGTE FÜR MECKLENBURG-VORPOMMERN  
FÜR DIE AUFARBEITUNG DER SED-DIKTATUR

Die Tätigkeit der Landesbeauftragten ist im „Gesetz über die Landesbeauftragte oder den Lan-
desbeauftragten für Mecklenburg-Vorpommern für die Aufarbeitung der SED-Diktatur“ 
(AufarbBG M-V) vom 18. Februar 2019 geregelt. Die Landesbeauftragte unterstützt Menschen, 
die in der SBZ und/oder DDR Leid und Unrecht erfahren haben, bei der Klärung des eigenen 
Schicksals und des Schicksals von Angehörigen sowie bei Entschädigungs- und Hilfeleistungen. 
Sie vermittelt Hilfsangebote und ist Ansprechpartnerin für Bürgerinnen und Bürger sowie die 
Verwaltung in Mecklenburg-Vorpommern in allen Fragen, die sich auch heute noch aus der 
Tätigkeit des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit ergeben.

Die Landesbeauftragte berät und hilft

• bei Fragen der Rehabilitierung und Entschädigung von Opfern rechtsstaatswidriger 
Verfolgung

5.8 Beratungsangebote  
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• bei der Beantragung der sogenannten Opferrente (besondere Zuwendung für  
Haftopfer)

• bei der Antragstellung, Einsicht und Herausgabe von Stasi-Unterlagen
• bei der Überprüfung von Mitarbeitern im öffentlichen Dienst
• bei Fragen des Umgangs von öffentlichen Stellen mit Unterlagen des  

Staatssicherheitsdienstes 

• bei der Recherche in Archiven, in denen sich Unterlagen aus der Zeit der SBZ  
und DDR befinden

• bei der Recherche nach Familienangehörigen, die nach 1945 vermutlich Opfer  
politischer Verfolgung wurden 

• und unterstützt Projekte und Forschungsvorhaben, die sich mit zeitgeschichtlichen 
Themen in Mecklenburg-Vorpommern befassen.

 Bleicherufer 7, 19053 Schwerin
 Tel.: 0385 73 40 06
 Fax: 0385 73 40 07
 E-Mail: post@lamv.mv-regierung.de 
 Internet: www.landesbeauftragter.de
 Landesbeauftragte: Anne Drescher
 Ansprechpartnerin: Charlotte Ortmann, Tel.: 0385 73 40 06, 
 Daniela Richter, Tel.: 0385 73 40 06
 E-Mail: c.ortmann@lamv.mv-regierung.de
 Die Bürgerberaterin bietet regelmäßig Beratungssprechstunden in 
 verschiedenen Orten in Mecklenburg-Vorpommern an. Die Termine 
 werden auf der Webseite bekannt gegeben. Um telefonische 
 Voranmeldung wird gebeten.

Bei der Landesbeauftragten ist auch die Stiftung Anerkennung und Hilfe angesiedelt, bei 
der sich Menschen mit Wohnsitz in Mecklenburg-Vorpommern melden können. 

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND BERATUNGSSTELLE 
MECKLENBURG-VORPOMMERN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in 
der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Men-
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schen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, ohne 
dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine 
Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Bera-
tungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die 
Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Die Landesbeauftragte für Mecklenburg-Vorpommern für die 
 Aufarbeitung der SED-Diktatur
 Bleicherufer 7, 19053 Schwerin
 Tel.: 0385 55 15 69 01
 Fax: 0385 73 40 07
 E-Mail: stiftung@lamv.mv-regierung.de
 Ansprechpartner / -innen: Christian Glüer, Sabine Knuth und Sandra Uhlig
 Telefonische Sprechzeiten: durchgehend von montags bis freitags
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

ALTER PFARRHOF RAMBOW

Der Alte Pfarrhof Rambow bietet eine kostenlose psychosoziale Beratung für Personen und 
deren Angehörige, die in der SBZ und / oder DDR Unrecht erlitten haben. Im geschützten Raum 
kann über traumatisierende Erfahrungen und seelische Verletzungen gesprochen werden. 
Betroffene werden dabei unterstützt, mit diesen Erfahrungen umzugehen und diese zu ver-
arbeiten. Auch Möglichkeiten der Rehabilitierung und Wiedergutmachung sowie medizinische 
Schritte können dort besprochen werden. Die Beratung ist kein Ersatz für eine Therapie; bei 
Bedarf erfolgt eine Vermittlung an psychotherapeutische Anlaufstellen. Gründe für die Bera-
tung können beispielsweise Erfahrungen mit unrechtmäßiger Inhaftierung, Bespitzelung und 
Zersetzungsmaßnahmen, Beeinträchtigungen in Ausbildung und Beruf, Eingriffe ins Eigentum 
sowie die Auseinandersetzung mit der eigenen belasteten Familiengeschichte sein. Das Ange-
bot steht auch Personen offen, die bereits rechtliche Schritte oder Maßnahmen der psychischen 
Bewältigung unternommen haben. Die Beratung dauert 50 Minuten, bei Bedarf auch länger. 

 Kirchstraße 11, 17194 Moltzow (Rambow)
 Tel.: 039953 70 24 9 
 E-Mail: huebener@pfarrhof-rambow.de sowie kontakt@pfarrhof-rambow.de
 Internet: www.diktatur-folgen-beratung.de
 Ansprechpartner: Eckart Hübener
 Um telefonische Terminvereinbarung vorab wird gebeten.
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CARL-FRIEDRICH-FLEMMING-KLINIK SCHWERIN – KLINIK  
FÜR PSYCHOSOMATISCHE MEDIZIN UND PSYCHOTHERAPIE

Zu den Arbeitsschwerpunkten der Klinik gehört die Diagnose und Behandlung von Traumati-
sierungen und Traumafolgestörungen nach einschneidenden Erlebnissen. Im Rahmen des 
klinischen Angebots werden stationäre und teilstationäre Behandlungen angeboten. In der 
Sprechstunde können sich Betroffene zu Therapiemöglichkeiten beraten lassen. Die Klinik er-
stellt auch Gutachten zum Nachweis von Gesundheitsschäden infolge von erlittenem DDR-
Unrecht.

 Wismarsche Straße 393–397, 19049 Schwerin
 Tel.: 0385 52 03 39 1
 Fax: 0385 52 03 32 9
 E-Mail: psychosomatik.schwerin@helios-kliniken.de
 Internet: www.helios-gesundheit.de/kliniken/schwerin
 Ansprechpartner: Dr. Jochen Buhrmann

SOZIAL-DIAKONISCHE ARBEIT – EVANGELISCHE JUGEND 

Die Stiftung „Sozial-Diakonische Arbeit – Evangelische Jugend“ unterhält eine Beratungsstelle 
im Kirchenkreis Mecklenburg und ist unter anderem in der Opferhilfe tätig. Personen, die in 
der SED-Diktatur verfolgt wurden, können hier psychosoziale Beratung und Unterstützung 
bei persönlichen Problemen und Krisen sowie im Umgang mit Ämtern erhalten.

 Grunthalplatz 4, 19053 Schwerin 
 Tel.: 0385 55 07 50 0
 Fax: 0385 75 82 92 5
 E-Mail: beratung@soda-ej.de
 Internet: www.ej-sn.de
 Ansprechpartner / -in: Ulrike Behrens und Tobias Olschewski

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND MECKLENBURG-VORPOMMERN

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Be-
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troffene zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem 
unterstützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 Ansprechpartner: Dr. Fred Mrotzek
 E-Mail: f.mrotzek@vos-ev.de

NIEDERSÄCHSISCHES MINISTERIUM FÜR INNERES UND SPORT

Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport dient als Anlaufstelle für Opfer politi-
scher Verfolgung in der SBZ und DDR. Es versteht sich als erste Kontaktmöglichkeit für in 
Niedersachsen lebende Betroffene. Das Ministerium bietet eine allgemeine Beratung zu Fragen 
der strafrechtlichen, verwaltungsrechtlichen und beruflichen Rehabilitierung sowie möglichen 
Folgeleistungen an und vermittelt an die zuständigen Behörden. Für Hilfesuchende, die psycho-
logische Beratung in Anspruch nehmen möchten, können Kontakte zu Beratungsstellen und 
Opferverbände vermittelt werden. Außerdem geben die Mitarbeiter / -innen Auskunft über 
das Antragsverfahren auf Einsicht in die Unterlagen der Staatssicherheit. Das Ministerium 
unterstützt das Niedersächsische Netzwerk für SED- und Stasiopfer.

 Lavesallee 6, 30169 Hannover 
 Tel.: 0511 12 04 76 8
 E-Mail: klaus.bittner@mi.niedersachsen.de 
 Internet: www.mi.niedersachsen.de
 Ansprechpartner: Klaus Bittner
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STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLEN NIEDERSACHSEN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Men-
schen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, ohne 
dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine An-
lauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Beratungs-
gespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die Kontakt-
aufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

 Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie,  
 Hauptstelle Hildesheim
 Domhof 1, 31134 Hildesheim 
 Tel.: 05121 30 47 46
 E-Mail: stiftung@ls.niedersachsen.de
 Ansprechpartnerin: Annette Kiper

 Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie, 
 Außenstelle Hannover
 Schiffgraben 30–32, 30175 Hannover
 Tel.: 0511 89 70 11 72
 E-Mail: stiftung@ls.niedersachsen.de
 Ansprechpartner: Guido Klumpe

 Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie, 
 Außenstelle Braunschweig
 Schillstraße 1, 38102 Braunschweig 
 Tel.: 0531 70 19 16 5
 E-Mail: stiftung@ls.niedersachsen.de
 Ansprechpartnerin: Annette Kiper
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 Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie, 
 Außenstelle Oldenburg
 Moslestraße 1, 26122 Oldenburg 
 Besucheranschrift: Pferdemarkt 13, 26122 Oldenburg
 E-Mail: stiftung@ls.niedersachsen.de
 Ansprechpartnerinnen:
 Anja Lütgens, Tel.: 0441 22 29 76 01
 Sarah Thyen, Tel.: 0441 22 29 76 00

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND NIEDERSACHSEN

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betroffene 
zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem unter-
stützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können sich 
auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Harald Hemmerling, Im Lehmbuschfeld 9, 30539 Hannover
 Tel.: 0511 79 00 32 39
 E-Mail: h.hemmerling@vos-ev.de
 Ansprechpartner: Harald Hemmerling

FRAUENKREIS DER EHEMALIGEN HOHENECKERINNEN E. V.

Die Mitglieder des Frauenkreises der ehemaligen Hoheneckerinnen e. V. sind einst inhaftierte 
Frauen des Frauengefängnisses Hoheneck in Stollberg im Erzgebirge. Der Verein hat sich zur 
Aufgabe gemacht, ehemalige politische Gefangene des Zuchthauses bei rechtlichen Fragen 

5.10Beratungsangebote  
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zu unterstützen. Außerdem macht er auf die Geschichte der Vollzugsanstalt und das Schicksal 
der Insassinnen aufmerksam. Die Frauen stellen sich als Zeitzeuginnen für Gespräche in Schu-
len zur Verfügung und veranstalten jedes Jahr einen Aktionstag am historischen Ort für die in-
teressierte Öffentlichkeit. Der Frauenkreis setzt sich für die Errichtung einer Gedenkstätte 
in den Räumen des Gefängnisses ein.

 Ansprechpartnerinnen:
 Regina Labahn, Zur Loev 4, 42489 Wülfrath
 Tel.: 02058 17 99 38 7, E-Mail: kh.labahn@gmail.com
 Monika Schneider, Lindauer Allee 49 A, 13407 Berlin
 Tel.: 030 49 61 53 9, E-Mail: moni.cristo@freenet.de
 Internet: www.frauenkreis-hoheneckerinnen.de

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLEN NORDRHEIN-WESTFALEN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Menschen, 
die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, ohne dass 
für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine Anlauf- 
und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Beratungsge-
spräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die Kontakt-
aufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

 Wohnort im Rheinland:
 Landschaftsverband Rheinland
 Kennedy-Ufer 2, 50679 Köln
 Postanschrift: Landschaftsverband Rheinland, Dezernat 4, Anlauf- 
 und Beratungsstelle der Stiftung Anerkennung und Hilfe, 50663 Köln
 Tel.: 0221 80 95 00 1
 E-Mail: anerkennung-hilfe@lvr.de
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 Ansprechpartner / -innen: Andreas Naylor und Anett Malinowski
 Sprechzeiten: Mo–Do 09.00–12.00 und 13.00–15.30 Uhr, Fr 09.00–12.00 Uhr
 Internet: www.anerkennung-hilfe.lvr.de

 Wohnort in Westfalen-Lippe:
 Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
 Warendorfer Straße 21–23, 48145 Münster
 Postanschrift: Landesjugendamt, LWL-Anlauf- und Beratungsstelle 
 Westfalen, 48133 Münster 
 Fax: 0251 59 15 79 6
 Ansprechpartner / -innen:
 Tim Andreas-Werner, Tel.: 0251 59 14 29 0, E-Mail: tim.andreas-werner@lwl.org
 Wilhelmine Geenen, Tel.: 0251 59 15 99 4, E-Mail: wilhelmine.geenen@lwl.org
 Rüdiger Klebeck, Tel.: 0251 59 15 44 6, E-Mail: ruediger.klebeck@lwl.org
 Birgit Kühne, Tel.: 0251 59 15 88 6, E-Mail: birgit.kuehne@lwl.org
 Simone Kuntze, Tel.: 0251 59 15 67 6, E-Mail: simone.kuntze@lwl.org
 Manuela Malur, Tel.: 0251 59 16 37 7, E-Mail: manuela.malur@lwl.org

STIFTUNG FÜR EHEMALIGE POLITISCHE HÄFTLINGE

Die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge wurde 1969 als bundesunmittelbare Stiftung 
des öffentlichen Rechts gegründet. Mit Einstellung der Leistungen nach dem Häftlingshilfe-
gesetz 2016 ist die Stiftung ausschließlich für die Zahlung von Unterstützungsleistungen 
nach § 18 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes (StRehaG) zuständig. Antragsberech-
tigt sind Personen, die auf dem Gebiet der SBZ/DDR aus politisch-rechtsstaatswidrigen Grün-
den in Haft geraten sind und deren Freiheitsentziehung weniger als 90 Tage betragen hat, so-
wie deren Hinterbliebene (Ehegatten, Kinder und Eltern), sofern sie von der Haft nicht un-
erheblich unmittelbar mitbetroffen waren. Seit Ende 2019 können zudem auch Betroffene 
Unterstützungen erhalten, die wegen der politischen Haft der Eltern (oder einer sonstigen Er-
ziehungsperson) in einem Heim untergebracht wurden und hierfür keine eigene Rehabilitierung 
erhalten haben. Bei den Unterstützungen handelt es sich um soziale Ausgleichsleistungen, 
sodass für die Gewährung in der Regel eine wirtschaftlich beeinträchtigte Lage (geringes Ein-
kommen) vorliegen muss. Eine Ausnahme bilden Hinterbliebene von ehemaligen politischen 
Häftlingen, die hingerichtet wurden, auf der Flucht umgekommen oder während der Haft 
beziehungsweise an deren Folgen verstorben sind. Diese können unabhängig von ihrer finanzi-
ellen Situation Unterstützungszahlungen erhalten. Darüber hinaus stehen die Mitarbeiter / -in-
nen der Geschäftsstelle für Beratungen und Informationen zu jeglichen rehabilitierungsrechtli-
chen Fragen zur Verfügung.

5.11
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 An der Marienkapelle 10, 53179 Bonn
 Tel.: 0228 36 89 37 0
 Fax: 0228 36 89 39 9
 E-Mail: info@stiftung-hhg.de

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND NORDRHEIN-WESTFALEN

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betroffene 
zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem unter-
stützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können sich 
auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Felix Heinz Holtschke, Am Mühlenkamp 11 A, 40489 Düsseldorf
 Tel.: 0211 40 56 91 46 und 0173 59 19 31 2
 E-Mail: felixhho@gmail.com sowie h.holtschke@vos-ev.de 
 Ansprechpartner: Felix Heinz Holtschke 

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE RHEINLAND-PFALZ

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Men-
schen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, 

5.11 Beratungsangebote  
in Rheinland-Pfalz
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ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine 
Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Bera-
tungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die 
Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung 
 Rheinallee 97–101, 55118 Mainz 
 Tel.: 06131 96 75 44
 Fax: 06131 96 71 25 44
 E-Mail: stiftungauh@lsjv.rlp.de
 Ansprechpartner / -innen: Beate Pfeifer, Christine Lange, 
 Jacqueline Goldstein und Boris Adolf
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND HESSEN/RHEINLAND-PFALZ

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglie-
der waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder 
zu langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Be-
troffene zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außer-
dem unterstützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende 
können sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Arno Selten, In der Römerstadt 146 /I, 60439 Frankfurt /Main
 Tel.: 069 58 32 17
 E-Mail: a.selten@vos-ev.de
 Ansprechpartner: Arno Selten
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STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND 
BERATUNGSSTELLE SAARLAND

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationä-
ren Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben 
und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 
in der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht 
waren, können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls 
Menschen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, 
ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine 
Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Bera-
tungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die 
Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Landesamt für Soziales
 Hochstraße 67, 66115 Saarbrücken
 Tel.: 0681 99 78 24 28 und 0681 99 78 24 34
 Fax: 0681 99 78 23 96
 E-Mail: stiftung-anerkennung-hilfe@las.saarland.de
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de 

5.12 Beratungsangebote  
in Saarland



90

DER SÄCHSISCHE LANDESBEAUFTRAGTE ZUR AUFARBEITUNG DER SED-DIKTATUR

Die Tätigkeit des Landesbeauftragten ist im „Gesetz zur Regelung der Tätigkeit des Sächsi-
schen Landesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes und der fort-
währenden Aufarbeitung der SED-Diktatur, ihrer Entstehung, ihrer Auflösung und ihrer Nach-
wirkungen auf dem Gebiet des Freistaates Sachsen (Landesbeauftragtengesetz)“ vom 30. Juni 
1992, zuletzt am 20. Oktober 2016 geändert, geregelt. Der Landesbeauftragte berät und 
unterstützt Bürgerinnen und Bürger, die politisches Unrecht in der DDR erfahren haben, bei 
der Klärung der Schicksale und bei Fragen zur Rehabilitation, Entschädigung und Hilfsange-
boten. Außerdem trägt er zur Aufarbeitung der kommunistischen Diktatur bei, ist in der politi-
schen Bildung tätig und unterstützt die Arbeit von Aufarbeitungsinitiativen und Verfolg-
tenverbänden.

Der Landesbeauftragte unterstützt und berät

• zu Rehabilitierungs- und Entschädigungsfragen
• zur Beantragung der sogenannten Opferrente (besondere Zuwendung für Haftopfer)
• zu Zugangsmöglichkeiten bei Archivrecherchen
• zur Klärung von eigenen Schicksalen sowie den Biografien und Schicksalen  

von Angehörigen
• zur Antragstellung, Einsichtnahme und Herausgabe von Stasi-Unterlagen
• zum Umgang mit persönlichen Stasi-Unterlagen
• zur Überprüfung von Mitarbeitern und Bewerbern im öffentlichen Dienst
• Forschung und Medien zu Rehabilitierungsfragen und vermittelt Kontakte zu ehe-

mals politisch Verfolgten.

 Unterer Kreuzweg 1, 01097 Dresden
 Tel.: 0351 49 33 70 0
 Fax: 0351 45 10 31 37 09
 E-Mail: Kontaktformular unter lasd.landtag.sachsen.de/de/kontakt
 Internet: lasd.landtag.sachsen.de
 Landesbeauftragter: Lutz Rathenow

5.13 Beratungsangebote  
in Sachsen
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 Ansprechpartner: Maximilian Heidrich, Tel.: 0351 49 33 70 3
 Der Landesbeauftragte bietet regelmäßig Beratungstage in verschiedenen 
 Orten in Sachsen an. Die Termine werden auf der Webseite bekannt gegeben.

BAUTZEN-KOMITEE E. V.

Das Bautzen-Komitee e. V. wurde 1990 von früheren politischen Insass- / innen der Bautzener 
Haftanstalten und ihren Angehörigen gegründet. Der Verein bietet Beratung und Betreuung 
für ehemalige politische Häftlinge und deren Hinterbliebene zu Fragen der Rehabilitierung 
und Wiedergutmachung an. Außerdem engagiert sich das Komitee für die Aufarbeitung und 
Aufklärung der Verbrechen der kommunistischen Diktatur in der SBZ und DDR. Jedes Jahr fin-
det ein Treffen der Vereinsmitglieder im Zusammenhang mit dem Bautzen-Forum der Friedrich-
Ebert-Stiftung statt.

 Weigangstraße 8 A, 02625 Bautzen
 Postanschrift: Postfach 1224, 02602 Bautzen
 Tel.: 03591 42 52 1
 Fax: 03591 42 52 1
 E-Mail: buero@bautzen-komitee.de
 Internet: www.bautzen-komitee.de
 Ansprechpartnerin: Pia Zimmermann
 Sprechzeiten: Mo–Do 09.00–14.00 Uhr

BERATUNGS- UND DOKUMENTATIONSSTELLE FÜR VERFOLGTE  
STALINISTISCHER WILLKÜR – BSV LEIPZIG E. V.

Die Beratungs- und Dokumentationsstelle für Verfolgte stalinistischer Willkür bietet eine Be-
ratung für Opfer diktatorischen Unrechts in der SBZ und DDR zu Fragen der Rehabilitierung und 
Wiedergutmachung an. Der Verein gibt das Informationsblatt „Unser Standpunkt“ heraus.

 Große Fleischergasse 12, 04109 Leipzig  
 (Städtisches Verwaltungsgebäude, Raum 501)
 Tel.: 0178 19 08 48 3
 Ansprechpartner: Jörg Büttner
 Sprechzeiten: Di 10.00–16.00 Uhr sowie nach Vereinbarung
 Um telefonische Voranmeldung wird gebeten.
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BETROFFENENINITIATIVE „MISSBRAUCH IN DDR-HEIMEN“ E. V.

Die Betroffeneninitiative „Missbrauch in DDR-Heimen“ e. V. entstand 2014 aus der Selbsthil-
fegruppe „Verborgene Seelen“ in der Gedenkstätte Geschlossener Jugendwerkhof Torgau. Der 
Verein berät und hilft Personen, die in DDR-Heimen Opfer von Missbrauch wurden, bei Anträ-
gen zur Rehabilitierung und bei der Recherche nach Akten, die die eigenen Erfahrungen bele-
gen. Opfer von sexuellem Kindesmissbrauch erhalten dort ebenfalls Unterstützung. Die seit 
2011 bestehende Selbsthilfegruppe richtet sich an Betroffene und deren Angehörige und wird 
von einem Traumatherapeuten begleitet. Die Gruppe bietet einen geschützten Raum, um sich 
gemeinsam über traumatische Erfahrungen auszutauschen und sich von Gefühlen der Einsam-
keit und der Unsicherheit zu befreien. Zudem bietet der Verein Unterstützung beim Besuch 
von Behörden, Ärzten und anderen Fachstellen an.

 Fischerdörfchen 15, 04860 Torgau
 Tel.: 03421 90 78 74 00
 E-Mail Betroffeneninitiative: kontakt@betroffeneninitiative-torgau.de
 E-Mail Selbsthilfegruppe: shg@betroffeneninitiative-torgau.de
 Internet: www.betroffeneninitiative-torgau.de
 Ansprechpartnerinnen: Manuela Rummel und Corinna Thalheim

BÜRGERKOMITEE LEIPZIG E. V.

Das Bürgerkomitee entstand im Dezember 1989, während Bürgerinnen und Bürgern das Stasi-
Gebäude „Runde Ecke“ in Leipzig besetzten. Ziel der Initiative war die Auflösung des Ministeri-
ums für Staatssicherheit und die Aufbewahrung der Geheimdienstunterlagen. 1991 wurde 
der Verein Bürgerkomitee Leipzig e. V. gegründet. Zu seinen Aufgaben gehören die Aufklärung 
und politische Bildungsarbeit über die Funktionsweise der Stasi und der SED-Diktatur. Der Ver-
ein ist Träger der Gedenkstätte Museum in der „Runden Ecke“ mit dem Museum im Stasi-
Bunker in Leipzig. Des Weiteren unterstützt das Bürgerkomitee Opfer politischer Verfolgung 
in der DDR. Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) bietet in den Gedenkstätten-
räumen regelmäßig Beratungssprechstunden an. Betroffene erhalten Hilfe bei der Antrag-
stellung auf Rehabilitierung, Wiedergutmachungsleistungen und Opferrenten und werden an 
spezialisierte Beratungsstellen und zuständige Behörden vermittelt. Um vorherige Anmeldung 
bei Frank Nemetz (Vorsitzender des VOS-Landesverbands Sachsen) wir gebeten unter der 
Telefonnummer 0175 167 68 38 oder per E-Mail unter f.nemetz@vos-ev.de.

 Dittrichring 24, 04109 Leipzig
 Tel.: 0341 96 12 44 3
 Fax: 0341 96 12 49 9
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 E-Mail: mail@runde-ecke-leipzig.de
 Internet: www.runde-ecke-leipzig.de
 Ansprechpartner: Tobias Hollitzer 

CARITASVERBAND LEIPZIG E. V. – ALLGEMEINE SOZIALE BERATUNG

Die Beratungsstelle der Caritas Leipzig bietet psychosoziale Beratung für Personen und deren 
Angehörige, die in der SBZ und/oder DDR Unrecht erlitten haben. Im geschützten Raum kann 
über traumatisierende Erfahrungen und seelische Verletzungen gesprochen werden. Betroffe-
ne werden dabei unterstützt, mit diesen Erfahrungen umzugehen und das Erlebte zu ver-
arbeiten. Auch Möglichkeiten der Rehabilitierung und Wiedergutmachung sowie weitere medizi-
nische Schritte können dort besprochen werden. Gründe für die Beratung können beispielswei-
se Erfahrungen mit unrechtmäßiger Inhaftierung, Bespitzelung und Zersetzungsmaßnahmen, 
Beeinträchtigungen in Ausbildung und Beruf, Eingriffen ins Eigentum sowie die Auseinander-
setzung mit der eigenen belasteten Familiengeschichte sein. Das Angebot steht auch Personen 
offen, die bereits rechtliche Schritte oder Maßnahmen der psychischen Bewältigung unter-
nommen haben und weiteren Gesprächs- und Unterstützungsbedarf haben.

 Elsterstraße 15, 04109 Leipzig
 Tel.: 0341 96 36 14 7
 Fax: 0341 96 36 17 22
 E-Mail: sozialberatung@caritas-leipzig.de
 Internet: www.caritas-leipzig.de
 Ansprechpartner: Michael Gerczewski

DOKUMENTATIONSSTELLE DRESDEN

Die Dokumentationsstelle Dresden wurde 1999 gegründet und gehört zur Stiftung Sächsische 
Gedenkstätten. Eine der zentralen Aufgaben der Dokumentationsstelle ist, das Schicksal von 
verfolgten und vermissten Personen zu klären, die im Nationalsozialismus oder der kommunis-
tischen Diktatur in der SBZ und DDR gefangen genommen oder getötet wurden. Hierzu zählen 
insbesondere Insass / -innen sowjetischer Speziallager, Verurteilte sowjetischer Militärtribu-
nale (SMT), sowjetische Kriegsgefangene und Inhaftierte ehemailiger NS-Konzentrationslager 
in Sachsen. Die Mitarbeiter /-innen beantworten kostenlos Anfragen von Betroffenen und 
Angehörigen sowie von Vertretern aus Wissenschaft und Medien. Die Auskünfte basieren unter 
anderem auf Grundlage von Lager- und Strafakten russischer Archive, Haftkarteien des DDR-
Strafvollzugs und Unterlagen von Rehabilitierungsverfahren. Die Dokumentationsstelle 
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verfügt über die deutschlandweit größte Sammlung personenbezogener Daten zu SMT-Verur-
teilten (deutsche Zivilisten und Soldaten). Die Personen unter ihnen, die politisch verfolgt 
wurden, erhalten von den Mitarbeiter / -innen im Auftrag des Auswärtigen Amtes Unterstüt-
zung bei Rehabilitierungsanträgen. Dies umfasst die Beratung bei der Antragstellung, Weiter-
leitung der Anträge an die russischen Behörden, Übersetzung und Zusendung der Bescheide 
an die Antragsteller / -innen sowie Unterstützung bei der Akteneinsicht in russischen Archiven. 
Auf ihrer Webseite veröffentlicht die Dokumentationsstelle fortlaufend die Namen sowie 
die wichtigsten Personendaten von Verfolgten aus ihren Datenbanken, unter anderem von 
Menschen, die nach Todesurteilen sowjetischer Militärtribunale hingerichtet worden sind. Die 
personenbezogenen Unterlagen stehen nach Maßgabe der Datenschutzbestimmungen 
auch für Forschungen und Ausstellungsprojekte Dritter zur Verfügung. Die Dokumentations-
stelle wird durch das Auswärtige Amt und den Freistaat Sachsen gefördert.

 Dülferstraße 1, 01069 Dresden
 Tel.: 0351 46 95 54 7
 Fax: 0351 46 95 54 1
 E-Mail: auskunft.dokstelle@stsg.de
 Internet: www.dokst.de
 Ansprechpartner: Valerian Welm
 Sprechzeiten: Di und Do 08.00–15.00 Uhr

GEDENKSTÄTTE BAUTZEN

Die Gedenkstätte Bautzen befindet sich im früheren Stasi-Gefängnis Bautzen II. Sie erinnert 
an die Opfer von nationalsozialistischer und kommunistischer Gewaltherrschaft in den Haftan-
stalten Bautzen I und Bautzen II und dokumentiert die Geschichte politischer Haft. Im Rahmen 
der Zeitzeugenarbeit unterstützen die Mitarbeiter/-innen Angehörige bei der Schicksalsklä-
rung von Personen, die aus politischen Gründen in den Bautzener Gefängnissen waren. Die 
Gedenkstätte verfügt über Haftkarteien und Namenslisten aus dem Speziallager Bautzen, 
aus denen sich die Hintergründe der Inhaftierung und gegebenenfalls auch das Sterbedatum 
einzelner Personen ermitteln lassen. Zu den Inhaftierten von Bautzen II können Hinweise 
zum Verbleib von personenbezogenen Haftunterlagen gegeben werden. Auf der Webseite kann 
per Formular ein Antrag auf Auskunft über vorhandene persönliche Unterlagen in den Bestän-
den der Gedenkstätte gestellt werden. 

 Weigangstraße 8 A, 02625 Bautzen
 Postanschrift: Postfach 1928, 02609 Bautzen
 Tel.: 03591 40 47 4
 Fax: 03591 40 47 5



95 

 E-Mail: info.bautzen@stsg.de
 Internet: www.gedenkstaette-bautzen.de
 Leiterin: Silke Klewin

INITIATIVGRUPPE GESCHLOSSENER JUGENDWERKHOF TORGAU E. V.

Die Initiativgruppe Geschlossener Jugendwerkhof Torgau e. V. besteht seit 1996. Anliegen des 
Vereins ist die wissenschaftliche Aufarbeitung und Bewahrung der Geschichte des Geschlos-
senen Jugendwerkhofs (GJWH) in Torgau. Er erinnert an die über 4 000 Jugendlichen, die 
dort zur Umerziehung und Disziplinierung untergebracht waren. Als Träger der Gedenkstätte 
GJWH Torgau, die sich in den Räumlichkeiten des ehemaligen Jugendwerkhofs befindet, 
fungiert die Initiativgruppe auch als Anlaufstelle für Menschen, die ihre Kindheit und Jugend 
in Normal- und Spezialheimen der DDR, insbesondere im GJWH Torgau, verbrachten. Der Verein 
fördert den Austausch und die Vernetzung von Betroffenen, unterstützt sie bei Anträgen auf 
Rehabilitierung und vermittelt bei Bedarf fachgerechte medizinische oder psychologische 
Beratung und Betreuung.

 Fischerdörfchen 15, 04860 Torgau
 Tel.: 03421 71 42 03
 Fax: 03421 77 66 41
 E-Mail: info@jugendwerkhof-torgau.de
 Internet: www.jugendwerkhof-torgau.de
 Ansprechpartnerinnen: Gabriele Beyler und Manuela Rummel
 Sprechzeiten: Mo–Fr 09.00–16.00 Uhr

INTERESSENGEMEINSCHAFT GESTOHLENE KINDER DER DDR E. V. (IGGKDDR)

Die Interessengemeinschaft gestohlene Kinder der DDR e. V. wurde 2014 gegründet. Ihr Ziel 
ist es, über die Themen Zwangsadoption und Säuglings- beziehungsweise Kindstod in der DDR 
zu informieren und einen geschützten Raum für Betroffene anzubieten. Die Interessenge-
meinschaft möchte außerdem die Öffentlichkeit und die Politik für das Thema interessieren 
und sensibilisieren. Sie unterstützt Betroffene im Umgang mit ihren Erfahrungen und seeli-
schen Verletzungen sowie bei der Klärung des eigenen Schicksals und bei der Suche nach 
Kindern und leiblichen Verwandten. Darüber hinaus bietet die Interessengemeinschaft eine 
seelsorgerische Betreuung an. Es ist geplant, das Beratungsangebot auf weitere relevante 
Themenbereiche auszudehnen. Auf einer geschützten Onlineplattform können sich Betrof-
fene austauschen, vernetzen und informieren. Die Beratung und Betreuung steht auch 
Personen offen, die mittlerweile im Ausland leben.
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 Parthenstraße 28, 04683 Naunhof 
 Tel.: 03429 34 64 13 1
 Fax: 03429 34 64 13 1
 E-Mail: info@iggkddr.de
 Internet: www.iggkddr.de
 Ansprechpartner: Andreas Laake
 Sprechzeiten: Mi 10.00–12.00 und 13.00–15.00 Uhr
 Die Beratungen erfolgen nach schriftlicher oder telefonischer Terminabsprache.

MARTIN-LUTHER-KING-ZENTRUM FÜR GEWALTFREIHEIT UND ZIVILCOURAGE E. V. 
– ARCHIV DER BÜRGERBEWEGUNG SÜDWESTSACHSENS

Das Martin-Luther-King-Zentrum in Werdau wurde 1998 ins Leben gerufen und ist regional 
und überregional tätig. Es gründet seine Arbeit auf die Friedens- und Bürgerbewegung in der 
DDR und tritt für gewaltfreie Konfliktlösungen und Zivilcourage ein. Im Mittelpunkt der Verein-
stätigkeit steht die Aufarbeitung der DDR-Diktatur. Mit mehreren Publikationen und reprä-
sentativen Wanderausstellungen hat das Martin-Luther-King-Zentrum überregionale Bekannt-
heit erlangt. Zu seinen Aufgaben gehört die Archivierung von Schriftgut, Fotos und Gegen-
ständen über Opposition und Repression in der SBZ und DDR. Neben dem Archiv besitzt das 
King-Zentrum eine Bibliothek mit Schwerpunkt auf Publikationen über Krieg sowie Friedens- 
und Bürgerbewegungen. Außerdem kann die Dauerausstellung „Opposition, Repression und 
Friedliche Revolution in der DDR – Der Weg zur Einheit“ besichtigt werden. Das Martin-
Luther-King-Zentrum berät Betroffene zur Antragstellung auf Einsicht in die Stasi-Unterlagen 
sowie zu Möglichkeiten der Rehabilitierung nach den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen.

 Stadtgutstraße 23, 08412 Werdau
 Tel.: 03761 76 02 84
 Fax: 03761 76 03 04
 E-Mail: info@martin-luther-king-zentrum.de 
 Internet: www.martin-luther-king-zentrum.de
 Ansprechpartnerin: Claudia Möckel

OPFER-, FÖRDER- UND DOKUMENTATIONS-VEREIN BAUTZEN II E. V. (OFB)

Der Opfer-, Förder- und Dokumentations-Verein Bautzen II e. V. wurde 1995 von ehemaligen 
politischen Häftlingen gegründet, die in der berüchtigten Sonderhaftanstalt des Ministeriums 
für Staatssicherheit (Bautzen II) inhaftiert waren. Die Vereinigung unterstützt die geschicht-
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liche Aufarbeitung der SED-Diktatur und wirkt vor allem bei der Aufklärung der Verbrechen 
des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit der DDR mit. Darüber hinaus berät und 
betreut der Verein Opfer politischer Verfolgung zu Fragen der Rehabilitierung und Wieder-
gutmachung.

 Postfach 2020, 02610 Bautzen
 Tel.: 030 46 35 10 6
 Ansprechpartner: Hartmut Richter

STADTMISSION CHEMNITZ E. V. – LEBENSBERATUNGSSTELLE

Die Beratungsstelle bietet psychosoziale Beratung für Personen und deren Angehörige, die 
in der SBZ oder DDR Unrecht erlitten haben. Im geschützten Raum kann über traumatisierende 
Erfahrungen und seelische Verletzungen gesprochen werden. Betroffene werden dabei unter-
stützt, mit diesen Erfahrungen umzugehen und diese zu verarbeiten. Auch Möglichkeiten 
der Rehabilitierung und Wiedergutmachung sowie weitere medizinische Schritte können dort 
besprochen werden. Gründe für die Beratung können beispielsweise Erfahrungen mit unrecht-
mäßiger Inhaftierung, Bespitzelung und Zersetzungsmaßnahmen, Beeinträchtigungen in 
Ausbildung und Beruf, Eingriffen ins Eigentum sowie die Auseinandersetzung mit der eigenen 
belasteten Familiengeschichte sein. Das Angebot steht auch Personen offen, die bereits recht-
liche Schritte oder Maßnahmen der psychischen Bewältigung unternommen haben und weite-
ren Gesprächs- und Unterstützungsbedarf haben.

 Glockenstraße 5–7, 09130 Chemnitz 
 Tel.: 0371 43 34 12 5 
 Fax: 0371 43 34 22 21 25 
 E-Mail: lbst@stadtmission-chemnitz.de
 Internet: www.stadtmission-chemnitz.de
 Ansprechpartnerin: Annette Buschmann

STADTMISSION ZWICKAU E. V. – LEBENSBERATUNGSSTELLE/ 
DIKTATURFOLGENBERATUNG

Die Beratungsstelle bietet psychosoziale Beratung für Personen und deren Angehörige, die 
in der SBZ oder DDR Unrecht erlitten haben. Im geschützten Raum kann über traumatisierende 
Erfahrungen und seelische Verletzungen gesprochen werden. Betroffene werden dabei unter-
stützt, mit diesen Erfahrungen umzugehen und diese zu verarbeiten. Auch Möglichkeiten 
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der Rehabilitierung und Wiedergutmachung sowie weitere medizinische Schritte können dort 
besprochen werden. Gründe für die Beratung können beispielsweise Erfahrungen mit unrecht-
mäßiger Inhaftierung, Bespitzelung und Zersetzungsmaßnahmen, Beeinträchtigungen in 
Ausbildung und Beruf, Eingriffen ins Eigentum sowie die Auseinandersetzung mit der eige-
nen belasteten Familiengeschichte sein. Das Angebot steht auch Personen offen, die bereits 
rechtliche Schritte oder Maßnahmen der psychischen Bewältigung unternommen haben und 
weiteren Gesprächs- und Unterstützungsbedarf haben.

 Lothar-Streit-Straße 22, 08056 Zwickau 
 Tel.: 0375 27 17 10 
 Fax: 0375 27 17 11 1
 E-Mail: lebensberatungsstelle@stadtmission-zwickau.de
 Internet: www.stadtmission-zwickau.de
 Ansprechpartner: Norbert Mai
 Um persönliche oder telefonische Voranmeldung wird gebeten.

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE SACHSEN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationä-
ren Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben 
und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 
in der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht 
waren, können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls 
Menschen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, 
ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an 
eine Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Bera-
tungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die 
Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Kommunaler Sozialverband Sachsen
 Thomasiusstraße 2, 04109 Leipzig
 Tel.: 0341 12 66 44 0
 E-Mail: stiftungauh@ksv-sachsen.de
 Ansprechpartnerinnen:
 Katrin Damaske, Tel.: 0341 12 66 44 5
 Dr. Verena Wendt, Tel.: 0341 12 66 44 6
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 Andrea Zienow, Tel.: 0341 12 66 44 3
 Claudia Rothe, Tel.: 0341 12 66 44 8
 Telefonische Sprechzeiten: Mo, Di und Do 09.00–16.00 Uhr sowie 
 Mi und Fr 09.00–12.00 Uhr
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

TECHNISCHE UNIVERSITÄT DRESDEN – INSTITUTSAMBULANZ UND  
TAGESKLINIK FÜR PSYCHOTHERAPIE

Die Institutsambulanz und Tagesklinik für Psychotherapie der Technischen Universität 
Dresden bietet Opfern politischer Verfolgung eine gründliche psychodiagnostische Abklärung 
und die Möglichkeit einer ambulanten Psychotherapie (kognitive Verhaltenstherapie). Die Ein-
richtung verfügt über Spezialambulanzen für Angststörungen und Depressionen, für Suchter-
krankungen und für Traumafolgestörungen sowie über gruppentherapeutische Angebote. 
Das Behandlungsspektrum umfasst außerdem akute Belastungsstörungen, psychosomati-
sche Störungen und weitere psychische Erkrankungen.

 Standort 1: Hohe Straße 53, 01187 Dresden
 Standort 2: Chemnitzer Straße 46, 01187 Dresden
 Tel. (Informationen und Anmeldung): 0351 46 33 69 57
 Internet: www.iap-dresden.de
 Ansprechpartnerin: Dr. Katrin von Consbruch
 Sprechzeiten: Mo–Fr 09.00–13.00 und 14.00–18.00

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND SACHSEN

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betroffene 
zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem unter-
stützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.
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 c / o Frank Nemetz, Erlenstraße 4, 04683 Belgershain
 Tel.: 0151 17 29 38 97
 E-Mail: f.nemetz@vos-ev.de sowie frank.nemetz@gmx.de
 Ansprechpartner: Frank Nemetz

 Landesgeschäftsstelle und Beratung in der Gedenkstätte Bautzner Straße  
 Dresden
 Bautzner Straße 112 A, 01099 Dresden 
 Tel.: 0172 89 94 02 4
 E-Mail: lv-sachsen@vos-ev.de

DIE BEAUFTRAGTE DES LANDES SACHSEN-ANHALT ZUR  
AUFARBEITUNG DER SED-DIKTATUR

Die Tätigkeit der Aufarbeitungsbeauftragten ist im „Gesetz über die Beauftragte des Landes 
Sachsen-Anhalt zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“ (AufarbBG LSA) vom 10. Dezember 2015 
geregelt. Die Beauftragte ist Ansprechpartnerin für Bewohnerinnen und Bewohner des 
Landes Sachsen-Anhalt, die unter der SED-Diktatur gelitten haben und/oder durch Wirkungen 
des Ministeriums für Staatssicherheit benachteiligt worden sind sowie für Menschen, die auf 
dem Gebiet des heutigen Landes Sachsen-Anhalt zwischen 1945 und 1989 politischen Repres-
sionen ausgesetzt waren. Dabei ist ihre wichtigste Aufgabe, die Betroffenen im Umgang mit 
der sie belastenden Vergangenheit zu beraten und ihnen Wege für ihre Rehabilitierung auf-
zuzeigen. Dazu hat die Beauftragte in Sachsen-Anhalt ein tragfähiges Netzwerk für Beratung, 
Therapie und Seelsorge aufgebaut, das hier zur Verfügung steht. Sie stellt Forschungsbei-
träge, eine öffentlich nutzbare Bibliothek und Bildungsangebote zum Thema kommunistische 
Diktatur sowie Informationsangebote zur Archivrecherche und zu einschlägigen Gedenk- 
und Bildungsorten in Sachsen-Anhalt bereit.

5.14Beratungsangebote  
in Sachsen-Anhalt



101 

Die Aufarbeitungsbeauftragte berät und unterstützt

• bei der individuellen Aufarbeitung von Verfolgung in der SBZ und SED-Diktatur
• zum Umgang mit erlittenem SED-Unrecht
• bei der Klärung des eigenen Schicksals oder der Schicksale von Angehörigen
• bei Fragen zur Rehabilitierung und Entschädigung von Opfern der SED-Diktatur  

und deren Angehörigen
• bei der Anerkennung von gesundheitlichen Folgeschäden nach Haft oder politischer 

Repression und der Durchsetzung von Rentenansprüchen
• bei der Antragstellung, Einsichtnahme und Herausgabe von Akten des  

Staatssicherheitsdienstes
• betroffene Frauen von Hepatitis-C-kontaminierter Anti-D-Prophylaxe (1978 / 1979)
• Opfer von Doping im DDR-Leistungssport 
• bei der Überprüfung von Beschäftigten und Bewerbern im öffentlichen Dienst und
• bei der Überprüfung von kommunalen Vertretungskörperschaften nach dem  

Stasi-Unterlagengesetz (StUG).

 Schleinufer 12, 39104 Magdeburg
 Tel.: 0391 56 01 50 1
 Fax: 0391 56 01 52 0
 E-Mail: info@lza.lt.sachsen-anhalt.de
 Internet: aufarbeitung.sachsen-anhalt.de
 Aufarbeitungsbeauftragte: Birgit Neumann-Becker
 Ansprechpartner: Dr. Wolfgang Laßleben
 Sprechstunde nach telefonischer Voranmeldung.
 Die Termine der monatlichen Beratungssprechstunden durch 
 Kooperationspartner der Aufarbeitungsbeauftragten sowie der 
 Beratungstage in verschiedenen Orten in Sachsen-Anhalt werden 
 auf der Webseite bekannt gegeben.

BÜRGERKOMITEE MAGDEBURG E. V.

Das Bürgerkomitee Magdeburg e. V. wurde 1990 gegründet. Der Verein widmet sich schwer-
punktmäßig der politischen Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit rund um die Themen Macht-
missbrauch durch die SED und die Staatssicherheit, Widerstand sowie die ethischen und 
politischen Folgen der Diktatur in der SBZ und DDR. Das Bürgerkomitee vermittelt Ansprech-
partner für Opfer politischer Verfolgung in der SBZ und DDR, führt aber selbst keine Beratun-
gen durch. 
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Der Verein ist Träger des Dokumentationszentrums am Moritzplatz, das in seiner Daueraus-
stellung über den Gebäudekomplex am Moritzplatz informiert, wo einst die Untersuchungs-
haftanstalt der Volkspolizei beziehungsweise der Staatssicherheit war. Das Dokumentations-
zentrum verfügt über eine umfangreiche Bibliothek, ein Presse- und ein Filmarchiv.

 Umfassungsstraße 76, 39124 Magdeburg
 Tel.: 0391 25 32 31 6
 E-Mail: info@buergerkomitee-magdeburg.de
 Internet: www.buergerkomitee.de
 Ansprechpartnerin: Bettina Wernowsky

CARITASVERBAND FÜR DAS BISTUM MAGDEBURG E. V. –  
DIKTATURFOLGENBERATUNG/BERATUNG DDR-UNRECHT

Die Beratungsstelle bietet psychosoziale Beratung für Personen und deren Angehörige, die 
in der SBZ oder DDR Unrecht erlitten haben. Im geschützten Raum kann über traumatisierende 
Erfahrungen und seelische Verletzungen gesprochen werden. Betroffene werden dabei unter-
stützt, mit diesen Erfahrungen umzugehen und diese zu verarbeiten. Auch Möglichkeiten 
der Rehabilitierung und Wiedergutmachung sowie weitere medizinische Schritte können dort 
besprochen werden. Gründe für die Beratung können beispielsweise Erfahrungen mit unrecht-
mäßiger Inhaftierung, Bespitzelung und Zersetzungsmaßnahmen, Beeinträchtigungen in Aus-
bildung und Beruf, Eingriffen ins Eigentum sowie die Auseinandersetzung mit der eigenen 
belasteten Familiengeschichte sein. Das Angebot steht auch Personen offen, die bereits rechtli-
che Schritte oder Maßnahmen der psychischen Bewältigung unternommen haben und wei-
teren Gesprächs- und Unterstützungsbedarf haben.

 Karl-Schmidt-Straße 5 C, 39104 Magdeburg 
 Tel.: 0391 52 09 40 2 
 Fax: 0391 52 09 40 3
 E-Mail: schulze@caritas-ikz-md.de
 Internet: www.caritas-magdeburg.de
 Ansprechpartner: Hans-Peter Schulze
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GEDENKSTÄTTE DEUTSCHE TEILUNG MARIENBORN

Die Gedenkstätte Deutsche Teilung Marienborn wurde 1996 eröffnet. Sie befindet sich im Kern-
bereich der ehemaligen DDR-Grenzübergangsstelle (GÜSt) Marienborn an der früheren inner-
deutschen Grenze. Das Programm der Gedenkstätte umfasst Ausstellungen, Führungen, 
Projekttage und öffentliche Veranstaltungen. Betroffene von SED-Unrecht können sich in der 
Gedenkstätte über Möglichkeiten der Rehabilitierung und der psychosozialen Beratung in-
formieren. 

 An der Bundesautobahn 2, 39365 Marienborn
 Tel.: 039406 92 09 0
 Fax: 039406 92 09 9
 E-Mail: susan.baumgartl@erinnern.org
 Internet: www.erinnern.org/marienborn
 Ansprechpartnerin: Dr. Susan Baumgartl

GEDENKSTÄTTE MORITZPLATZ MAGDEBURG

Die Gedenkstätte Moritzplatz Magdeburg wurde 1990 auf Beschluss der Stadtverordneten der 
Landeshauptstadt Magdeburg eingerichtet und gehört seit 2007 zur Stiftung Gedenkstätten 
Sachsen-Anhalt. Sie befindet sich am historischen Ort in der ehemaligen Untersuchungshaft-
anstalt des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) Magdeburg-Neustadt. Die Mitarbeiter / 
-innen der Gedenkstätte beraten ehemalige politisch Inhaftierte und Opfer weiterer politi-
scher Verfolgung zu Fragen der Rehabilitierung unter anderem nach den SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetzen. In der Gedenkstätte können die Dauerausstellungen „Grundsätzlich kann 
von jedem Beschuldigten ein Geständnis erlangt werden.“ und „Im Namen des Volkes? Über 
die Justiz im Staat der SED“ besichtigt werden. Die pädagogischen Angebote der Gedenk-
stätte können unter info-moritzplatz@erinnern.org erfragt werden.

 Umfassungsstraße 76, 39124 Magdeburg
 Tel.: 0391 24 45 59 22
 E-Mail: frank.stucke@erinnern.org
 Internet: www.erinnern.org
 Ansprechpartner: Dr. Frank Stucke
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GEDENKSTÄTTE ROTER OCHSE

Die Gedenkstätte Roter Ochse erinnert an die Opfer politischer Verfolgung von 1933 bis 1989. 
Sie wurde 1996 im früheren Verhör- und Wirtschaftsgebäude des Ministeriums für Staats-
sicherheit in Halle eingerichtet. Seit 2006 verfügt die Gedenkstätte über eine Dauerausstellung 
über die politische Justiz im Nationalsozialismus, in der SBZ und der DDR. Die Mit arbeiter / -in-
nen helfen bei der Beschaffung von Nachweisen über Haftzeiten und vermitteln Kontakte 
für Hilfesuchende bei Fragen der Rehabilitierung und Entschädigung, führen aber selbst 
keine Beratungen durch.

 Am Kirchtor 20 B, 06108 Halle/Saale
 Tel.: 0345 47 06 98 33 7
 Fax: 0345 47 06 98 33 9
 E-Mail: andre.gursky@erinnern.org
 Internet: gedenkstaette-halle.sachsen-anhalt.de
 Ansprechpartner: Dr. André Gursky

STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE SACHSEN-ANHALT

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationä-
ren Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben 
und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 
in der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht wa-
ren, können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls 
Menschen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, 
ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine 
Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Bera-
tungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die 
Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration
 Turmschanzenstraße 25, 39114 Magdeburg 
 Fax: 0391 56 76 93 7
 E-Mail: stiftung-anerkennung-hilfe@ms.sachsen-anhalt.de
 Ansprechpartner / -innen:
 Florian Steitzer, Tel.: 0391 56 76 93 5
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 Diana Friedrichs, Tel.: 0391 56 76 92 0
 Sabrina Bösche, Tel.: 0391 56 76 92 1
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

UNIVERSITÄTSKLINIK FÜR PSYCHOSOMATISCHE MEDIZIN  
UND PSYCHOTHERAPIE MAGDEBURG

Die Universitätsklinik für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie Magdeburg bietet 
Opfern politischer Verfolgung in der SBZ und DDR Beratung und Betreuung, im Bedarfsfall auch 
stationäre oder teilstationäre Therapie an. Auf Anfrage werden Gutachten zum Nachweis 
haftbedingter Gesundheitsschäden erstellt.

 Leipziger Straße 44, Haus 19, 39120 Magdeburg
 Tel.: 0391 67 14 20 0
 Fax: 0391 67 14 20 2
 E-Mail: kathlen.scholz@med.ovgu.de und ines.schade@med.ovgu.de
 Internet: www.med.uni-magdeburg.de
 Die Anmeldung erfolgt über das Sekretariat bei Kathlen Scholz und Ines Schade.

VERBAND DER OPFER STALINISTISCHER GEWALTHERRSCHAFT  
IN ANHALT-KÖTHEN E. V.

Der im Jahre 1990 gegründete Verband der Opfer stalinistischer Gewaltherrschaft in Anhalt-
Köthen e. V. will einen Beitrag zur Aufarbeitung der Gewaltherrschaft in der SBZ und DDR 
leisten. Er berät überregional Betroffene diktatorischer Willkür zur Antragstellung von Rehabi-
litierung und Wiedergutmachung nach den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen und ver-
mittelt Hilfesuchende bei Bedarf an weitere Ansprechpartner. Darüber hinaus unterstützt der 
Verband Angehörige bei der Klärung von Schicksalen vermisster und verstorbener Personen.

 Am Flugplatz 1, 06366 Köthen (Landeskreisverwaltung)
 Tel.: 03496 60 18 08
 E-Mail: vosg@thommytom.de
 Internet: www.vosg.thommytom.de
 Ansprechpartner: Thomas Weber
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VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND SACHSEN-ANHALT

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betrof-
fene zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem 
unterstützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Gedenkstätte Moritzplatz, Umfassungsstraße 76, 39124 Magdeburg
 Tel.: 0391 25 22 55 1 
 E-Mail: vos.s-a@gmx.de
 Sprechzeiten: Mo–Do 09.00–16.00 Uhr
 Ansprechpartner: Dr. Carl-Gerhard Winter

ZEIT-GESCHICHTE(N) E. V.

Der Verein Zeit-Geschichte(n) e. V. wurde 1995 in Halle an der Saale als Begegnungs- und Bera-
tungszentrum mit einer eigenen öffentlichen Bibliothek gegründet. Mit Veranstaltungen, 
Ausstellungen, eigens produzierten Filmen und Publikationen, die teilweise kostenlos über die 
vereinseigene Webseite abrufbar sind, regt der Verein die Auseinandersetzung mit der jünge-
ren deutschen Vergangenheit beider Diktaturen in Deutschland an. Das Vereinsarchiv steht 
interessierten Bürgerinnen und Bürgern sowie Medienschaffenden offen, auf Anfrage 
werden auch Zeitzeug / -innen vermittelt. Der Verein unterstützt Betroffene bei Rehabilitie-
rungsfragen, vermittelt bei Bedarf psychosoziale Betreuung und stellt einer Selbsthilfegruppe 
für Geschädigte der SED-Diktatur einmal monatlich seine Räumlichkeiten zur Verfügung. 

 Große Ulrichstraße 51, 06108 Halle/Saale (Eingang Schulstraße)
 Tel.: 0345 20 36 04 0
 Fax: 0345 20 36 04 1
 E-Mail: zeit-geschichten@t-online.de
 Internet: www.zeit-geschichten.de
 Ansprechpartnerin: Anne Kupke-Neidhardt
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STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND BERATUNGSSTELLE 
SCHLESWIG-HOLSTEIN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationären 
Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben und 
bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 in der 
DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren, 
können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls Men-
schen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet haben, 
ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an eine 
Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem Bera-
tungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. Die 
Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 möglich. 
Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und Hilfe 
im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Landesamt für soziale Dienste Schleswig-Holstein
 Steinmetzstraße 1–11, 24534 Neumünster
 Ansprechpartnerinnen:
 Antje Christiansen, Tel.: 04321 91 37 53, E-Mail: antje.christiansen@lasd.landsh.de 
 Britta Tölch, Tel.: 04321 91 37 51, E-Mail: britta.toelch@lasd.landsh.de
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND SCHLESWIG-HOLSTEIN

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu lan-
gen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betroffene 

5.15 Beratungsangebote  
in Schleswig-Holstein
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zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem unter-
stützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o Michael Schulz, Dorfstraße 4, 23909 Römnitz
 Tel.: 0172 29 00 30 6
 Ansprechpartner: Michael Schulz

DER LANDESBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG 
DER SED-DIKTATUR (THLA)

Die Tätigkeit des Landesbeauftragten ist im „Gesetz über den Beauftragten des Freistaats 
Thüringen zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“ (ThürAufarbBG) vom 3. Juli 2013 geregelt.Der 
Landesbeauftragte ist Ansprechpartner für Bürgerinnen und Bürger, öffentliche Institutionen, 
Behörden und sonstige Stellen bei Fragen zur SED-Diktatur, zum Staatssicherheitsdienst und 
zur Akteneinsicht. Er bietet Beratung und Unterstützung bei der Antragstellung und Geltend-
machung von Leistungen nach den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen sowie bei der Auf-
klärung des Schicksals von Betroffenen und ihren Angehörigen an.

 Thüringer Landtag, ThLA
 Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt
 Tel.: 0361 57 31 14 95 1
 Fax: 0361 57 31 14 95 2
 E-Mail: info@thla.thueringen.de
 Internet: www.thla-thueringen.de
 Landesbeauftragter: Dr. Peter Wurschi
 Ansprechpartner: Matthias Morawski, Tel.: 0361 57 31 14 95 9
 E-Mail: morawski@thla.thueringen.de

5.16 Beratungsangebote  
in Thüringen
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Der psychosoziale Fachdienst „Beratungsinitiative SED-Unrecht“ berät und informiert im Auf-
trag des Landesbeauftragten die Bürgerinnen und Bürger Thüringens wohnortnah über die 
Rehabilitierungsmöglichkeiten und die Beantragung von Leistungen. Die Mitarbeiter / -innen 
unterstützen die Betroffenen durch Einzelgesprächsangebote (Co-Beratung) und angeleitete 
Selbsterfahrungskurse für Menschen mit den unterschiedlichsten Erfahrungen von SED-Un-
recht bei der Verarbeitung und Integration der Verfolgungsgeschichte in die eigene Biografie.

 Thüringer Landtag, ThLA, Beratungsinitiative SED-Unrecht
 Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt
 Ansprechpartner/-in:
 Robert Sommer, Tel.: 0361 57 31 14 95 7 oder mobil: 0176 70 51 34 62
 E-Mail: sommer@thla.thueringen.de
 Tina Weinrich, Tel.: 0361 57 31 14 95 7 oder mobil: 0176 43 49 58 96
 E-Mail: weinrich@thla.thueringen.de

 ThLA, Außenstelle Gera, Beratungsinitiative SED-Unrecht
 Puschkinplatz 7, 07545 Gera
 Ansprechpartnerin: Conny Rittich
 Tel.: 0361 57 31 22 20 4 oder mobil: 0151 59 45 28 39
 E-Mail: rittich@thla.thueringen.de
 Internet: www.buergerkomiteethueringen.de

BÜRGERKOMITEE DES LANDES THÜRINGEN E. V. – BERATUNGSSTELLE  
FÜR OPFER POLITISCHER VERFOLGUNG IN DER SBZ/DDR

Das Bürgerkomitee des Landes Thüringen e. V. wurde 1989 gegründet. Der Verein unterhält eine 
Beratungsstelle für Personen, die während der Sowjetischen Militäradministration und / 
oder in der DDR Opfer von politischer Verfolgung und Gewalt wurden. Die Beratung ist kosten-
los. Die Mitarbeiter / -innen bieten neben vertraulichen Gesprächen über leidvolle Erfahrungen 
auch individuelle Unterstützung bei Verfahren zur Rehabilitierung und Wiedergutmachung. 
Sie helfen bei der Suche nach vermissten sowie an der Grenze oder in Haft verstorbenen Men-
schen und bei der Recherche von Gesundheits-, Haft- und Kaderakten. Das Bürgerkomitee 
berät auch ehemalige DDR-Heimkinder und stellt Kontakte zu anderen Betroffenen her. Die 
Beratungsstelle kann auch bei Fragen zur Einsichtnahme in die Stasi-Akten beim Bundesbe-
auftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes kontaktiert werden. Weitere 
Arbeitsschwerpunkte des Bürgerkomitees sind Forschungen und Veröffentlichungen zu Struk-
turen und Machtmissbrauch in der SED-Diktatur auf dem Gebiet des heutigen Freistaats 
Thüringen.
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 Sommerauweg 27, 98544 Zella-Mehlis
 Tel.: 03682 46 07 47
 E-Mail: buergerkomiteethueringen@t-online.de
 Internet: www.buergerkomiteethueringen.de
 Ansprechpartnerinnen: Ursula Hein, Gloria Schüler und Roswitha Weiß
 Sprechzeiten: Di 09.00–13.00 und 14.00–16.00 Uhr, Mi 09.00–13.00 Uhr

Der psychosoziale Fachdienst „Beratungsinitiative SED-Unrecht“ berät und informiert im Auf-
trag des Landesbeauftragten die Bürgerinnen und Bürger Thüringens wohnortnah über die 
Rehabilitierungsmöglichkeiten und die Beantragung von Leistungen. Die Mitarbeiter / -innen 
unterstützen die Betroffenen durch Einzelgesprächsangebote (Co-Beratung) und angeleitete 
Selbsterfahrungskurse für Menschen mit den unterschiedlichsten Erfahrungen von SED-Un-
recht bei der Verarbeitung und Integration der Verfolgungsgeschichte in die eigene Biografie.

Die Beratung findet in Erfurt und Gera statt und wird vom Bürgerkomitee des Landes Thürin-
gen e. V. und dem Caritasverband für das Bistum Erfurt e. V. durchgeführt. Die Beratungstermi-
ne in allen Landkreisen, den kreisfreien Städten und größeren Orten Thüringens werden auf 
der Webseite des Landesbeauftragten des Freistaats (ThLA) unter www.thla-thueringen.de 
bekannt gegeben. Auf Wunsch werden auch Hausbesuche angeboten.

 Ansprechpartner / -innen:

 Thüringer Landtag, ThLA, Beratungsinitiative SED-Unrecht
 Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt
 Ansprechpartner/-in beim ThLA und beim Caritasverband für das 
 Bistum Erfurt e. V.:
 Robert Sommer, Tel.: 0361 57 31 14 95 7 oder mobil: 0176 70 51 34 62
 E-Mail: sommer@thla.thueringen.de und unr-ef@caritas-bistum-erfurt.de
 Tina Weinrich, Tel.: 0361 57 31 14 95 7 oder mobil: 0176 43 49 58 96
 E-Mail: weinrich@thla.thueringen.de

 ThLA, Außenstelle Gera, Beratungsinitiative SED-Unrecht
 Puschkinplatz 7, 07545 Gera
 Ansprechpartnerin: Conny Rittich
 Tel.: 0361 57 31 22 20 4 oder mobil: 0151 59 45 28 39
 Fax: 0361 57 31 22 21 3
 E-Mail: rittich@thla.thueringen.de
 Internet: www.buergerkomiteethueringen.de, www.thla-thueringen.de sowie  
 www.caritasregion-mittelthueringen.de
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CARITASVERBAND FÜR DAS BISTUM ERFURT E. V.

Der Caritasverband für das Bistum Erfurt e. V. ist Träger des psychosozialen Fachdienstes 
„Beratungsinitiative SED-Unrecht“. Dieser berät und informiert im Auftrag des Thüringer 
Landesbeauftragten (ThLA) die Bürgerinnen und Bürger Thüringens wohnortnah über Rehabili-
tierungsmöglichkeiten und die Beantragung von Leistungen. Die Mitarbeiter / -innen unter-
stützen die Betroffenen durch Einzelgesprächsangebote (Co-Beratung) und angeleitete Selbst-
erfahrungskurse für Menschen mit den unterschiedlichsten Erfahrungen von SED-Unrecht 
bei der Verarbeitung und Integration der Verfolgungsgeschichte in die eigene Biografie.

Die Beratungstermine in allen Landkreisen, kreisfreien Städten und größeren Orten Thüringens 
werden auf der Webseite des Landesbeauftragten des Freistaats (ThLA) unter www.thla-
thueringen.de bekannt gegeben. Auf Wunsch werden auch Hausbesuche angeboten.

 Thüringer Landtag, ThLA, Beratungsinitiative SED-Unrecht 
 Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt
 Tel.: 0361 57 31 14 95 7
 E-Mail: unr-ef@caritas-bistum-erfurt.de 
 Internet: www.caritasregion-mittelthueringen.de sowie www.thla-thueringen.de
 
 Ansprechpartner / -in: 
 Robert Sommer, Tel.: 0361 57 31 14 95 7 oder mobil: 0176 70 51 34 62
 E-Mail: sommer@thla.thueringen.de 
 Tina Weinrich, Tel.: 0361 57 31 14 95 7 oder mobil: 0176 43 49 58 96
 E-Mail: weinrich@thla.thueringen.de

GEDENKSTÄTTE BUCHENWALD

Die Gedenkstätte Buchenwald erinnert sowohl an die Opfer des Konzentrationslagers auf dem 
Ettersberg als auch an jene des Sowjetischen Speziallagers Nr. 2 Buchenwald, das auf demsel-
ben Gelände errichtet wurde. Seit 1990 wird in der Gedenkstätte die Geschichte des Spezial-
lagers aufgearbeitet und erforscht. Das Archiv der Gedenkstätte erteilt im Rahmen seiner 
Möglichkeiten auf schriftliche Anfrage Auskunft über das Schicksal ehemaliger Inhaftierter 
und informiert über vorhandene Unterlagen. Persönliche Gespräche sind nach Vereinbarung 
möglich. Anfrage können online unter www.buchenwald.de/pl/707/ per Formular gestellt wer-
den. Darüber hinaus sammelt die Gedenkstätte Buchenwald Zeitzeugenberichte, persönliche 
Dokumente zum Schicksal von Lagerinsassinnen und -insassen und deren Angehörigen sowie 
historische Sachzeugen aller Art.
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 Gedenkstätte Buchenwald, 99427 Weimar 
 Tel.: 03643 43 01 33
 Fax: 03643 43 01 00
 E-Mail: jlandau@buchenwald.de
 Internet: www.buchenwald.de
 Ansprechpartnerin: Dr. Julia Landau

INITIATIVGRUPPE BUCHENWALD 1945–1950 E. V.

Die 1990 gegründete Initiativgruppe Buchenwald 1945–1950 e. V. ist eine Interessenvertretung 
von ehemaligen Häftlingen der sowjetischen Speziallager und deren Angehörigen. Der Fokus 
liegt auf der Geschichte und den Opfern des Speziallagers Nr. 2 Buchenwald. Der Verein enga-
giert sich für die Aufarbeitung der Geschichte der Speziallager, das Gedenken der Opfer und 
die Gestaltung der Gräberfelder auf dem Areal der Gedenkstätte Buchenwald. Hinterbliebene 
werden bei der Schicksalsklärung von Verwandten unterstützt. Die Beratung findet deutsch-
landweit per Post, E-Mail oder telefonisch statt. Gegebenenfalls erfolgt eine Weitervermitt-
lung an andere Beratungsstellen oder die Gedenkstätte Buchenwald. Die Initiativgruppe 
organisiert auch Treffen für ehemalige Häftlinge und hält jedes Jahr am 3. Samstag im Sep-
tember das Buchenwaldtreffen mit einer Gedenkfeier ab.

 Burgplatz 3–7, 99423 Weimar
 Tel.: 03643 90 24 08
 E-Mail: heidrun-brauer@hotmail.de
 Vorsitzende: Heidrun Brauer

Eingang zur Gedenkstätte Buchenwald
© Bundesstiftung Aufarbeitung
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LANDESSPORTBUND THÜRINGEN E. V.

Im Landessportbund Thüringen e. V. vereinigen sich freiwillig Sport- und Turnvereine sowie 
sonstige Sportgemeinschaften des Bundeslandes Thüringen. Der Verband verfolgt eine konse-
quente Null-Toleranz-Politik gegenüber Doping und betreut Personen, die im Leistungssport 
der ehemaligen DDR, der Bundesrepublik oder aktuell von Doping betroffen sind. Betroffene 
können sich über die Möglichkeiten der Opferentschädigung beraten lassen, werden beim 
Antragsverfahren auf Leistungen begleitet und bei Bedarf an Rechtsanwälte vermittelt. Der 
Verein unterstützt sie zudem bei der Recherche nach Gesundheitsakten und Nachweisen 
ihrer Sportlerbiografie und hat ein Ärztenetzwerk für Dopingopfer initiiert. Hierbei werden Ärzte 
verschiedener Fachrichtungen vermittelt, die Gesundheitsschäden feststellen und begutach-
ten oder bei psychischen Problemen konsultiert werden können. Bei der Betreuung der Be-
troffenen arbeitet der Landessportbund mit den zuständigen Behörden zusammen und unter-
hält Kontakte in die Politik. Der Verband organisiert außerdem Veranstaltungen zur Vernet-
zung von Betroffenen mit Vertretern aus Verwaltung und Medizin. Er unterstützt Forschungs-
projekte, bei denen Akten ausgewertet und neue Erkenntnisse über Doping in der Sportge-
schichte gewonnen werden. Betroffene von Doping im Leistungssport der ehemaligen DDR 
können sich unabhängig vom Bundesland ebenso wie aktuelle Sportler / -innen, Eltern und 
Betreuer / -innen an den Verband wenden.

 Haus des Thüringer Sports, Werner-Seelenbinder-Straße 1, 99096 Erfurt
 Tel.: 0361 34 05 46 5
 E-Mail: a.schiller-moench@lsb-thueringen.de
 Internet: www.thueringen-sport.de/service/beratung-doping-opfer/
 Ansprechpartnerin: Anke Schiller-Mönch

ODS THÜRINGEN E. V. – OPFER DES STALINISMUS

Der Verein OdS Thüringen e. V. wurde 1990 gegründet. Er vertritt die Interessen von Opfern 
politischer Verfolgung in der SBZ und DDR und bietet ihnen Beratung und Betreuung an. 
Außerdem sammelt der Verein Angaben über Internierte, Verurteilte der Sowjetischen Mi-
litärtribunale (SMT), politische Häftlinge und andere Opfer kommunistischer Gewaltherrschaft 
und verfügt über eine Datensammlung zum DDR-Staatssicherheitsdienst und den regionalen 
Behörden.

 Langensalzaer Straße 78, 99867 Gotha
 Tel.: 03621 25 79 5
 Fax: 03621 35 13 64 4
 Ansprechpartner: Manfred Wettstein
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STIFTUNG ANERKENNUNG UND HILFE – ANLAUF- UND  
BERATUNGSSTELLE THÜRINGEN

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe unterstützt Menschen, die als Minderjährige in stationä-
ren Einrichtungen der Psychiatrie und der Behindertenhilfe Leid und Unrecht erfahren haben 
und bis heute an den Folgen leiden. Personen, die dort im Zeitraum zwischen 1949 und 1990 
in der DDR oder zwischen 1949 und 1975 in der Bundesrepublik Deutschland untergebracht 
waren, können eine einmalige Geldpauschale beantragen. Unterstützung erhalten ebenfalls 
Menschen, die im Alter von 14 bis 21 Jahren in oder für solche Einrichtungen gearbeitet ha-
ben, ohne dass für sie Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wurden. Betroffene wenden sich an 
eine Anlauf- und Beratungsstelle des Bundeslandes, in dem sie derzeit wohnen. In einem 
Beratungsgespräch werden die Voraussetzungen geprüft und weitere Schritte besprochen. 
Die Kontaktaufnahme zu einer Anlauf- und Beratungsstelle ist bis zum 31. Dezember 2020 
möglich. Ausführlichere Informationen sind in der Beschreibung der Stiftung Anerkennung und 
Hilfe im Kapitel „5.3 Beratungsangebote in Berlin“ zu finden.

 Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
 Besucheradresse: Linderbacher Weg 30, Zimmer 319–323, 99099 Erfurt
 Postadresse: Werner-Seelenbinder-Straße 6, 99096 Erfurt
 Tel.: 0361 57 38 13 10 0 
 Fax: 0361 57 38 13 00 0
 E-Mail: stiftungAH@tmasgff.thueringen.de 
 Ansprechpartner / -innen: Manuel Schmidt, Nadine Böttger, Thomas Bähr, 
 Marita Gallant und Michael Kriegel
 Sprechzeiten: Di 09.00–12.00 und 14.00–16.30 Uhr, Do 09.00–12.00 Uhr
 Infotelefon der Stiftung (kostenfrei): 0800 22 12 21 8
 Internet: www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de

THÜRINGER STAATSKANZLEI, REFERAT 15

Zu den Aktivitäten der Thüringer Landesregierung auf dem Gebiet der Aufarbeitung der SED-
Diktatur gehört die Auseinandersetzung mit individuellen Verfolgungsschicksalen. Diese wer-
den vom Referat 15 (Bürger / -innenanliegen, Landesantidiskriminierungsstelle) der Thüringer 
Staatskanzlei bearbeitet. Dies geschieht in Abstimmung mit dem Thüringer Landesbeauf-
tragten (ThLA) und den Ministerien, insbesondere wenn es um die Unterstützung bei der 
Vermittlung von Beratungsangeboten, Fragen zur Rehabilitierung und der Geltendmachung 
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von Folgeansprüchen sowie Opferentschädigungen geht. Darüber hinaus werden Menschen 
unterstützt, wenn es um deren Suche nach Wahrheit und ihre Zweifel an konkreten Verfol-
gungsgeschehen geht. Im Rahmen von Projekten, etwa bei Fragen des DDR-Staatsdopings, 
wird mit verschiedenen Betroffenenselbstorganisationen, Vereinigungen und Einrichtungen 
zusammengearbeitet. Außerdem obliegt der Thüringer Staatskanzlei die Koordinierung 
der „Interministeriellen Arbeitsgruppe zur Unterstützung und Weiterentwicklung der Aufar-
beitung der SED-Diktatur in Thüringen“ (IMAG Aufarbeitung). Die IMAG organisiert Dialog-
veranstaltungen mit Opfern und Betroffenen, bei denen diese über ihre Erfahrungen berichten 
und sich untereinander vernetzen können. Die öffentlichen Veranstaltungen stehen allen 
interessierten Personen offen. Zudem unterstützt die Thüringer Staatskanzlei die Förderung 
von Beratungsstellen für Betroffene.

 Regierungsstraße 73, 99084 Erfurt
 Tel.: 0361 57 32 11 15 2 und 0361 57 32 11 15 4
 Fax: 0361 57 12 11 01 5
 E-Mail: r15_pf@tsk.thueringen.de
 Internet: www.staatskanzlei-thueringen.de/arbeitsfelder/sed-unrecht

VEREINIGUNG DER OPFER DES STALINISMUS E. V. (VOS)  
LANDESVERBAND THÜRINGEN

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. besteht seit 1950. Ihre Gründungsmitglieder 
waren aus sowjetischen Lagern oder aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt oder zu 
langen Haftstraften verurteilt worden. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, Betrof-
fene zum Umgang mit den Folgen politischer Haft zu beraten und zu betreuen. Außerdem 
unterstützt er sie bei der Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen. Ratsuchende können 
sich auch an die Bundesgeschäftsstelle der Vereinigung in Berlin wenden.

 c / o VOS-Landesgruppe Thüringen, Treppenstraße 7, 99089 Erfurt
 Tel.: 0152 28 95 44 86
 E-Mail: vos-thueringen@t-online.de
 Ansprechpartner: Matthias Katze 
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Luftaufnahme der Stasi-Zentrale 
Berlin-Lichtenberg. Campus für Demokratie

© BSTU

6. Der Bundesbeauftragte für die 
Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen 
DDR und seine Außenstellen
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Die Behörde des Bundesbeauftragten (BStU) unterhält das Stasi-Unterlagen-Archiv in Berlin 
mit Außenstellen in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen. Das Archiv bewahrt und erschließt die 1990 sichergestellten Akten des ehemaligen 
Ministeriums für Staatssicherheit der DDR (MfS). 

Auf der Grundlage des Ende 1991 in Kraft getretenen Stasi-Unterlagen-Gesetzes können Privat-
personen Einsicht in die Akten beantragen, die die Staatssicherheit über sie angelegt hat. 
Anhand der Dokumente können sie nachvollziehen, ob und wie das MfS ihr Leben beeinflusst 
hat. Diese Informationen sind nicht nur zum besseren Verständnis der eigenen Biographie, 
sondern auch für Rehabilitierungs- und Wiedergutmachungsverfahren von Bedeutung. Unter 
bestimmten Voraussetzungen können auch nahe Angehörige von vermissten oder verstorbe-
nen Personen die Unterlagen einsehen. Die Aktenrecherche und -einsicht ist für Betroffene, 
Dritte und nahe Angehörige kostenlos. 

Die Unterlagen stehen daneben auch der Forschung und den Medien im Rahmen der gesetzli-
chen Bedingungen zur Verfügung, außerdem erteilt der BStU Auskünfte an öffentliche und 
nicht-öffentliche Stellen, zum Beispiel in Rehabilitierungsverfahren, bei Mitarbeiterüberprü-
fungen und zur Klärung von Rentenansprüchen.

Antragsformulare sind an allen Standorten des BStU erhältlich, werden auf telefonische An-
frage per Post verschickt und stehen unter www.bstu.de/akteneinsicht/ als Download zur 
Verfügung. Eine Antragstellung online ist möglich. Die Bürgerberatung beantwortet Fragen 
und unterstützt bei der Antragstellung an allen Standorten.

 Hausanschrift: Karl-Liebknecht-Straße 31 / 33, 10178 Berlin
 Postanschrift: 10106 Berlin
 Tel.: 030 23 24 50
 Fax: 030 23 24 77 99
 E-Mail: post@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de sowie www.bstu.de/archiv/standorte/berlin/
 Telefonische Auskünfte der Bürgerberatung unter Tel. 030 23 24 70 00, 
 Mo–Do 8.00–17.00 Uhr, Fr 8.00–14.00 Uhr
 Persönliche Beratung vor Ort und Akteneinsicht: Mo – Do 8.00–12.00 Uhr 
 und 13.00–17.00 Uhr, Fr 8.00–14.00 Uhr

 Außenstellen in Brandenburg

 Außenstelle Frankfurt / Oder
 Fürstenwalder Poststraße 87, 15234 Frankfurt / Oder
 Tel.: 0335 60 68 0
 Fax: 0335 60 68 24 19
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 E-Mail: astfrankfurt@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/frankfurt-oder/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Bürgerberatung in Cottbus
 Im Technischen Rathaus der Stadt Cottbus finden regelmäßig Bürgerbera- 
 tungstage statt. Auskünfte erteilt die BStU-Außenstelle in Frankfurt / Oder,  
 auf deren Webseite auch die Termine veröffentlicht werden.
 Hausanschrift: Technisches Rathaus, Karl-Marx-Straße 67, 03044 Cottbus

 Außenstellen in Mecklenburg-Vorpommern 

 Außenstelle Schwerin
 Görslow, Resthof
 19067 Leezen (bei Schwerin)
 Tel.: 03860 50 30
 Fax: 03860 50 31 41 9
 E-Mail: astschwerin@bstu.bund.de 
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/schwerin/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstelle Rostock
 Straße der Demokratie 2, 18196 Waldeck-Dummerstorf
 Tel.: 038208 82 60
 Fax: 038208 826 12 19
 E-Mail: astrostock@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/rostock/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstelle Neubrandenburg
 Neustrelitzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg
 Tel.: 0395 77 74 0
 Fax: 0395 77 74 16 19
 E-Mail: astneubrandenburg@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/neubrandenburg/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr
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 Außenstellen in Sachsen

 Außenstelle Chemnitz
 Jagdschänkenstraße 52, 09117 Chemnitz
 Tel.: 0371 80 82 0
 Fax: 0371 80 82 37 19
 E-Mail: astchemnitz@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/chemnitz/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr,  
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstelle Dresden
 Riesaer Straße 7, Seiteneingang D, 01129 Dresden
 Tel.: 0351 25 08 0
 Fax: 0351 25 08 34 19
 E-Mail: astdresden@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/dresden/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr,  
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstelle Leipzig
 Dittrichring 24, 04109 Leipzig
 Tel.: 0341 22 47 0
 Fax: 0341 22 47 32 19
 E-Mail: astleipzig@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/leipzig/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr,  
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstellen in Sachsen-Anhalt

 Außenstelle Halle / Saale
 Blücherstraße 2, 06122 Halle
 Tel.: 0345 61 41 27 11
 Fax: 0345 61 41 27 19
 E-Mail: asthalle@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/halle/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr
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 Außenstelle Magdeburg
 Georg-Kaiser-Straße 7, 39116 Magdeburg
 Tel.: 0391 62 71 0
 Fax: 0391 62 71 22 19
 E-Mail: astmagdeburg@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/magdeburg/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr,  
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstellen in Thüringen

 Außenstelle Erfurt
 Petersberg Haus 19, 99084 Erfurt
 Tel.: 0361 55 19 0
 Fax: 0361 55 19 47 19
 E-Mail: asterfurt@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/erfurt/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstelle Suhl
 Weidbergstraße 34, 98527 Suhl
 Telefon: 03681 45 60
 Fax: 03681 45 64 51 9
 E-Mail: astsuhl@bstu.bund.de 
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/suhl/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr

 Außenstelle Gera
 Hermann-Drechsler-Straße 1 / Haus 3, 07548 Gera
 Tel.: 0365 55 18 0
 Fax: 0365 55 18 42 19
 E-Mail: astgera@bstu.bund.de
 Internet: www.bstu.de/archiv/standorte/gera/
 Telefonische Auskunft und persönliche Beratung: Mo–Do 08.00–17.00 Uhr, 
 Fr 08.00–14.00 Uhr
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Archiv in der Dokumentationsstelle Dresden. 
©Uwe Zimmer, Dresden
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7. Übersicht über den Verbleib der 
Gefangenenakten von Verhafteten 
und Gefangenen der DDR
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Die nachfolgende Übersicht über den Verbleib der Gefangenenakten der DDR wurde vom 
Bundesarchiv zusammengestellt. Die im Bundesarchiv vorliegende zentrale Gefangenenkartei 
des Ministeriums des Innern (MdI) enthält Angaben zu den Strafvollzugsanstalten, in denen 
die Haftzeit verbüßt wurde. Ebenfalls im Bundesarchiv aufbewahrt werden die Gefangenen-
personalakten von freigekauften beziehungsweise für den Freikauf vorgesehen Häftlingen 
im Zeitraum von 1980 bis 1989. Darüber hinaus liegt eine Auswahl von Gefangenenakten von 
Verurteilten der Sowjetischen Militärtribunale (SMT) und des Landgerichts Chemnitz zu den 
Waldheimer Prozessen vor. 

Die Übersicht des Bundesarchivs entstand auf der Grundlage des Verzeichnisses von Gefange-
nenakten der DDR von der Senatsverwaltung für Justiz Berlin vom August 1995 sowie des 
Verzeichnisses von Archivalien des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen DDR vom November 2010. Die Übersicht wurde zuletzt am 
28. November 2019 aktualisiert.

Die Zusammenstellung der Untersuchungshaftanstalten (UHA), der Haftarbeitslager (HAL) 
und der Justizvollzugsanstalten (JVA) erfolgt entsprechend der östlichen Bundesländer. Bei 
einigen JVA war es nicht möglich, den genauen Aufenthaltsort der damals vorliegenden Un-
terlagen zu ermitteln. Um den Verlust von Informationen zu vermeiden, wurde in diesem 
Fall auf die Zentrale Justizbehörde des jeweiligen Landes verwiesen.

Aufgrund der Fülle der Informationen ist es nicht möglich, die Gültigkeit jeder einzelnen 
Adresse sowie sonstiger Informationen in regelmäßigen Abständen zu prüfen. Korrekturen 
und Ergänzungen werden gerne entgegengenommen.

 Bundesarchiv, Referat BE 5
 Finckensteinallee 63, 12205 Berlin
 Ansprechpartnerin: Frau Chris Berthold
 E-Mail: berlin@bundesarchiv.de
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

MdI, Verwaltung Strafvollzug

1950 bis 1989
Zentrale Gefangenen-
kartei des MdI

Bundesarchiv
Finckensteinallee 63 
in 12205 Berlin

1950 bis 1956
Kartei der Strafgefan-
genen und Verurteilten 
der Sowjetischen Mili-
tärtribunale einschließ-
lich der Verurteilten des 
Landgerichts Chemnitz
in Waldheim (Waldhei-
mer Prozesse)

verschiedene StVE des MdI

Prozess- und Vollzugs-
akten von Verurteilten 
des Landgerichts 
Chemnitz in Waldheim 
(Waldheimer Prozesse)
1950 bis 1956

Gefangenenakten von 
SMT-Verurteilten (in der 
Regel Verurteilungen 
wegen NS-Verbrechen)
1950 bis 1956

Gefangenenpersonalak-
ten von Inhaftierten, 
die freigekauft wurden 
bzw. für den Freikauf 
vorgesehen waren 1980 
bis 1989
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Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR (BStU)
Ruschestraße 103 (Haus 7), 10365 Berlin

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

UHA I des MfS, 
Berlin-Hohenschönhausen, 
Genslerstraße 6

Gefangenenakten 1951 
bis 1989, Abt. XIV  
(Untersuchungshaft, 
Strafvollzug) des MfS, 
aus UHA des MfS

BStU – Zentralstelle

Ruschestraße 103
(Haus 7) in  
10365 Berlin
Postanschrift:  
BStU, 
10106 Berlin

Haftarbeitslager („Lager X“) 1950er Jahre bis 1975

Haftkrankenhaus
Gesundheitsunterlagen 
des Zentralen Medizini-
schen Dienstes (ZMD)

UHA II des MfS, 
Berlin-Lichtenberg, 
Magdalenenstraße

Gefangenenakten 1951 
bis 1989, Abt. XIV
(Untersuchungshaft, 
Strafvollzug) des MfS, 
aus UHA des MfS

verschiedene StVE des MdI

Akten und Strafnachrich-
ten über Strafgefangene 
und Verurteilte der SMT 
und der Waldheimer 
Prozesse

verschiedene UHA 
und StVE des MdI

Gefangenenakten und 
andere Unterlagen, ins-
besondere bei Ermittlun-
gen durch das MfS (soge-
nannte „Staatsverbre-
chen“, Straftaten  
gegen die „staatliche 
Ordnung“, Schwerstkrimi-
nalität, Verfahren wegen 
NS- und Kriegsverbre-
chen) und im Zusam-
menhang mit Häftlings-
freikäufen
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BERLIN
Senatsverwaltung für Justiz Berlin
Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Untersuchungshaftanstalt Berlin I 
(Rummelsburg)

v. a. 1. Hälfte 1960er und 
1980er Jahre • Auswahl-
überlieferung (ca. 80 
Akteneinheiten)

Landesarchiv Berlin
Eichborndamm 
115–121 in 
13403 Berlin

Untersuchungshaftanstalt Berlin II 
(Polizeipräsidium)

v. a. 1. Hälfte 1960er 
und 1980er Jahre • 
Auswahlüberlieferung 
(ca. 80 Akteneinheiten)

Untersuchungshaftanstalt  
Berlin-Hohenschönhausen

nur: 1990
11 Akteneinheiten ehe-
maliger Funktionsträger 
der Regierung und Füh-
rung der SED (kurzfris-
tiger Aufenthalt in der 
Einrichtung) • ansons-
ten Verweis auf BStU

Strafvollzugsabteilung  
Berlin-Köpenick

v. a. 1980er Jahre
• Auswahlüberlieferung 
(ca. 140 Akteneinheiten) 
und Kartei (ohne Akten) 
1950er–1960er Jahre

Strafvollzugseinrichtung  
Berlin (Rummelsburg)

ab 1956, v. a. 1980er 
Jahre • Auswahlüber-
lieferung (ca. 230 
Akteneinheiten)

Unterlagen des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes  
der ehemaligen DDR (BStU) für das Land Berlin (Bezirksverwaltung Berlin)

StVE Rummelsburg
Gefangenenakten
1951 bis 1989

BStU – Zentralstelle

Ruschestraße 103 
(Haus 7) in 
10365 Berlin
Postanschrift:  
BStU, 10106 Berlin

UHA der BV Berlin
Berlin-Pankow, Kissingenstraße

Strafgefangenen- und 
Festnahmeverzeichnis
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BRANDENBURG
Ministerium der Justiz
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Untersuchungshaftanstalt Bernau
1953 bis 1960
Gefangenenzu- und  
-abgangsbuch

Brandenburgisches  
Landeshauptarchiv

Am Mühlenberg 3
in 14476 Potsdam, 
OT Golm

Strafvollzugseinrichtung 
Brandenburg

1949 bis 1975
Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an  
der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel1976 bis 1992

Untersuchungen durch 
das Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS); 
Verurteilungen durch  
Sowjetisches Militärtri-
bunal bis Entlassungs-
jahr 1963

Der Bundesbeauftragte 
für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR

Ruschestraße 103 
(Haus7) in  
10365 Berlin
Postanschrift:  
BStU, 
10106 Berlin

1949 bis 1972,  
1978 bis 1984
Gefangenenzu- und 
-abgangsbücher und  
andere Nachweisbücher Brandenburgisches  

Landeshauptarchiv

Am Mühlenberg 3  
in 14476 Potsdam, 
OT GolmGesundheitsakten  

(jahrgangsweise  
geführte Sammelakten)
1959 bis 1986

Untersuchungshaftanstalt  
Brandenburg

1953 bis 1960

wahrscheinlich  
Justizvollzugsanstalt  
Brandenburg an  
der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg /Havel
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung
Cottbus

1945 bis 1958
Verurteilungen durch das 
Landgericht Chemnitz 
bzw. Sowjetisches  
Militärtribunal

Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an  
der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

1948 bis 1951
Gefangenenkarteikarten 
(Auswahl)

Brandenburgisches Lan-
deshauptarchiv

Am Mühlenberg 3 
in 14476 Potsdam, 
OT Golm

1959 bis 1960
Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Cottbus-Dissenchen

Oststraße 2 in  
03052 Cottbus

1961 bis 1975
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

1976 bis 1992
Justizvollzugsanstalt 
Cottbus-Dissenchen

Oststraße 2 in 03052 
Cottbus

Untersuchungen durch 
das Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS)

Der Bundesbeauftragte 
für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR

Ruschestraße 103 
(Haus7) in  
10365 Berlin
Postanschrift:  
BStU, 10106 Berlin

Strafvollzugseinrichtung  
Frankfurt / Oder

1972 bis 1976
Teilakten Justizvollzugsanstalt 

Cottbus- Dissenchen
Oststraße 2 in  
03052 Cottbus1977 bis 1990

vollständig

Untersuchungshaftanstalt  
Frankfurt / Oder

1961 bis 1971
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an der 
 Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

1972 bis 1976
Teilakten Justizvollzugsanstalt 

Cottbus- Dissenchen
Oststraße 2 in  
03052 Cottbus1984 bis 1989

vollständig
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Haftarbeitslager Heidekrug

1947 bis 1953
Teilakten

Justizvollzugsanstalt  
Brandenburg an der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

Gefangenenzu- und 
-abgangsbuch

Brandenburgisches  
Landeshauptarchiv

Am Mühlenberg 3  
in 14476 Potsdam, 
OT Golm

Strafvollzugseinrichtung  
Königs Wusterhausen

1971 bis 1979
Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Luckau-Duben,  
Außenstelle Spremberg

Neudorfer Weg 1 in 
03130 Spremberg

ab 1980 vollständig

Untersuchungshaftanstalt  
Königs Wusterhausen

Zeitraum nicht  
bekannt

Justizvollzugsanstalt 
Luckau-Duben, Außenstelle 
Spremberg

Neudorfer Weg 1 in 
03130 Spremberg

1973 bis 1991
Gefangenenzu- und
-abgangsbücher

Brandenburgisches  
Landeshauptarchiv

Am Mühlenberg 3  
in 14476 Potsdam, 
OT Golm

Strafvollzugseinrichtung 
Luckau

Verurteilungen durch 
Sowjetisches Militär-
tribunal bis Entlas-
sungsjahr 1956

Der Bundesbeauftragte  
für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR

Ruschestraße 103 
(Haus7) in  
10365 Berlin
Postanschrift: BStU, 
10106 Berlin

1961 bis 1970
(Jugendhaus Luckau) 
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt  
Brandenburg an der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772
Brandenburg / Havel

September 1977  
bis 1990

Justizvollzugsanstalt 
Luckau-Duben, Außenstelle 
Spremberg

Neudorfer Weg 1 in 
03130 Spremberg

Arbeitskommando 
Mildenberg

1953 bis 1960
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt  
Brandenburg an der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

Strafvollzugseinrichtung 
Neuruppin

1971 bis 1981
Teilakten Justizvollzugsanstalt  

Neuruppin-Wulkow
Ausbau 8 in  
16835 Neuruppin1982 bis 1991

vollständig
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung  
Oranienburg

1957 bis 1960
vollständig

Justizvollzugsanstalt  
Wriezen

Schulzendorfer  
Straße 1 in  
16269 Wriezen

1961 bis 1970
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt  
Brandenburg an der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

1971 bis 1979
Teilakten Justizvollzugsanstalt  

Wriezen

Schulzendorfer  
Straße 1 in  
16269 Wriezen1980 bis 1990

vollständig

Untersuchungshaftanstalt  
Perleberg

1971 bis 1980
Gefangenen- 
karteikarten

Justizvollzugsanstalt 
Luckau-Duben,  
Außenstelle Spremberg

Neudorfer Weg 1 in 
03130 Spremberg

Strafvollzugseinrichtung  
Potsdam

1958 bis 1960
vollständig Justizvollzugsanstalt  

Brandenburg an der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel1971 bis 1991

Teilakten

Strafvollzugseinrichtung  
Prenzlau

972 bis 1980
Teilakten Justizvollzugsanstalt  

Neuruppin-Wulkow
Ausbau 8 in  
16835 Neuruppin

ab 1981 vollständig

Strafvollzugseinrichtung  
Rüdersdorf (zugleich Straf-
vollzugskommando und 
Haftarbeitslager)

1961 bis 1975
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt  
Brandenburg an der Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

1976 bis 1991
Justizvollzugsanstalt 
Luckau-Duben, Außenstelle 
Spremberg

Neudorfer Weg 1 in 
03130 Spremberg

1979 bis 1991
Gefangenenzu- und 
-abgangsbücher Brandenburgisches  

Landeshauptarchiv

Am Mühlenberg 3 
in 14476 Potsdam, 
OT GolmGesundheitsakten 

1986 bis 1991

Haftarbeitslager Schacksdorf 1960 bis 1968
Justizvollzugsanstalt  
Cottbus-Dissenchen

Oststraße 2 in  
03052 Cottbus
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung  
Schwedt / Oder

1961 bis 1968
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an der  
Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

Strafvollzugseinrichtung  
Schwarze Pumpe

Verurteilungen  
durch Sowjetisches  
Militärtribunal bis  
Entlassungsjahr 1956

Der Bundesbeauftragte 
für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR

Ruschestraße 103 
(Haus7) in  
10365 Berlin
Postanschrift: BStU, 
10106 Berlin

1961 bis 1975
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an der  
Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772 
Brandenburg / Havel

1976 bis 1980
Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Luckau-Duben,  
Außenstelle Spremberg

Neudorfer Weg 1 in 
03130 Spremberg

Strafvollzugseinrichtung  
Schwarze Pumpe

1981 bis 1990
vollständig

Justizvollzugsanstalt 
Luckau-Duben,  
Außenstelle Spremberg

Neudorfer Weg 1 in 
03130 Spremberg

1965 bis 1990
Gefangenenzu- und
-abgangsbücher

Brandenburgisches  
Landeshauptarchiv

Am Mühlenberg 3  
in 14476 Potsdam, 
OT Golm

Strafvollzugseinrichtung 
Wriezen

1971 bis 1975
verfilmte Teilakten

Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an der  
Havel

Anton-Saefkow- 
Allee 22 in 14772
Brandenburg / Havel

1976 bis 1980
Teilakten Justizvollzugsanstalt 

Wriezen

Schulzendorfer 
Straße 5 in  
16269 Wriezenab 1981 vollständig
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Unterlagen des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des  
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) für das Land Brandenburg  
(Bezirksverwaltungen Cottbus, Frankfurt/Oder, Potsdam)

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

UHA der BV Cottbus Haftakten 1960 bis 1989

BStU – Außenstelle 
Frankfurt / Oder

Fürstenwalder  
Poststraße 87 
 in 15234
Frankfurt / Oder

UHA der BV Frankfurt / Oder,  
Collegienstraße 10  
(früher Große Oderstraße 67)

Haftakten 1960 bis 1989

Haftakten 1950 bis 1969

Neubau UHA,  
Otto-Grotewohl-Straße 53

Haftakten 1969 bis 1989

UHA der BV Potsdam,  
Otto-Nuschke-Straße 54 
 (heute Lindenstraße)

Gefangenenakten BStU – Zentralstelle

Ruschestraße 103 
(Haus 7) in  
10365 Berlin
Postanschrift:  
BStU, 10106 Berlin

MECKLENBURG-VORPOMMERN
Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern
Puschkinstraße 19–21, 19055 Schwerin

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung 
Bützow

1961 bis 1975
Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege

Postfach 111252 in 
19011 Schwerin

1976 bis 1993 (ab 1987 
Gesundheitsunterlagen 
nicht enthalten)

Justizvollzugsanstalt 
Bützow

Kühlungsborner  
Straße 29 A in  
18246 Bützow

Strafvollzugseinrichtung 
Greifswald

1976 bis 1991
Justizvollzugsanstalt 
Stralsund

Franzenshöhe 12 in 
18439 Stralsund
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Untersuchungshaftanstalt  
Greifswald

1961 bis 1975 Landesarchiv Greifswald
Martin-Andersen- 
Nexö-Platz 1 in 
17489 Greifswald

1976 bis 1991
Justizvollzugsanstalt 
Stralsund

Franzenshöhe 12 in 
18439 Stralsund

Strafvollzugseinrichtung 
Güstrow

1967 bis 1990
—  (bis 1970 ohne Ge-

sundheitsunterlagen
—  ab 1971 bis 1978
 teilweise Gesund-

heitsunterlagen
—  ab1979 vollständige 

Gesundheits- 
unterlagen)

Verweis an das  
Justizministerium

siehe oben

Untersuchungshaftanstalt  
Hagenow

1954 bis 1960
unvollständig Verweis an das  

Justizministerium
siehe oben

1976 bis 1992

Strafvollzugseinrichtung  
Neubrandenburg

1986 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Neustrelitz

Am Kaulksee 3 in 
17235 Neustrelitz

Mai 1990 bis 1991
Justizvollzugsanstalt 
Neubrandenburg

Neustrelitzer Straße 
120 in 17033  
Neubrandenburg

Strafvollzugseinrichtung  
Neustrelitz

1959 bis 1960
Justizvollzugsanstalt 
Neustrelitz

Am Kaulksee 3 in 
17235 Neustrelitz1976 bis 1990  

(ab 1980 vollständig)

Strafvollzugseinrichtung 
Rostock

1971 bis 1975
Landesarchiv  
Greifswald

Martin-Andersen- 
Nexö-Platz 1 in 
17489 Greifswald

1985 bis 1993
(Gesundheitsakten)

Justizvollzugsanstalt 
Bützow

Kühlungsborner 
Straße 29 A in 
18246 Bützow
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Untersuchungshaftanstalt 
Rostock

1961 bis 1975
Landesarchiv 
Greifswald

Martin-Andersen- 
Nexö-Platz 1 in 
17489 Greifswald

1976 bis 1991
Justizvollzugsanstalt 
Bützow

Kühlungsborner  
Straße 29 A in  
18246 Bützow

Untersuchungshaftanstalt 
Schwerin

1949 bis 1960

Verweis an das 
Justizministerium

siehe oben
1970 bis 1979  
(unvollständig)

1986  
(8 Akten verfügbar)

Strafvollzugseinrichtung 
Stralsund

1967
Landesarchiv  
Greifswald

Martin-Andersen- 
Nexö-Platz 1 in 
17489 Greifswald1971 bis 1975

1976 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Stralsund

Franzenshöhe 12 in 
18439 Stralsund

Strafvollzugseinrichtung  
Ueckermünde (Berndshof)

Gefangenenbuch
1954 bis 1959

Landesarchiv  
Greifswald

Martin-Andersen- 
Nexö-Platz 1 in 
17489 Greifswald

Gefangenen-
karteikarten
1969 bis 2000

Gefangenen-
personalakten
1975 bis 1983

Strafvollzugseinrichtung 
Warnemünde

1964 und 1970
Landesarchiv  
Greifswald

Martin-Andersen- 
Nexö-Platz 1 in 
17489 Greifswald

1970 und 1972 bis 1975 
(unvollständig)

Landespolizei M-V  
Zentralstelle für Technik 
und Beschaffung  
Dezernat 1

Postfach 010462 in 
19004 Schwerin

1976 bis 1993 
(ab 1981 unvollständige 
Gesundheitsakten)

Justizvollzugsanstalt 
Bützow

Kühlungsborner  
Straße 29 A in  
18246 Bützow
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Jugendarrestanstalt 
Wismar

1965 bis 1970
(ohne Gesundheits- 
unterlagen)

Verbleib unbekannt

1971 bis 1975
Landespolizei M-V Zent-
ralstelle für Technik und 
Beschaffung Dezernat 1

Postfach 010462 in 
19004 Schwerin

1976 bis 1987
(teilweise Gesundheits- 
unterlagen) Verbleib unbekannt

1988 bis 1992

Untersuchungshaftanstalt 
Wismar

1965 bis 1975
(Gefangenenkartei,  
Entlassungsschein,  
Gesundheitsunterlagen)

Landesarchiv 
Greifswald

Martin-Andersen- 
Nexö-Platz 1 in 
17489 Greifswald

1965 bis 1970
(unvollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Bützow

Kühlungsborner  
Straße 29 A in  
18246 Bützow

1972 bis 1974
(unvollständig vorhanden)

1976 bis 1992
(unvollständig vorhanden)

Gefangenenkarteikarten 
1973 bis 1992

Unterlagen des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes  
der ehemaligen DDR (BStU) für das Land Mecklenburg-Vorpommern  
(Bezirksverwaltungen Neubrandenburg, Rostock, Schwerin)

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

UHA der BV Neubrandenburg
Gefangenenakten
1951 bis 1989

BStU – Außenstelle  
Neubrandenburg

Neustrelitzer Straße 
120 in 17033  
Neubrandenburg
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Leninstraße 120
Effektenakten
1978 bis 1989

BStU – Außenstelle  
Neubrandenburg

Neustrelitzer Straße 
120 in 17033  
Neubrandenburg

heute: Neustrelitzer Straße
Effektenakten
1987 bis 1989

UHA Neustrelitz
Effektenakten
1950 bis 1987

UHA der BV Rostock,
Augustusstraße / Grüner Weg

Haft- und
Vollzugsunterlagen,  
Inhaftierungsbücher
1959 bis 1989 BStU – Außenstelle

Rostock

Hohen Tannen 11 
in 18196 Waldeck-
Dummersdorf

„Rostocker Hof“, Kröpeliner Straße 
(früher Blutstraße, danach Stalin-
straße)

Haft- und Vollzugs-
unterlagen, Inhaftie-
rungsbücher
1950 bis 1959

UHA der BV Schwerin, 
Demmlerplatz
Hagenow
Güstrow

Gefangenenunterlagen 
1950 bis 1989

BStU – Außenstelle 
Schwerin

19065 Görslow  
(bei Schwerin)

SACHSEN
Sächsisches Staatsministerium der Justiz
Hospitalstraße 7, 01097 Dresden

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Außenstelle Altenburg (Strafvoll-
zugseinrichtung Leipzig und Regis)

1971 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung 
Bautzen I

1953 bis 1961
Sächsisches Haupt-
staatsarchiv Dresden

Archivstraße 14 in 
01097 Dresden

1971 bis 1990

Justizvollzugsanstalt 
Bautzen

Breitscheidstraße 4 
in 02625 Bautzen

gesonderte Gesund-
heitsunterlagen von 
1974 bis 1986

Strafvollzugseinrichtung 
Bautzen II

1972 bis 1990 (ab 1982 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Bautzen

Breitscheidstraße 4 
in 02625 Bautzen

Akten vom MfS ab 1976

gesonderte Gesund-
heitsunterlagen ab 1976

Strafvollzugseinrichtung  
Karl-Marx-Stadt 
(heute Chemnitz)

1971 bis 1990 (ab 1980 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Chemnitz

Reichenhainer 
Straße 236 in 
09125 Chemnitz

Haftarbeitslager 
Crimmitschau

keine Erkenntnisse, 
wahrscheinlich 
vernichtet

Strafvollzugseinrichtung 
Dresden

1958 bis 1961
unvollständig Justizvollzugsanstalt 

Dresden
Hammerweg 30 in 
01127 Dresden

1971 bis 1990

Außenstelle Freiberg (Strafvoll-
zugseinrichtung Stollberg)

Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim

Haftarbeitslager Freital 1963 bis 1965
Justizvollzugsanstalt 
Dresden

Hammerweg 30 in 
01127 Dresden

Strafvollzugseinrichtung 
Görlitz

1971 bis 1990 (ab 1980 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Görlitz

Postplatz 18 in 
02826 Görlitz

Haftarbeitslager 
Himmelsmühle

1953 bis 1963
Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim

Haftarbeitslager 
Klotzsche

1957 (der Buchstaben  
L bis M)

Justizvollzugsanstalt 
Dresden

Hammerweg 30 in 
01127 Dresden

1956 bis 1958
Sammelakten (Name, 
Vorname, Geburtsdatum 
und Entlassungsjahr)
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung 
Leipzig

1960 (vollständig 
vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig

1961 bis 1970
Sächsisches Staatsarchiv 
Leipzig

Schongauerstraße 1 
in 04328 Leipzig

1971 bis 1990 (ab 1980 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig

Strafvollzugskrankenhaus 
Leipzig

1974 bis 1990 (ab 1980 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig

Außenstelle Markkleeberg 
(Strafvollzugseinrichtung Leipzig)

1971 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig

Haftarbeitslager Oelsnitz 1955 bis 1965
Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim

Strafvollzugseinrichtung 
Plauen

1971 bis 1990 (ab 1980 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim37 Akten von Gefangenen 

mit Abgang Bundesrepu-
blik Deutschland

Außenstelle Rackwitz  
(Strafvollzugseinrichtung Leipzig)

1971 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig

Strafvollzugseinrichtung 
Regis

1961 bis 1970
Sächsisches Staatsarchiv 
Leipzig

Schongauerstraße 1 
in 04328 Leipzig

Strafvollzugseinrichtung 
Regis

1971 bis 1990 (ab 1980 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig

Haftarbeitslager 
Riesa

1960 bis 1964
Sammelakten

Justizvollzugsanstalt 
Dresden

Hammerweg 30 in 
01127 Dresden

1965 bis 1990
(keine Aussage zur  
Vollständigkeit)

Justizvollzugsanstalt 
Zeithain

Industriestraße E 2 
in 01612 Glaubitz

Außenstelle Schkeuditz  
(Strafvollzugseinrichtung Leipzig)

1971 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Leipzig mit Krankenhaus

Leinestraße 111 in 
04289 Leipzig
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung Stollberg 
(Hoheneck)

1951 bis 1960
Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim

1961 bis 1970
Der Bundesbeauftragte 
für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR

Ruschestraße 103 
(Haus 7) in  
10365 Berlin
Postanschrift: BStU, 
10106 Berlin

1976 bis 1977

1971 bis 1975 Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim1978 bis 1990

Strafvollzugseinrichtung Torgau

1958 bis 1960
Justizvollzugsanstalt 
Torgau

Am Fort Zinna 7 in 
04860 Torgau

1961 bis 1970
Sächsische Staatsarchiv 
Leipzig

Schongauerstraße 1 
in 04328 Leipzig

1971 bis 1990 (ab 1980 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Torgau

Am Fort Zinna 7 in 
04860 Torgau

Strafvollzugseinrichtung 
Waldheim

1961 bis 1977
Sächsisches Staatsarchiv 
Leipzig

Schongauerstraße 1 
in 04328 Leipzig

ab 1978 vollständig  
vorhanden

Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim

Krankengeschichten aus 
der ehemaligen psychia-
trischen Abteilung ab 
1967

Strafvollzugseinrichtung 
Waldheim

Krankengeschichten aus 
der ehemaligen psychia-
trischen Abteilung vor 
1967

Sächsisches  
Hauptstaatsarchiv  
Dresden

Archivstraße 14 in 
01097 Dresden

Untersuchungen durch 
das Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS)

Der Bundesbeauftragte 
für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR

Ruschestraße 103 
(Haus 7) in 
10365 Berlin
Postanschrift: 
BStU, 10106 Berlin
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung 
Zeithain

1971 bis 1990 (ab 1986 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Zeithain

Industriestraße E 2 
in 01612 Glaubitz

Haftarbeitslager Zwickau  
(Strafvollzugseinrichtung Stollberg)

1955 bis 1958
Justizvollzugsanstalt 
Waldheim

Dresdener Straße 1 A 
in 04736 Waldheim

Strafvollzugseinrichtung 
Zwickau

1950 bis 1960
Justizvollzugsanstalt 
Zwickau

Schillerstraße 2 in 
08056 Zwickau

1961 bis 1970
ersatzverfilmte  
Gefangenenunterlagen

Sächsisches Staatsarchiv 
Chemnitz

Elsasser Straße 8 in 
09120 Chemnitz

1970 bis 1990 (ab 1981 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Zwickau

Schillerstraße 2 in 
08056 Zwickau

Unterlagen des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes  
der ehemaligen DDR (BStU) für das Land Sachsen (Bezirksverwaltungen Dresden,  
Karl-Marx-Stadt, Leipzig)

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

UHA der BV Dresden,  
Bautzener Straße

Gefangenenbücher,  
Festnahmeverzeichnisse, 
Akten über Einlieferungen

BStU – Außenstelle 
Dresden

Riesaer Straße 7 in 
01129 Dresden

UHA der BV Karl-Marx-Stadt  
und der Objektverwaltung (OV) 
„Wismut“ bis 1962

Vorverdichtungs-,  
Such- und Hinweis- (VSH) 
Karteien der Abt. IX  
(Untersuchungsorgan) 
und Abt. XIV (Untersu-
chungshaft, Strafvollzug) 
sowie Zellenbelegungs-
kartei der UHA, Karteien 
führen zu Personenabla-
gen der Häftlinge (1965 
bis 1989) und Gesund-
heitsunterlagen

BStU –  
Außenstelle Chemnitz

Jagdschänkenstraße 
52 in 09117 Chemnitz



140

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

UHA II in der Hartmannstraße 24 1953 bis 1957 BStU –  
Außenstelle Chemnitz

Jagdschänkenstraße 
52 in 09117 ChemnitzUHA in der Kaßbergstraße 12 1957 bis 1989

UHA der BV Leipzig Dimitroff-/
Beethovenstraße

Gefangenenakten
BStU –  
Außenstelle Leipzig

Dittrichring 24 in 
04109 Leipzig

SACHSEN-ANHALT
Ministerium der Justiz des Landes Sachsen-Anhalt, Domplatz 2–4, 39104 Magdeburg
Zentrale Auskunftsstelle des Justizvollzuges des Landes Sachsen-Anhalt bei der 
Justizvollzugsanstalt Halle, Am Kirchtor 20, 06108 Halle / Saale

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Strafvollzugseinrichtung 
Bitterfeld

1950 bis 1990
siehe Zentrale  
Auskunftsstelle

Strafvollzugseinrichtung 
Dessau

1974 bis 1990
siehe Zentrale  
Auskunftsstelle

Jugendanstalt Dessau
1960 siehe Zentrale  

Auskunftsstelle1971 bis 1990

Strafvollzugseinrichtung 
Halberstadt

1950 bis 1989
siehe Zentrale  
Auskunftsstelle

Jugendanstalt Halle 1950 bis 1990
siehe Zentrale  
Auskunftsstelle

Strafvollzugseinrichtung Halle 1950 bis 1989
siehe Zentrale  
Auskunftsstelle

Strafvollzugseinrichtung 
Magdeburg

1950 bis 1990
siehe Zentrale  
Auskunftsstelle

Strafvollzugseinrichtung Naumburg 1950 bis 1990
siehe Zentrale 
Auskunftsstelle
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Jugendanstalt Halle 1977 bis 1991
siehe Zentrale 
Auskunftsstelle

Strafvollzugseinrichtung Halle 1950 bis 1989
siehe Zentrale 
Auskunftsstelle

Strafvollzugseinrichtung 
Magdeburg

1950 bis 1990
siehe Zentrale 
Auskunftsstelle

Strafvollzugseinrichtung Naumburg 1950 bis 1990
siehe Zentrale 
Auskunftsstelle

Unterlagen des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR (BStU) für das Land Sachsen-Anhalt (Bezirksverwaltungen Halle, Magdeburg)

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

UHA der BV Halle „Roter Ochse“
Gefangenenakten und 
Kartei 1950 bis 1989 BStU – 

Außenstelle Halle
Blücherstraße 2 in 
06112 Halleauch: Gefängnis Am Kirchtor 20  

A–D als UHA der BV
Gefangenenakten und 
Kartei ab 1952

UHA der BV Magdeburg

Unterlagen zu  
Strafgefangenen in 
 UHA und Strafvollzug
1953 bis 1989

BStU –  
Außenstelle Magdeburg

Georg-Kaiser-
Straße 7 in 
39116 Magdeburg

Magdeburg-Sudenburg

Unterlagen zu  
Strafgefangenen in  
UHA und Strafvollzug
1950 bis 1957

Magdeburg-Neustadt 
Moritzplatz

Unterlagen zu  
Strafgefangenen in 
UHA und Strafvollzug
1957 bis 1989
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THÜRINGEN
Thüringer Justizministerium
Werner-Seelenbinder-Straße 5, 99096 Erfurt

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Untersuchungshaftanstalt Arnstadt

Gefangenenkarteikarten 
1945 bis 1954

Jugendstrafanstalt  
Arnstadt

Dr. Albert-Krebs-
Straße 1 in  
99310 Arnstadt

1956 bis 1960
Thüringisches Haupt-
staatsarchiv Weimar

Marstallstraße 2 in 
99423 Weimar

Untersuchungshaftanstalt  
Bad Langensalza

1960
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Untersuchungshaftanstalt Eisenach 1960 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Haftkrankenhaus Eisenach 1960 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Strafvollzugseinrichtung Erfurt
1954 bis1960 Justizvollzugsanstalt 

Tonna
Im Stemker 4 in 
99958 Tonna1971 bis 1990

Strafvollzugseinrichtung Gera 1980 bis 1992
Justizvollzugsanstalt 
Gera

Greizer Straße 70  
in 07545 Gera

Untersuchungshaftanstalt Gera
1957 bis 1961 Justizvollzugsanstalt 

Gera
Greizer Straße 70  
in 07545 Gera1962 bis 1970

Zweiganstalt Gotha,  
Strafvollzugseinrichtung Erfurt

1961 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Zweiganstalt Gräfentonna,  
Strafvollzugseinrichtung 
 Ichtershausen

1945 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

1971 bis 1990
Jugendstrafanstalt  
Arnstadt

Dr. Albert-Krebs-
Straße 1 in 99310 
Arnstadt

1956 bis 1989  
(teilweise Gefangenen-
akten überliefert)

Thüringisches  
Hauptstaatsarchiv  
Weimar

Marstallstraße 2 in 
99423 Weimar

Untersuchungshaftanstalt  
Heiligenstadt

1960
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Landesfachkrankenhaus  
Hildburghausen

1961 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Untersuchungshaftanstalt  
Hildburghausen

Justizvollzugsanstalt  
Untermaßfeld

Karl-Marx-Straße 8 
in 98617  
Untermaßfeld

Strafvollzugseinrichtung 
Hohenleuben

teilweise 1960
Justizvollzugsanstalt 
Hohenleuben

Gartenstraße 4 in 
07958 Hohenleuben

1961 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

1971 bis 1975
Justizvollzugsanstalt 
Hohenleuben

Gartenstraße 4 in 
07958 Hohenleuben1976 bis 1990

teilweise komplett

Jugendhaus Hohenleuben 1986 bis 1990
Justizvollzugsanstalt 
Hohenleuben

Gartenstraße 4 in 
07958 Hohenleuben

Jugendhaus Ichtershausen

1961 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

1971 bis 1991
Jugendstrafanstalt 
Arnstadt

Dr. Albert-Krebs-
Straße 1 in 99310 
Arnstadt

Gesundheitsakten 
ab 1980

Strafvollzugseinrichtung 
Ichtershausen

1961 bis 1971
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

1972 bis 1990
Jugendstrafanstalt 
Arnstadt

Dr. Albert-Krebs-
Straße 1 in 99310 
Arnstadt

Strafvollzugseinrichtung Ilmenau
Gesundheitsakten
1961 bis 1970

Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Untersuchungshaftanstalt Ilmenau
Justizvollzugsanstalt  
Untermaßfeld

Karl-Marx-Straße 8 
in 98617 Untermaß-
feld

Strafvollzugseinrichtung Meiningen
Gesundheitsakten 
1961 bis 1970

Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Untersuchungshaftanstalt 
Meiningen

Justizvollzugsanstalt 
Untermaßfeld

Karl- Marx- Straße 8 
in 98617 
Untermaßfeld

Untersuchungshaftanstalt 
Mühlhausen

1960
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Untersuchungshaftanstalt 
Mühlhausen

1961 bis 1970
einschließlich 
Gesundheitsakten

Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Haftarbeitslager Pöthen

1958 bis 1960
Thüringisches Haupt-
staatsarchiv Weimar

Marstallstraße 2  
in 99423 Weimar

1961 bis 1970
einschließlich  
Gesundheitsakten

Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Jugendarrestanstalt 
Rudolstadt

Karteikarten 
1951 bis 1990

Thüringer
 Justizministerium

Werner-Seelenbin-
der-Straße 5 in 
99096 Erfurt

1951 bis 1960
Akten vorhanden 
(teilweise Dokumente 
entnommen)

1961 bis 1970
Gesundheitsakten

Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

1971 bis 1980
(teilweise Dokumente 
entnommen) Thüringer

Justizministerium

Werner-Seelenbinder-
Straße 5 in  
99096 Erfurt1981 bis 1990

komplette Akten

Untersuchungshaftanstalt 
Rudolstadt

1961 bis 1970
teilweise

Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

1971 bis 1975
Justizvollzugsanstalt 
Gera

Greizer Straße 70  
in 07545 Gera

Haftarbeitslager Sollstedt
Karteikarten
1956 bis 1965

Jugendstrafanstalt 
Arnstadt

Dr. Albert-Krebs-
Straße 1 in 99310 
Arnstadt
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Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

Haftarbeitslager Sollstedt

1956 bis 1962
Thüringisches Haupt-
staatsarchiv Weimar

Marstallstraße 2 in 
99423 Weimar

1963 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Untersuchungshaftanstalt 
Sondershausen

1960 bis 1971
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Untersuchungshaftanstalt 
Sonneberg

Justizvollzugsanstalt 
Untermaßfeld

Karl-Marx-Straße 8 
in 98617 
Untermaßfeld

Strafvollzugsabteilung 
Schmalkalden

1975 bis 1976
Justizvollzugsanstalt 
Untermaßfeld

Karl-Marx-Straße 8 
in 98617 
Untermaßfeld

Strafvollzugseinrichtung 
Untermaßfeld

1952 bis 1960
Justizvollzugsanstalt 
Untermaßfeld

Karl-Marx-Straße 8 
in 98617 
Untermaßfeld

1961 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

1971 bis 1990 (ab 1978 
vollständig vorhanden)

Justizvollzugsanstalt 
Untermaßfeld

Karl-Marx-Straße 8 
in 98617 
Untermaßfeld

1945 bis 1990 (teilweise 
Gefangenenakten 
überliefert)

Thüringisches 
Staatsarchiv Meiningen

Postfach 100654 in 
98606 Meiningen

Zweiganstalt Unterwellenborn, 
Strafvollzugseinrichtung
Hohenleuben

1961 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna

Zweiganstalt Unterwellenborn, 
Strafvollzugseinrichtung 
Hohenleuben

1971 bis 1975
Justizvollzugsanstalt 
Hohenleuben

Gartenstraße 4 in 
07958 Hohenleuben1987 bis 1991

Untersuchungshaftanstalt Weimar 1961 bis 1970
Justizvollzugsanstalt 
Tonna

Im Stemker 4 in 
99958 Tonna
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Unterlagen des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR (BStU) für das Land Thüringen (Bezirksverwaltungen Erfurt, Gera, Suhl)

Untersuchungshaftanstalten  
(UHA), Haftarbeitslager und  
Strafvollzugseinrichtungen (StVE)  
des Ministeriums des Innern (MdI) 

Zeitraum und  
Unterlagen 

Aktueller  
Aufenthaltsort 

Adresse 

UHA der BV Erfurt, 
Andreasstraße 37,
teilweise auch UHA des MdI 
in Weimar und Gotha

Unterlagen zu U-Haft 
und Strafvollzug: Straf-
akten 1951 bis 1987, Ge-
richtsakten, Strafkartei, 
Fluchtkartei der Abt. XIV
(Untersuchungshaft, 
Strafvollzug) mit  
Hinweisen auf Haft,  
Deliktenkartei der AGK 
(Auswertungs- und  
Kontrollgruppe)

BStU – 
Außenstelle Erfurt

Petersberg 19 in 
99084 Erfurt

UHA der BV Gera, 
Amthordurchgang 5

Karteien:
—  U-Haft-Kartei,
—  Haftkartei
—  Beschuldigtenkartei
—  Kartei der Verlegung 

von U-Häftlingen
 Gefangenenakten: 

Haftakten aus Abt. XIV 
(Untersuchungshaft, 
Strafvollzug)

BStU – Außenstelle Gera
Herman-Drechsler-
Straße 1 (Haus 3) in 
07548 Gera

UHA der BV Suhl Neudorfer Straße

Gefangenenakten 1959 
bis 1989 (auch Bauun-
terlagen zur UHA; auch 
Dienstwachbücher) BStU – 

Außenstelle Suhl
Weidenbergstraße 
34 in 98527 Suhl

UHA Suhl Goldlauter 
(Planungs- und Bauphase)

nur Bauunterlagen, 
Fotos
1984 bis 1989
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8. Anschriftenverzeichnis für die 
Durchsetzung rehabilitierungs-
rechtlicher Ansprüche

Blick auf das Areal der Dauerausstellung der 
Gedenkstätte Berliner Mauer 

©Jürgen Hohmuth
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BERLIN

 Landgericht Berlin
 Turmstraße 91, 10559 Berlin
 Tel.: 030 90 14 0

BRANDENBURG

 Landgericht Cottbus
 Gerichtsstraße 3–4, 03046 Cottbus
 Tel.: 0355 63 71 0
 E-Mail: verwaltung@lgcb.brandenburg.de

 Landgericht Frankfurt/Oder
 Müllroser Chaussee 55, 15236 Frankfurt / Oder
 Tel.: 0335 36 60
 E-Mail: verwaltung@lgff.brandenburg.de

 Landgericht Potsdam
 Jägerallee 10–12, 14469 Potsdam
 Tel.: 0331 20 17 0
 E-Mail: verwaltung@lgp.brandenburg.de

MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Landgericht Neubrandenburg
 Friedrich-Engels-Ring 15–18, 17033 Neubrandenburg
 Tel.: 0395 54 44 0
 E-Mail: verwaltung@lg-neubrandenburg.mv-justiz.de

8.1 Gerichte mit  
Rehabilitierungskammern
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 Landgericht Rostock
 August-Bebel-Straße 15–20, 18055 Rostock
 Tel.: 0381 24 10
 E-Mail: verwaltung@lg-rostock.mv-justiz.de

 Landgericht Schwerin
 Demmlerplatz 1–2, 19053 Schwerin
 Tel.: 0385 74 15 0
 E-Mail: verwaltung@lg-schwerin.mv-justiz.de

SACHSEN

 Landgericht Chemnitz
 Hohe Straße 19–23, 09112 Chemnitz
 Tel.: 0371 45 30
 E-Mail: verwaltung@lgc.justiz.sachsen.de

 Landgericht Dresden
 Lothringer Straße 1, 01069 Dresden
 Tel.: 0351 44 60
 E-Mail: verwaltung@lgdd.justiz.sachsen.de

 Landgericht Leipzig
 Harkortstraße 9, 04107 Leipzig
 Tel.: 0341 21 41 0
 E-Mail: verwaltung@lgl.justiz.sachsen.de

SACHSEN-ANHALT

 Landgericht Halle
 Hansering 13, 06108 Halle / Saale
 Tel.: 0345 22 00
 E-Mail: lg-hal@justiz.sachsen-anhalt.de

 Landgericht Magdeburg
 Halberstädter Straße 8, 39112 Magdeburg
 Tel.: 0391 60 60
 E-Mail: lg-md@justiz.sachsen-anhalt.de
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THÜRINGEN

 Landgericht Erfurt
 Domplatz 37, 99084 Erfurt
 Tel.: 0361 37 90 0
 E-Mail: poststelle@lgef.thueringen.de

 Landgericht Gera
 Rudolf-Diener-Straße 2, 07545 Gera
 Tel.: 0365 83 40
 E-Mail: Poststelle@lgg.thueringen.de

 Landgericht Meiningen
 Lindenallee 15, 98617 Meiningen
 Tel.: 03693 50 90
 E-Mail: lgmgn.poststelle@justiz.thueringen.de

 

BERLIN

 Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo) 
 Referat II B 
 Turmstr. 21, Haus A, 10559 Berlin 
 Tel.: 030 90 22 93 403
 E-Mail: poststelle@lageso.berlin.de

8.2Rehabilitierungsbehörden
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BRANDENBURG

 Ministerium des Innern und für Kommunales des Landes Brandenburg, 
 Referat 27 – Rehabilitierungsbehörde
 Henning-von-Tresckow-Straße 9–13,14467 Potsdam
 Tel.: 0331 86 62 39 5
 E- Mail: rehabilitierungsbehoerde@mik.brandenburg.de

MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern – Referat 310
 Puschkinstraße 19–21, 19055 Schwerin
 Tel.: 0385 58 83 31 0
 E-Mail: bernd.pfeifer@jm.mv-regierung.de

SACHSEN

 Landesdirektion Sachsen, Referat 28 – Landesamt für Ausbildungsförderung,  
 Landesfachstelle für Bibliotheken, Rehabilitierung und Entschädigung
 Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz
 Tel.: 0371 53 22 39 0
 E-Mail: post@lds.sachsen.de

SACHSEN-ANHALT

 Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 207 – 
 2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz
 Postanschrift: 06003 Halle/Saale
 Tel.: 0340 65 06 32 3
 E-Mail: christa.duft@lvwa.sachsen-anhalt.de

THÜRINGEN

 Thüringer Landesverwaltungsamt, Abteilung VII – Soziales
 Charlottenstraße 2, 98617 Meiningen
 Tel.: 0361 57 33 41 18 0
 E-Mail: poststelle@tlvwa.thueringen.de
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BERLIN

 Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo) 
 Referat II B 
 Turmstr. 21, Haus A, 10559 Berlin 
 Tel.: 030 90 22 93 403
 E-Mail: poststelle@lageso.berlin.de

BRANDENBURG

 Der Präsident des jeweiligen Landgerichtes, in dessen Geschäftsbereich die  
 Rehabilitierungsentscheidung ergangen ist (siehe Kapitel 8.1 Gerichte mit 
 Rehabilitierungskammern).

MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern
 Puschkinstraße 19–21, 19055 Schwerin
 Tel.: 0385 58 83 31 0

SACHSEN

 Landesdirektion Sachsen
 Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz
 Tel.: 0371 53 22 37 9
 E-Mail: post@lds.sachsen.de

8.3 Entschädigungsstellen 
(Anschriften für die Gewährung 
der Kapitalentschädigung) 
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SACHSEN-ANHALT

 Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 207
 Postanschrift: 06003 Halle / Saale
 Tel.: 0340 65 06 33 0
 E-Mail: andrea.heinecke@lvwa.sachsen-anhalt.de

THÜRINGEN

 Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 610
 Karl-Liebknecht-Straße 4, 98527 Suhl
 Tel.: 0361 57 33 15 75 0

 

BADEN-WÜRTTEMBERG 

Zuständig für die Gewährung der besonderen Zuwendung für Haftopfer sind die Bürger-
meisterämter der Stadtkreise sowie die Landratsämter. Die Zuständigkeit richtet sich 
nach dem Wohnsitz der oder des Betroffenen. Auskünfte erteilt das Ministerium für Inne-
res, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg.

 Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg 
 Willy-Brandt-Straße 41, 70173 Stuttgart
 Tel. des Bürgerreferenten: 0711 23 13 04 9
 E-Mail: buergerreferent@im.bwl.de

8.4 Behörden für die Gewährung der 
besonderen Zuwendung für 
Haftopfer („Opferrente“)
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BAYERN 

Zuständig ist die jeweilige Landesjustizverwaltung, in deren Geschäftsbereich die Rehabilitie-
rungsentscheidung ergangen ist (siehe Kapitel 8.1 Gerichte mit Rehabilitierungskammern). 
Inhaber / -innen der Bescheinigung nach § 10 Absatz 4 Häftlingshilfegesetz (HHG) wenden sich 
an das Ausgleichsamt der Regierung von Mittelfranken. Auskünfte erteilt das Bayerische 
Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales.

 Regierung von Mittelfranken, Ausgleichsamt
 Marienstraße 21, 90402 Nürnberg
 Tel.: 0911 23 52 0
 E-Mail: poststelle.marienstrasse@reg-mfr.bayern.de

 Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales
 Winzererstraße 9, 80797 München
 Tel.: 089 12 61 01
 E-Mail: poststelle@stmas.bayern.de

BERLIN 

 Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo) 
 Referat II B 
 Turmstr. 21, Haus A, 10559 Berlin 
 Tel.: 030 90 22 93 403
 E-Mail: poststelle@lageso.berlin.de

BRANDENBURG 

Zuständig ist das jeweilige brandenburgische Landgericht, bei dem die oder der Betroffene den 
Rehabilitierungsbeschluss erhalten hat (siehe Kapitel 8.1 Gerichte mit Rehabilitierungs-
kammern). Für Inhaber / -innen der Bescheinigung nach § 10 Absatz 4 Häftlingshilfegesetz 
(HHG) ist das Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg zuständig.

 Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg,  
 Standort Cottbus
 Lipezker Straße 45, Haus 5, 03048 Cottbus
 Tel.: 0355 28 93 0
 E-Mail: post@lasv.brandenburg.de
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BREMEN

 Die Senatorin für Soziales‚ Jugend, Integration und Sport
 Bahnhofsplatz 29, 28195 Bremen
 Tel.: 0 421 36 10
 E-Mail: office@soziales.bremen.de

HAMBURG

 Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, Versorgungsamt
 Adolph-Schönfelder-Straße 5, 22083 Hamburg
 Tel.: 040 42 86 37 24 0 sowie 040 42 86 37 16 7
 E-Mail: versorgungsamt@basfi.hamburg.de

HESSEN

 Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat II 25
 Luisenplatz 2, 64283 Darmstadt
 Postanschrift: Regierungspräsidium Darmstadt, 64278 Darmstadt
 Tel.: 06151 12 68 35
 E-Mail: gisi.sator@rpda.hessen.de

 Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 61
 Landgraf-Philip-Platz 1–7, 35390 Gießen
 Postanschrift: Postfach 10 08 51, 35338 Gießen
 Tel.: 0641 30 32 72 8 sowie 0641 30 32 71 2
 E-Mail: carsten.velten@rpgi.hessen.de und andreas.hochstein@rpgi.hessen.de

 Regierungspräsidium Kassel, Dezernat 57
 Am Alten Stadtschloss 1, 34117 Kassel
 Tel.: 0561 10 62 64 4 sowie 0561 10 62 65 8
 E-Mail: irene.luebeck@rpks.hessen.de und markus.eiser@rpks.hessen.de 

MECKLENBURG-VORPOMMERN 

 Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern
 Puschkinstraße 19–21, 19055 Schwerin
 Tel.: 0385 58 83 31 0
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NIEDERSACHSEN

Zuständig ist das jeweilige Landgericht, bei dem die oder der Betroffene den Rehabilitierungs-
beschluss erhalten hat (siehe Kapitel 8.1 Gerichte mit Rehabilitierungskammern). Inhaber / -in-
nen der Bescheinigung nach § 10 Absatz 4 Häftlingshilfegesetz (HHG) wenden sich an die 
kreisfreien und großen selbstständigen Städte oder Landkreise. Die Zuständigkeit richtet sich 
nach dem Wohnsitz der oder des Betroffenen. Auskünfte erteilt das Niedersächsische Ministe-
rium für Inneres und Sport.

 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport
 Lavesallee 6, 30169 Hannover 
 Tel.: 0511 12 04 76 8
 E-Mail: klaus.bittner@mi.niedersachsen.de 

NORDRHEIN-WESTFALEN

 Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 36
 Seibertzstraße 1, 59821 Arnsberg
 Tel.: 02931 82 29 10 sowie 02931 82 29 39
 E-Mail: dieter.hetmann@bra.nrw.de und birgit.duffe@bra.nrw.de

 Bezirksregierung Detmold, Dezernat 24
 Leopoldstraße 15, 32756 Detmold
 Tel.: 05231 71 24 13 sowie 05231 71 24 56

 Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 24
 Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf
 Postanschrift: Postfach 300865, 40408 Düsseldorf
 Tel.: 0211 47 53 06 0 sowie 0211 47 53 18 6
 E-Mail: poststelle@brd.nrw.de

 Bezirksregierung Köln, Dezernat 24
 Zeughausstraße 2–10, 50667 Köln
 Postanschrift: Bezirksregierung Köln, 50606 Köln
 Tel.: 0221 14 72 34 0
 E-Mail: poststelle@bezreg-koeln.nrw.de

 Bezirksregierung Münster, Dezernat 24
 Domplatz 1–3, 48143 Münster
 Tel.: 0251 41 13 10 4
 E-Mail: poststelle@brms.nrw.de
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RHEINLAND-PFALZ

 Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier
 Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier
 Tel.: 0651 94 94 68 8
 E-Mail: hans-joerg.jacobs@add.rlp.de

SAARLAND

Zuständig sind der Regionalverband Saarbrücken und die Landkreise Saarlouis, Merzig-
Wadern, Neunkirchen, Saarpfalz-Kreis und St. Wendel als örtliche Träger der Sozialhilfe.

 Regionalverband Saarbrücken 
 Schlossplatz, 66119 Saarbrücken
 Tel.: 0681 50 60

 Landkreis Saarlouis
 Kaiser-Wilhelm-Straße 4 – 6, 66740 Saarlouis
 Tel.: 06831 44 40
 E-Mail: info@kreis-saarlouis.de

 Landkreis Merzig-Wadern
 Bahnhofstraße 44, 66663 Merzig
 Tel.: 06861 80 0
 E-Mail: info@merzig-wadern.de

 Kreissozialamt, DG II Ottweiler (Landkreis Neunkirchen)
 Martin-Luther-Straße 2, 66564 Ottweiler
 Tel.: 06824 90 60
 E-Mail: sozialamt@landkreis-neunkirchen.de

 Landkreis Saarpfalz-Kreis
 Am Forum 1, 66424 Homburg
 Tel.: 06841 10 40
 E-Mail: info@saarpfalz-kreis.de

 Landkreis St. Wendel
 Mommstraße 21–31, 66606 St. Wendel 
 Tel.: 06851 80 10
 E-Mail: info@lkwnd.de
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SACHSEN 

 Landesdirektion Sachsen
 Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz
 Tel.: 0371 53 22 37 9
 E-Mail: verena.schmidt@lds.sachsen.de

SACHSEN-ANHALT

Bei Rehabilitierungen durch das Bezirksgericht/Landgericht Halle ist das Landesversor-
gungsamt in Halle zuständig. An das Landesversorgungsamt in Magdeburg wenden sich 
Betroffene, deren Rehabilitierung beim Bezirksgericht/Landgericht Magdeburg erfolgte 
oder die eine Bescheinigung nach § 10 Absatz 4 Häftlingshilfegesetz (HHG) haben.

 Landesverwaltungsamt, Referat Versorgungsamt, Hauptfürsorgestelle, 
 Soziales Entschädigungsrecht
 Maxim-Gorki-Straße 7, 06114 Halle / Saale
 Tel.: 0345 51 40
 E-Mail: steffi.albrecht@lvwa.sachsen-anhalt.de

 Landesverwaltungsamt, Referat Versorgungsamt, Hauptfürsorgestelle, 
 Soziales Entschädigungsrecht
 Olvenstedter Straße 1–2, 39108 Magdeburg
 Tel.: 0391 56 70 2
 E-Mail: steffi.albrecht@lvwa.sachsen-anhalt.de

SCHLESWIG-HOLSTEIN

 Landesamt für soziale Dienste, Dienstsitz Lübeck 
 Große Burgstraße 4, 23552 Lübeck
 Tel.: 0451 14 06 0
 E-Mail: post.hl@lasd.landsh.de

THÜRINGEN 

 Thüringer Landesverwaltungsamt, Abteilung VII – Soziales
 Charlottenstraße 2, 98617 Meiningen
 Tel.: 0361 57 33 41 18 0
 E-Mail: rainer.ulrich@tlvwa.thueringen.de
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Wohnsitz im Ausland

 Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo) – Versorgungsamt
 Sächsische Straße 28, 10707 Berlin
 Tel.: 030 90 22 96 21 0
 E-Mail: poststelle@lageso.berlin.de

Hinweis: Die in der Übersicht aufgeführten Anlaufstellen sind erste Ansprechpartner und 
können gegebenenfalls an Ansprechpersonen in einzelnen Landkreisen weiterverweisen.

 

BERLIN

 Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo) – Versorgungsamt
 Sächsische Straße 28, 10707 Berlin
 Tel.: 030 90 22 96 21 0
 E-Mail: poststelle@lageso.berlin.de

BRANDENBURG

 Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, 
 Standort Cottbus
 Lipezker Straße 45, Haus 5, 03048 Cottbus
 Tel.: 0355 28 93 0
 E-Mail: post@lasv.brandenburg.de

 Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, 
 Standort Frankfurt / Oder
 Robert-Havemann-Straße 4, 15236 Frankfurt / Oder
 Tel: 0355 28 93 0
 E-Mail: post@lasv.brandenburg.de

8.5 Versorgungsverwaltungen  
in den neuen Bundesländern
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 Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, 
 Standort Potsdam
 Zeppelinstraße 48, 14471 Potsdam
 Tel: 0355 28 93 0
 E-Mail: post@lasv.brandenburg.de

MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Landesamt für Gesundheit und Soziales, Versorgungsamt Neubrandenburg
 An der Hochstraße 1, 17036 Neubrandenburg 
 Tel.: 0395 38 05 96 00
 E-Mail: soziales.entschaedigungsrecht@lagus.mv-regierung.de

 Landesamt für Gesundheit und Soziales, Versorgungsamt Rostock
 Erich-Schlesinger-Straße 35, 18059 Rostock
 Tel.: 0381 33 15 91 42
 E-Mail: soziales.entschaedigungsrecht@lagus.mv-regierung.de

 Landesamt für Gesundheit und Soziales, Versorgungsamt Schwerin
 Friedrich-Engels-Straße 47, 19061 Schwerin
 Tel.: 0385 39 91 11 8
 E-Mail: soziales.entschaedigungsrecht@lagus.mv-regierung.de

 Landesamt für Gesundheit und Soziales, Versorgungsamt Stralsund
 Frankendamm 17, 18439 Stralsund
 Tel.: 03831 26 97 59 85 1
 E-Mail: huk.stralsund@lagus.mv-regierung.de

SACHSEN

 Kommunaler Sozialverband Sachsen, Außenstelle Chemnitz
 Reichsstraße 3, 09112 Chemnitz
 Tel.: 0371 57 70
 E-Mail: post@ksv-sachsen.de
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SACHSEN-ANHALT

 Landesverwaltungsamt, Referat Versorgungsamt – Hauptfürsorgestelle,  
 Soziales Entschädigungsrecht
 Maxim-Gorki-Straße 7, 06114 Halle / Saale
 Tel.: 0345 51 40
 E-Mail: steffi.albrecht@lvwa.sachsen-anhalt.de

 Landesverwaltungsamt, Referat Versorgungsamt – Hauptfürsorgestelle, 
 Soziales Entschädigungsrecht
 Olvenstedter Straße 1–2, 39108 Magdeburg
 Tel.: 0391 56 70 2
 E-Mail: steffi.albrecht@lvwa.sachsen-anhalt.de

THÜRINGEN

 Thüringer Landesverwaltungsamt, Abteilung Versorgung und Integration
 Karl-Liebknecht-Straße 4, 98527 Suhl
 Tel.: 0361 57 33 15 20 0
 E-Mail: poststelle.suhl@tlvwa.thueringen.de

 

BERLIN

 Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo) – 
 Rentengruppen, Hauptfürsorgestelle und Orthopädische Versorgungsstelle
 Sächsische Straße 28, 10707 Berlin
 Tel.: 030 90 22 96 21 0
 E-Mail: poststelle@lageso.berlin.de

8.6 Hauptfürsorgestellen  
in den neuen Bundesländern
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BRANDENBURG

 Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, 
 Standort Cottbus
 Lipezker Straße 45, Haus 6, 03048 Cottbus
 Tel.: 0355 28 93 0
 E-Mail: post@lasv.brandenburg.de

MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Landesamt für Gesundheit und Soziales, Dezernat Integrationsamt /
 Hauptfürsorgestelle
 An der Hochstraße 1, 17036 Neubrandenburg
 Tel.: 0395 38 05 97 29
 E-Mail: poststelle.zentral@lagus.mv-regierung.de

SACHSEN

 Kommunaler Sozialverband Sachsen, Außenstelle Chemnitz
 Reichsstraße 3, 09112 Chemnitz
 Tel.: 0371 57 70
 E-Mail: post@ksv-sachsen.de

SACHSEN-ANHALT

 Landesverwaltungsamt, Referat Versorgungsamt, Hauptfürsorgestelle, 
 Soziales Entschädigungsrecht
 Maxim-Gorki-Straße 7, 06114 Halle/Saale
 Tel.: 0345 51 40
 E-Mail: steffi.albrecht@lvwa.sachsen-anhalt.de

 Landesverwaltungsamt, Referat Versorgungsamt, Hauptfürsorgestelle, 
 Soziales Entschädigungsrecht
 Olvenstedter Straße 1–2, 39108 Magdeburg
 Tel.: 0391 56 70 2
 E-Mail: steffi.albrecht@lvwa.sachsen-anhalt.de
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THÜRINGEN

 Thüringer Landesverwaltungsamt, Abteilung Versorgung und Integration
 Puschkinplatz 7, 07545 Gera
 Tel.: 0361 57 33 44 30 7
 E-Mail: poststelle@tlvwa.thueringen.de

 Thüringer Landesverwaltungsamt, Abteilung Versorgung und Integration
 Karl-Liebknecht-Straße 4, 98527 Suhl
 Tel.: 0361 57 33 15 20 0
 E-Mail: poststelle.suhl@tlvwa.thueringen.de

 Thüringer Landesverwaltungsamt, Abteilung Versorgung und Integration
 Jorge-Semprún-Platz 4, 99423 Weimar
 Tel.: 0361 57 33 21 97 9
 E-Mail: poststelle@tlvwa.thueringen.de 

BERLIN

 Bundesamt für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen (BADV)
 DGZ-Ring 12, 13086 Berlin
 Tel.: 03018 70 30 0
 E-Mail: poststelle@badv.bund.de

 Senatsverwaltung für Finanzen, Referat I G – Landesamt zur Regelung 
 offener Vermögensfragen
 Klosterstraße 59, 10179 Berlin
 Tel.: 030 90 20 0
 E-Mail: poststelle@senfin.berlin.de

8.7 Behörden zur Regelung  
offener Vermögensfragen
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BRANDENBURG

 Ministerium der Finanzen des Landes Brandenburg, Abteilung 4, Referat 46
 Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam
 Tel.: 0331 86 60
 E-Mail: poststelle@mdf.brandenburg.de

MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern, Referat 450 – Regelung 
 offener Vermögensfragen
 Schloßstraße 9–11, 19053 Schwerin
 Tel.: 0385 58 84 49 0 sowie 0385 58 84 49 1 und 0385 58 84 59 1
 E-Mail: offene-vermoegensfragen@fm.mv-regierung.de

SACHSEN

 Landesdirektion Sachsen, Abteilung 1 – Referat 15
 Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz
 Tel.: 0351 82 51 50 0
 E-Mail: post@lds.sachsen.de

Gedenken an die Opfer des sowjetischen Speziallagers Bautzen
© Bundesstiftung Aufarbeitung
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 SACHSEN-ANHALT

 Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 207 – Landesamt 
 zur Regelung offener Vermögensfragen 
 Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle / Saale
 Tel.: 0345 51 40
 E-Mail: sabine.giehler@lvwa.sachsen-anhalt.de

THÜRINGEN

 Thüringer Landesamt für Finanzen, Stelle zur Regelung offener Vermögensfragen
 Ernst-Toller-Straße 14, 07545 Gera
 Tel.: 0361 57 41 43 00 0
 E-Mail: poststelle@tlf-rov.thueringen.de

 

BADEN-WÜRTTEMBERG

 Ministerium der Justiz und für Europa Baden-Württemberg
 Schillerplatz 4, 70173 Stuttgart
 Tel.: 0711 27 90
 E-Mail: poststelle@jum.bwl.de

BAYERN

 Bayerisches Staatsministerium der Justiz
 Prielmayerstraße 7, 80335 München
 Tel.: 089 55 97 01
 E-Mail: poststelle@stmj.bayern.de

8.8 Landesjustizverwaltungen
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BERLIN

 Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung Berlin
 Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin
 Tel.: 030 90 13 0
 E-Mail: poststelle@senjustva.berlin.de

BRANDENBURG

 Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg
 Heinrich-Mann-Allee 107, Haus 12, 14473 Potsdam
 Tel.: 0331 86 60
 E-Mail: poststelle@mdj.brandenburg.de

BREMEN

 Die Senatorin für Justiz und Verfassung der Freien Hansestadt Bremen
 Richtweg 16–22, 28195 Bremen
 Tel.: 0421 36 12 45 8
 E-Mail: office@justiz.bremen.de

HAMBURG

 Justizbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg
 Drehbahn 36, 20354 Hamburg
 Tel. (Vermittlung via Behördennummer): 040 11 5
 E-Mail: poststelle@justiz.hamburg.de

HESSEN

 Hessisches Ministerium der Justiz
 Luisenstraße 13, 65185 Wiesbaden
 Tel.: 0611 32 0
 E-Mail: poststelle@hmdj.hessen.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN

 Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern
 Puschkinstraße 19–21, 19055 Schwerin
 Tel.: 0385 58 80

NIEDERSACHSEN

 Niedersächsisches Justizministerium
 Am Waterlooplatz 1, 30169 Hannover
 Tel.: 0511 12 00
 E-Mail: poststelle@mj.niedersachsen.de

NORDRHEIN-WESTFALEN

 Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen
 Martin-Luther-Platz 40, 40212 Düsseldorf
 Tel.: 0211 87 92 0
 E-Mail: poststelle@jm.nrw.de

RHEINLAND-PFALZ

 Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz
 Ernst-Ludwig-Straße 3, 55116 Mainz
 Tel.: 06131 16 48 00
 E-Mail: poststelle@jm.rlp.de

SAARLAND

 Ministerium der Justiz des Saarlandes
 Franz-Josef-Röder-Straße 17, 66119 Saarbrücken 
 Tel.: 0681 50 10 0
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SACHSEN

 Sächsisches Staatsministerium der Justiz und für Demokratie, 
 Europa und Gleichstellung
 Hospitalstraße 7, 01097 Dresden
 Tel.: 0351 56 40
 E-Mail: poststelle@smj.justiz.sachsen.de

SACHSEN-ANHALT

 Ministerium für Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt
 Domplatz 2–4, 39104 Magdeburg
 Tel.: 0391 56 70 1
 E-Mail: poststelle@mj.sachsen-anhalt.de

SCHLESWIG-HOLSTEIN

 Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleichstellung
 Lorentzendamm 35, 24103 Kiel
 Tel.: 0431 98 80
 E-Mail: poststelle@jumi.landsh.de

THÜRINGEN

 Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucherschutz
 Werner-Seelenbinder-Straße 5, 99096 Erfurt
 Tel.: 0361 57 35 11 00 0
 E-Mail: poststelle@tmmjv.thueringen.de

9.
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9. Zentrale Adoptionsstellen

Das Denkmal an der Ilmenauer St. Jakobuskirche 
erinnert an die Opfer der SED-Diktatur sowie die 

Ereignisse der Friedlichen Revolution 1989.
©Stadtverwaltung Ilmenau
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In Fällen von vermuteten Zwangsadoptionen können sich betroffene Personen von den 
zentralen Adoptionsstellen der Bundesländer an die örtlich zuständigen Jugendämter ver-
mitteln lassen. Betroffene erhalten dort Unterstützung bei der Recherche nach entspre-
chenden Akten, die unter Einhaltung der gesetzlichen Regelungen eingesehen werden 
können. Außerdem können sie sich bei den Jugendämtern über ihre Rechte und Handlungs-
möglichkeiten informieren und werden bei Versuchen der Kontaktaufnahme zu ihren leib-
lichen Verwandten unterstützt.

 Zentrale Adoptionsstelle Berlin-Brandenburg (ZABB) beim Ministerium 
 für Bildung, Jugend und Sport, Abteilung 2, Referat 21
 Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam
 Ansprechpartnerinnen:
 Kathrin Otto, Tel.: 0331 86 63 78 1, E-Mail: kathrin.otto@mbjs.brandenburg.de
 Laura Ströber, Tel.: 0331 86 63 91 2, E-Mail: laura.stroeber@mbjs.brandenburg.de

 Zentrale Adoptionsstelle Mecklenburg-Vorpommern beim Kommunalen 
 Sozialverband Mecklenburg-Vorpommern
 Am Grünen Tal 19, 19063 Schwerin
 Ansprechpartnerin: Nicole Kehrhahn-von Leesen, Tel.: 0385 39 68 99 40, 
 E-Mail: kehrhahn-vonleesen@ksv-mv.de

 Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz, 
 Landesjugendamt, Zentrale Adoptionsstelle
 Carolastraße 7 A, 09111 Chemnitz
 E-Mail: zentrale.adoptionsstelle@lja.sms.sachsen.de
 Ansprechpartnerinnen:
 Franka Dost, Tel.: 0371 24 08 11 85
 Ramona Ueberfuhr, Tel.: 0371 24 08 11 84

 Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Landesjugendamt, Zentrale 
 Adoptionsstelle
 Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle/Saale
 E-Mail: zas@lvwa.sachsen-anhalt.de
 Ansprechpartnerin: Beate Kletschka, Tel.: 0345 51 41 64 7

 Thüringer Ministerium Bildung, Jugend und Sport, Abteilung 4 – Kinder, Jugend  
 und Sport und Landesjugendamt, Referat 43, Zentrale Adoptionsstelle
 Werner-Seelenbinder-Straße 7, 99096 Erfurt
 Ansprechpartnerin: Brita Fuchs, Tel.: 0361 57 34 11 36 9, 
 E-Mail: brita.fuchs@tmbjs.thueringen.de

10.
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10.  Gesetze im Wortlaut

Bände der Enquete-Kommissionen zur Aufarbeitung
 und Überwindung der Folgen der SED-Diktatur

© Bundesstiftung Aufarbeitung
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GESETZ ÜBER DIE REHABILITIERUNG UND ENTSCHÄDIGUNG VON OPFERN
RECHTSSTAATSWIDRIGER STRAFVERFOLGUNGSMASSNAHMEN IM 
BEITRITTSGEBIET

(STRAFRECHTLICHES REHABILITIERUNGSGESETZ – STRREHAG)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

StrRehaG
Ausfertigungsdatum: 29.10.1992

Vollzitat:

„Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezem-
ber 1999 (BGBl. I S. 2664), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2652) geändert worden ist“

Stand:  Neugefasst durch Bek. v. 17.12.1999 I 2664;
 zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 22.11.2019 I 1752
Hinweis:  Änderung durch Art. 12 G v. 12.12.2019 I 2652 (Nr. 50) textlich nachgewiesen,  
 dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet

Näheres zur Standangabe finden Sie im Menü unter Hinweise

Fußnote (+++ Textnachweis ab: 4.11.1992 +++)
Das G wurde als Artikel 1 des G v. 29.10.1992 I 1814 (1. SED-UnBerG) vom Bundestag mit Zustim-
mung des Bundesrates beschlossen. Es ist gem. Art. 8 dieses G am 4.11.1992 in Kraft getreten.

10.1 Strafrechtliches  
Rehabilitierungsgesetz  
(StrRehaG)
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Abschnitt 1
Rehabilitierung und Folgeansprüche

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 1 Aufhebung rechtsstaatswidriger Entscheidungen

(1)  Die strafrechtliche Entscheidung eines staatlichen deutschen Gerichts in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) aus der Zeit vom 8. Mai 1945 
bis zum 2. Oktober 1990 ist auf Antrag für rechtsstaatswidrig zu erklären und aufzuheben 
(Rehabilitierung), soweit sie mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechts-
staatlichen Ordnung unvereinbar ist, insbesondere weil

1. die Entscheidung politischer Verfolgung gedient hat; dies gilt in der Regel  
für Verurteilungen nach folgenden Vorschriften:

a) Landesverräterische Nachrichtenübermittlung (§ 99 des Strafgesetzbuches der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 12. Januar 1968 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Dezember 1988, GBl. 1989 I Nr. 3 S. 33);

b) Staatsfeindlicher Menschenhandel (§ 105 des Strafgesetzbuches der Deutschen Demokra-
tischen Republik vom 12. Januar 1968 in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. De-
zember 1988, GBl. 1989 I Nr. 3 S. 33);

c) Staatsfeindliche Hetze (§ 106 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2 und 3 des Strafgesetzbuches der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 12. Januar 1968 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Dezember 1988, GBl. 1989 I Nr. 3 S. 33);

d) Ungesetzliche Verbindungsaufnahme (§ 219 des Strafgesetzbuches der Deutschen Demo-
kratischen Republik vom 12. Januar 1968 in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. De-
zember 1988, GBl. 1989 I Nr. 3 S. 33);

e) Ungesetzlicher Grenzübertritt (§ 213 Abs. 1, 2, 3 Satz 2 Nr. 3 bis 6, oder Abs. 4 des Strafge-
setzbuches der Deutschen Demokratischen Republik vom 12. Januar 1968 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Dezember 1988, GBl. 1989 I Nr. 3 S. 33);

f) Boykotthetze gemäß Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 7. Oktober 1949 (GBl. I Nr. 1 S. 5);

g) Wehrdienstentziehung und Wehrdienstverweigerung (§ 256 des Strafgesetzbuches der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 12. Januar 1968 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Dezember 1988, GBl. 1989 I Nr. 3 S. 33) oder § 43 des Gesetzes über den 
Wehrdienst in der Deutschen Demokratischen Republik vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 12 
S. 221);

h) nach Vorschriften, die den unter den Buchstaben a bis g genannten Vorschriften inhalt-
lich entsprechen, sowie
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i) Hochverrat, Spionage, Anwerbenlassen zum Zwecke der Spionage, Landesverräterische 
Agententätigkeit, Staatsverbrechen, die gegen einen verbündeten Staat gerichtet sind, 
Unterlassung der Anzeige einer dieser Straftaten, Geheimnisverrat (§§ 96, 97, 98, 100, 108, 
225 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit diesen Vorschriften, §§ 245 oder 246 des Strafgesetz-
buches der Deutschen Demokratischen Republik vom 12. Januar 1968 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Dezember 1988, GBl. 1989 I Nr. 3 S. 33) oder nach inhaltlich ent-
sprechenden Vorschriften, wenn die Tat für die Bundesrepublik Deutschland, einen mit ihr 
verbündeten Staat oder für eine Organisation begangen worden sein soll, die den Grund-
sätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung verpflichtet ist, oder

2. die angeordneten Rechtsfolgen in grobem Missverhältnis zu der zu Grunde  
liegenden Tat stehen.

(2)  Mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbar 
sind die Entscheidungen des Landgerichts Chemnitz, Außenstelle Waldheim, aus dem 
Jahr 1950 („Waldheimer Prozesse“).

(3)  Ist eine Entscheidung auf die Verletzung mehrerer Strafvorschriften gestützt und liegen 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nur hinsichtlich eines Teiles der Strafvorschriften vor, 
kann die Entscheidung insgesamt aufgehoben werden, wenn die übrigen Gesetzesverlet-
zungen für die Anordnung der Rechtsfolgen von untergeordneter Bedeutung gewesen 
sind.

(4)  Kommt eine vollständige Aufhebung der Entscheidung nicht in Betracht, hebt das Gericht 
den Teil der Entscheidung auf, für den die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen.

(5)  Für strafrechtliche Maßnahmen, die keine gerichtlichen Entscheidungen sind, gelten die 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend.

(6)  Ein Antrag nach Absatz 1 ist unzulässig, soweit nach dem 2. Oktober 1990 über einen auf 
denselben Sachverhalt gestützten zulässigen Antrag auf Rehabilitierung oder Kassation 
rechtskräftig entschieden worden ist. Dies gilt nicht, soweit dargelegt wird, dass der frühere 
Antrag nach den Vorschriften dieses Gesetzes Erfolg gehabt hätte.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 2 Rechtsstaatswidrige Entscheidungen über Freiheitsentzug außerhalb 
eines Strafverfahrens

(1)  Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf eine außerhalb eines Strafverfahrens ergan-
gene gerichtliche oder behördliche Entscheidung, mit der eine Freiheitsentziehung ange-
ordnet worden ist, entsprechende Anwendung. Dies gilt insbesondere für eine Einweisung 
in eine psychiatrische Anstalt sowie eine Anordnung einer Unterbringung in einem Heim 
für Kinder oder Jugendliche, die der politischen Verfolgung oder sonst sachfremden Zwecken 
gedient hat.



175 

(2)  Der Freiheitsentziehung werden Leben unter haftähnlichen Bedingungen oder Zwangsar-
beit unter haftähnlichen Bedingungen gleichgestellt.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 3 Folgeansprüche

(1)  Die Aufhebung einer Entscheidung nach § 1 begründet Ansprüche nach Maßgabe dieses 
Gesetzes.

(2)  Wird eine Einziehung von Gegenständen oder eine Vermögenseinziehung aufgehoben, 
richtet sich die Rückübertragung oder Rückgabe von Vermögenswerten nach dem Ver-
mögensgesetz und dem Investitionsvorranggesetz.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 4 Beendigung der Vollstreckung

(1)  Die Vollstreckung einer strafgerichtlichen Entscheidung endet mit der Rechtskraft der 
aufhebenden Entscheidung, wenn die Vollstreckung noch nicht beendet ist. Durch einen 
Antrag nach § 1 wird die Vollstreckung einer noch nicht vollstreckten Rechtsfolge nicht 
gehemmt. Das Gericht kann einen Aufschub oder eine Unterbrechung der Vollstreckung 
anordnen.

(2)  Soweit die Entscheidung nicht aufgehoben wird, hat das Gericht die Vollstreckung für erle-
digt zu erklären, wenn ihre Fortsetzung unter Berücksichtigung der bereits vollstreckten 
Rechtsfolgen unverhältnismäßig wäre

.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 5 Bundeszentralregister

(1)  Die rechtskräftige Entscheidung und die durch Beschwerde angefochtene stattgebende 
Entscheidung des Gerichts sind dem Bundeszentralregister mitzuteilen; dies gilt nicht, wenn 
der Betroffene verstorben ist.

(2)  In das Bundeszentralregister ist die durch Beschwerde angefochtene stattgebende Ent-
scheidung einzutragen, wenn die dem Rehabilitierungsverfahren zugrundeliegende Ent-
scheidung in das Bundeszentralregister eingetragen ist. Verurteilungen, bei denen die 
stattgebende Entscheidung vermerkt ist, werden nicht in das Führungszeugnis aufgenom-
men; wird in der Entscheidung dem Rehabilitierungsantrag nur teilweise stattgegeben, 
ist im Führungszeugnis darauf hinzuweisen. Ist das Rehabilitierungsverfahren rechtskräf-
tig abgeschlossen, wird die Eintragung nach Satz 1 aus dem Bundeszentralregister entfernt.
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(3)  Eintragungen im Strafregister der Deutschen Demokratischen Republik, die auf einer ge-
richtlichen Entscheidung beruhen, die nach diesem Gesetz aufgehoben wird, werden nicht 
in das Bundeszentralregister übernommen. Ist die aufgehobene Entscheidung nicht im 
Strafregister der Deutschen Demokratischen Republik oder im Bundeszentralregister ein-
getragen, erfolgt keine Eintragung in das Bundeszentralregister. Eine Eintragung im Bun-
deszentralregister, die auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht, die nach diesem Gesetz 
aufgehoben ist, wird entfernt.

(4)  Die Zurückweisung eines Antrags nach § 1 ist im Bundeszentralregister zu vermerken, falls 
die angegriffene gerichtliche Entscheidung im Bundeszentralregister eingetragen ist. Ist 
die angegriffene Entscheidung im Strafregister der Deutschen Demokratischen Republik 
eingetragen, wird die Eintragung in das Bundeszentralregister übernommen und die Zu-
rückweisung des Antrags vermerkt; § 64a Abs. 3 des Bundeszentralregistergesetzes bleibt 
unberührt.

(5)  Für die Fristberechnung gelten § 36 Nr. 3, § 64a Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes 
entsprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 6 Erstattung von Geldstrafen, Kosten des Verfahrens und notwendigen  
Auslagen des Betroffenen

(1)  Soweit eine Entscheidung aufgehoben wird, besteht ein Anspruch auf Erstattung gezahl-
ter Geldstrafen, Kosten des Verfahrens und notwendiger Auslagen des Betroffenen im 
Verhältnis von zwei Mark der Deutschen Demokratischen Republik zu einer Deutschen Mark. 
Bereits erfolgte Erstattungen sind anzurechnen.

(2)  Die Höhe des Erstattungsanspruchs nach Absatz 1 kann geschätzt werden, wenn eine ge-
naue Feststellung nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich wäre.

(3)  § 25 Absatz 1 gilt entsprechend.

Abschnitt 2
Gerichtliches Verfahren

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 7 Antrag

(1)  Der Antrag nach § 1 kann

1. von dem durch die Entscheidung unmittelbar in seinen Rechten Betroffenen oder seinem 
gesetzlichen Vertreter,
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Stahlstelen markieren das Feld mit den Massengräbern 
des ehemaligen sowjetischen Speziallagers Nr. 2 in 

der Gedenkstätte Buchenwald in Weimar“ 
©Gedenkstätte Buchenwald
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2. nach dem Tode des Betroffenen von seinem Ehegatten, seinen Verwandten in gerader Linie, 
seinen Geschwistern oder von Personen, die ein berechtigtes Interesse an der Rehabili-
tierung des von der rechtsstaatswidrigen Entscheidung Betroffenen haben, oder

3. von der Staatsanwaltschaft, jedoch nicht, soweit der unmittelbar in seinen Rechten 
Betroffene widersprochen hat,

gestellt werden.

(2) Der Antrag kann bei jedem Gericht schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt 
werden. Der Antrag ist zu begründen.

(3)  Der Antrag kann auf bestimmte Beschwerdepunkte beschränkt werden.
(4)  Die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Verfahrensbeteiligten können sich durch einen Be-

vollmächtigten vertreten lassen. Zu Bevollmächtigten können die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zugelassenen Rechtsanwälte sowie Rechtslehrer an deutschen Hochschu-
len gewählt werden. Andere Personen können mit Zustimmung des Gerichts zu Bevoll-
mächtigten gewählt werden. Für die Prozesskostenhilfe gelten dieselben Vorschriften wie 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten.

(5)  Verstirbt der Betroffene nach Antragstellung, können die nach Absatz 1 Nr. 2 oder 3 An-
tragsberechtigten binnen sechs Monaten die Fortsetzung des Verfahrens beantragen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 8 Zuständiges Gericht

(1)  Für die Entscheidung nach § 1 ist das Bezirksgericht oder das an dessen Sitz errichtete 
Landgericht zuständig, in dessen Bezirk nach Maßgabe der Bezirksgerichtsgrenzen vom 
3. Oktober 1990 das erstinstanzliche Strafverfahren oder das Ermittlungsverfahren durch-
geführt worden ist. Soweit in erster Instanz das Oberste Gericht der Deutschen Demokra-
tischen Republik entschieden hat, ist das Landgericht Berlin zuständig.

(2)  Hat sich der Gerichtsbezirk nach Erlass der angegriffenen Entscheidung geändert, bleibt 
das Gericht örtlich zuständig, das zum Zeitpunkt des Ergehens der angegriffenen Entschei-
dung nach Absatz 1 zuständig gewesen wäre.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 9 Besetzung der Rehabilitierungssenate oder Rehabilitierungskammern

(1)  Das Bezirksgericht entscheidet durch Rehabilitierungssenate, das Landgericht durch Re-
habilitierungskammern, die jeweils mit drei Berufsrichtern besetzt sind.

(2)  Wer vor dem 3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet als Berufsrichter oder Staatsanwalt tätig 
war, ist von der Mitwirkung an Rehabilitierungsentscheidungen kraft Gesetzes ausge-
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schlossen, solange er nicht auf Grund des Deutschen Richtergesetzes und der dazu er-
gangenen Maßgaben des Einigungsvertrages in ein Richterverhältnis berufen worden ist. 
An einer Rehabilitierungsentscheidung darf nicht mehr als ein Richter mitwirken, der vor 
dem 3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet als Berufsrichter oder Staatsanwalt tätig war.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 10 Ermittlung des Sachverhalts

(1)  Das Gericht ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Dabei bestimmt es Art und Um-
fang der Ermittlungen, insbesondere etwaiger Beweiserhebungen, nach pflichtgemäßem 
Ermessen.

(2)  Das Gericht kann dem Antragsteller aufgeben, für die Entscheidung benötigte Unterla-
gen und andere Beweismittel vorzulegen oder zu bezeichnen und die den Antrag begrün-
denden Tatsachen glaubhaft zu machen. § 11 Abs. 4 Satz 2 und 3 dieses Gesetzes sowie 
§ 294 Abs. 1 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

(3)  Es wird vermutet, dass die Anordnung der Unterbringung in einem Heim für Kinder oder 
Jugendliche der politischen Verfolgung oder sonst sachfremden Zwecken diente, wenn eine 
Einweisung in ein Spezialheim oder in eine vergleichbare Einrichtung, in der eine zwangs-
weise Umerziehung erfolgte, stattfand. Darüber hinaus wird vermutet, dass die Anord-
nung der Unterbringung in einem Heim für Kinder oder Jugendliche der politischen Verfol-
gung oder sonst sachfremden Zwecken diente, soweit gleichzeitig mit der Unterbringung 
freiheitsentziehende Maßnahmen gegen die Eltern oder Elternteile aufgrund von Entschei-
dungen, die im Wege der Rehabilitierung für rechtsstaatswidrig erklärt und aufgehoben 
worden sind, vollstreckt wurden. Eine gleichzeitige Vollstreckung freiheitsentziehender 
Maßnahmen liegt vor, wenn zwischen der Unterbringung in einem Heim und der Voll-
streckung der freiheitsentziehenden Maßnahmen ein Sach- und Zeitzusammenhang 
besteht.

(4)  Dem Antragsteller sind auf sein Verlangen Abschriften der angegriffenen Entscheidung 
und der Anklageschrift zu erteilen, soweit diese zugänglich sind.

(5)  Das Gericht kann die Durchführung einzelner Ermittlungen der Staatsanwaltschaft über-
tragen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 11 Gerichtliches Verfahren

(1)  Ein Antrag soll bevorzugt bearbeitet werden, wenn dies unter den Gesichtspunkten der 
sozialen Dringlichkeit oder des Lebensalters des Antragstellers geboten erscheint.
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(2)  Vor der Entscheidung gibt das Gericht der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Hat die Staatsanwaltschaft den Antrag gestellt, ist der nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 
Antragsberechtigte zu hören.

(3)  Das Gericht entscheidet in der Regel ohne mündliche Erörterung. Es kann eine mündliche 
Erörterung anordnen, wenn es dies zur Aufklärung des Sachverhalts oder aus anderen 
Gründen für erforderlich hält.

(4)  Das Gericht kann das persönliche Erscheinen des Antragstellers anordnen. Leistet der An-
tragsteller dieser Anordnung keine Folge, kann das Gericht das Ruhen des Verfahrens 
anordnen. Der Antragsteller kann binnen sechs Monaten die Fortsetzung des Verfahrens 
beantragen.

(5)  Ist zu erwarten, dass die Entscheidung über den Antrag unmittelbare Wirkung auf die Rech-
te eines Dritten haben wird, so ist auch dieser an dem Verfahren zu beteiligen. Absatz 1 
und Absatz 3 Satz 1 gelten insoweit entsprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 12 Rehabilitierungsentscheidung

(1)  Das Gericht entscheidet durch Beschluss. Die Entscheidung ergeht im schriftlichen Ver-
fahren, wenn nicht die Voraussetzungen einer Verkündung nach § 35 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung vorliegen.

(2)  In den Beschluss sind die Namen der Richter, der Verfahrensbeteiligten und ihrer Bevoll-
mächtigten aufzunehmen. Der Beschluss enthält weiterhin

1. die Bezeichnung der angegriffenen Entscheidung,
2. die Feststellung, hinsichtlich welchen Vorwurfs und welcher Rechtsfolge die angegriffene 

Entscheidung aufgehoben wird,
3. die Dauer der zu Unrecht erlittenen Freiheitsentziehung,
4. den Betrag einer nach § 6 zu erstattenden Geldstrafe sowie die Feststellung, ob sonst 

ein Anspruch nach § 6 dem Grunde nach besteht.
(3)  Der Beschluss ist zu begründen, soweit er mit der Beschwerde anfechtbar ist.
(4)  Der Beschluss ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und den Verfahrensbetei-

ligten zuzustellen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 13 Beschwerde

(1)  Gegen den Beschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung Beschwerde 
eingelegt werden.

(2)  Der Beschluss unterliegt nicht der Beschwerde, soweit
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1. einem Rehabilitierungsantrag stattgegeben worden ist und kein Verfahrensbeteiligter 
dem Antrag widersprochen hat,

2. das Gericht einstimmig und auf Antrag der Staatsanwaltschaft, der zu begründen ist,
a) entschieden hat, dass die Rechtsfolgen der angegriffenen Entscheidung nicht in grobem 

Missverhältnis zu der zu Grunde liegenden Tat stehen, oder
b) einen Antrag nach § 1 Abs. 6 als unzulässig verworfen hat.
 Satz 1 Nr. 2 gilt nicht, soweit die erfolgreiche Anfechtung zur Verkürzung einer noch zu 

vollstreckenden Freiheitsstrafe führen würde.
(3)  Über die Beschwerde entscheidet das Bezirksgericht oder das Oberlandesgericht, in dessen 

Bezirk die Landesregierung ihren Sitz hat, in Berlin das Kammergericht. Das Beschwerde-
gericht entscheidet durch besondere Beschwerdesenate für Rehabilitierungssachen. § 9 
gilt entsprechend.

(4)  Will der Beschwerdesenat bei der Entscheidung einer Rechtsfrage von einer Entscheidung 
eines anderen Bezirksgerichts oder eines Oberlandesgerichts oder des Bundesgerichtsho-
fes abweichen, hat er die Sache dem Bundesgerichtshof in entsprechender Anwendung 
von § 121 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes vorzulegen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 14 Kosten des Verfahrens und notwendige Auslagen

(1)  Kosten des Verfahrens werden nicht erhoben.
(2)  Wird dem Antrag ganz oder teilweise stattgegeben, fallen die notwendigen Auslagen 

des Antragstellers der Staatskasse zur Last. Im Übrigen kann das Gericht die notwen-
digen Auslagen des Antragstellers ganz oder teilweise der Staatskasse auferlegen, 
wenn es unbillig wäre, den Antragsteller damit zu belasten.

(3)  Die Entscheidung nach Absatz 2 Satz 2 ist unanfechtbar.
(4)  Für die notwendigen Auslagen des Antragstellers im Beschwerdeverfahren gilt § 473 

Abs. 1 bis 4 der Strafprozessordnung entsprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 15 Anwendbarkeit des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Strafprozessordnung

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften des Gerichts-
verfassungsgesetzes und der Strafprozessordnung entsprechend.
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Abschnitt 3
Soziale Ausgleichsleistungen

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 16 Soziale Ausgleichsleistungen

(1) Die Rehabilitierung begründet einen Anspruch auf soziale Ausgleichsleistungen für Nach-
teile, die dem Betroffenen durch eine Freiheitsentziehung entstanden sind.

(2)  Soziale Ausgleichsleistungen nach diesem Gesetz werden nicht gewährt, wenn der Be-
rechtigte oder derjenige, von dem sich die Berechtigung ableitet, gegen die Grundsätze der 
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder in schwerwiegendem Maße seine 
Stellung zum eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer missbraucht hat.

(3)  Die sozialen Ausgleichsleistungen nach Absatz 1 werden auf Antrag als Kapitalentschädi-
gung, besondere Zuwendung für Haftopfer und Unterstützungsleistung nach Maßgabe 
der §§ 17 bis 19 sowie als Versorgung nach Maßgabe der §§ 21 bis 24 gewährt.

(4)  Die Leistungen nach den §§ 17 bis 19 bleiben als Einkommen bei Sozialleistungen, deren 
Gewährung von anderen Einkommen abhängig ist, unberücksichtigt.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 17 Kapitalentschädigung

(1)  Die Kapitalentschädigung beträgt 306,78 Euro für jeden angefangenen Kalendermonat 
einer mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unver-
einbaren Freiheitsentziehung.

(2) Auf die Kapitalentschädigung sind auf Grund desselben Sachverhaltes unmittelbar nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften erbrachte Entschädigungsleistungen, insbesondere nach 
dem Häftlingshilfegesetz, anzurechnen.

(3)  Die Kapitalentschädigung ist ab Antragstellung, frühestens jedoch ab dem 18. September 
1990, übertragbar und vererblich.

(4) Berechtigte, denen bereits eine Kapitalentschädigung nach § 17 Abs. 1 in Verbindung mit 
Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1999 geltenden Fassung gewährt worden ist, erhalten 
auf Antrag eine Nachzahlung. Soweit die zusätzliche Kapitalentschädigung nach § 17 
Abs. 1 Satz 2 in der bis zum 31. Dezember 1999 geltenden Fassung bewilligt worden ist, 
beträgt die Nachzahlung 25,56 Euro, in den übrigen Fällen 153,39 Euro für jeden angefan-
genen Kalendermonat einer mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechts-
staatlichen Ordnung unvereinbaren Freiheitsentziehung. Der Anspruch auf Nachzahlung 
ist übertragbar und vererblich, soweit auch die Kapitalentschädigung gemäß Absatz 3 
übertragbar und vererblich ist.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 17a Besondere Zuwendung für Haftopfer

(1)  Berechtigte nach § 17 Abs. 1, die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt 
sind, erhalten auf Antrag eine monatliche besondere Zuwendung für Haftopfer, wenn sie 
eine mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unverein-
bare Freiheitsentziehung von insgesamt mindestens 90 Tagen erlitten haben. Die monatli-
che besondere Zuwendung für Haftopfer beläuft sich auf 330 Euro. Das Bundesministeri-
um der Justiz und für Verbraucherschutz überprüft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen in einem Abstand von fünf Jahren, erstmals im Jahr 2025, die Höhe 
der monatlichen besonderen Zuwendung für Haftopfer.

(2)  Berechtigte gelten als in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt, wenn ihr 
Einkommen die in den Sätzen 7 bis 9 bestimmten Einkommensgrenzen nicht übersteigt. 
Das monatliche Einkommen ist entsprechend § 82 Absatz 1 Satz 1 und 2, Absatz 2 Satz 1 
und Absatz 7 Satz 1 bis 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit der Ver-
ordnung zur Durchführung des § 82 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zu ermitteln; 
Renten wegen Alters, verminderter Erwerbsfähigkeit, Arbeitsunfalls oder Berufskrankheit 
sowie wegen Todes oder vergleichbare Leistungen, Arbeitsförderungsgeld und Kindergeld 
bleiben unberücksichtigt. Neben den in § 82 Absatz 2 Satz 1 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch genannten Beträgen sind die angemessenen Beiträge zur betrieblichen Alters-
vorsorge vom Einkommen abzuziehen. Soweit

1. die Einkünfte als Jahreseinkünfte berechnet werden oder
2. bei laufenden monatlichen Einnahmen zu erwarten ist, dass diese in unterschiedlicher Höhe 

zufließen, kann das Einkommen vorläufig festgesetzt werden und ist jeweils nachträglich 
endgültig festzustellen. Das bei der vorläufigen Entscheidung berücksichtigte Einkommen 
ist bei der abschließenden Entscheidung als Einkommen zugrunde zu legen, wenn das tat-
sächliche durchschnittliche monatliche Einkommen des Kalenderjahres das bei der vor-
läufigen Entscheidung zugrunde gelegte Einkommen um nicht mehr als 5 Euro monatlich 
übersteigt. § 11 Absatz 2 der Verordnung zur Durchführung des § 82 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Die Einkommensgrenze wird festgelegt

1. bei alleinstehenden Berechtigten auf das Dreifache,
2. bei verheirateten oder in Lebenspartnerschaft lebenden Berechtigten sowie in eheähnlicher 

oder in lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden Berechtigten auf das 
Vierfache der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch. Für jedes Kind, für das der Berechtigte einen Kindergeldanspruch nach dem 
Einkommensteuer- oder Bundeskindergeldgesetz hat, wird die Einkommensgrenze um das 
Einfache der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch erhöht. Dies gilt unabhängig davon, ob für das Kind Unterhalts- oder sonstige 
Sozialleistungsansprüche bestehen.
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(3)  Ergibt sich, dass das zu berücksichtigende Einkommen die maßgebliche Einkommensgren-
ze um einen Betrag übersteigt, der geringer ist als der Betrag der besonderen Zuwendung 
für Haftopfer nach Absatz 1 Satz 2, erhält der Berechtigte die besondere Zuwendung in 
Höhe des auf volle Euro aufgerundeten Differenzbetrages.

(4)  Die besondere Zuwendung für Haftopfer wird monatlich im Voraus gezahlt, beginnend mit 
dem auf die Antragstellung folgenden Monat. Änderungen des Einkommens sind von 
Berechtigten unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen. Turnusmäßige und anlas-
sunabhängige Einkommensüberprüfungen finden nicht statt. § 118 Absatz 3 bis 4a des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

(5)  Der Anspruch auf die besondere Zuwendung für Haftopfer nach Absatz 1 ist unpfändbar, 
nicht übertragbar und nicht vererbbar.

(6)  Das Erste und das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch finden entsprechende Anwendung, 
soweit nicht dieses Gesetz etwas anderes bestimmt.Führt eine Änderung dieses Gesetzes 
zu einer Änderung laufend gewährter Leistungen nach Absatz 1, sind diese von Amts we-
gen neu festzustellen. Von einer förmlichen Bescheiderteilung kann abgesehen werden; 
ausgenommen hiervon sind Fälle nach Absatz 3.

(7)  Die besondere Zuwendung für Haftopfer wird Personen nicht gewährt, gegen die eine Frei-
heitsstrafe von mindestens drei Jahren wegen einer vorsätzlichen Straftat rechtskräftig 
verhängt worden ist, sofern die Entscheidung in einer Auskunft aus dem Zentralregister 
enthalten ist.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 18 Unterstützungsleistungen

(1)  Berechtigte nach § 17 Abs. 1, die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt 
sind, erhalten Unterstützungsleistungen, wenn die Dauer der mit wesentlichen Grundsät-
zen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbaren Freiheitsentziehung ins-
gesamt weniger als 90 Tage betragen hat. Das gilt nicht für Berechtigte, denen in Härte-
fällen nach § 19 eine besondere Zuwendung nach § 17a gewährt wird. Für die Gewährung 
der Leistungen nach Satz 1 ist die nach § 15 des Häftlingshilfegesetzes errichtete Stiftung 
für ehemalige politische Häftlinge zuständig.

(2)  Der Stiftungsrat der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge stellt Richtlinien für die 
Verwendung der Mittel auf, in denen er bestimmt, unter welchen Voraussetzungen und 
bis zu welcher Höhe Unterstützungsleistungen gewährt werden. Die Richtlinien bedürfen 
der Genehmigung des für dieses Gesetz federführenden Bundesministeriums im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat und dem Bundesmi-
nisterium der Finanzen. Die §§ 22 und 23 des Häftlingshilfegesetzes gelten entsprechend.
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(3)  Nach dem Tod des Berechtigten gilt für seine nächsten Angehörigen (Ehegatten, Kinder 
und Eltern) Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 entsprechend, soweit sie durch die Frei-
heitsentziehung nicht unerheblich unmittelbar mitbetroffen waren. Das gilt auch für 
die nächsten Angehörigen der Berechtigten nach § 17a. Die nächsten Angehörigen von

1. Hingerichteten oder
2. während der Freiheitsentziehung oder im Anschluss an die Freiheitsentziehung an de-

ren Folgen Verstorbenen erhalten die Leistungen nach Satz 1 auch dann, wenn sie nicht 
in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt sind.

(4)  Ein Antragsteller, der in einem Heim für Kinder oder Jugendliche untergebracht war, erhält 
auch Unterstützungsleistungen, wenn

1. die Unterbringung angeordnet wurde, weil zeitgleich mit dieser eine freiheitsentziehende 
Maßnahme, die mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ord-
nung unvereinbar ist, an Eltern, Elternteilen oder einer Person vollstreckt wurde, die ihn 
nicht nur vorübergehend in ihren Haushalt aufgenommen und dort gepflegt, erzogen und 
beaufsichtigt hat,

2. er in seiner wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt ist,
3. er einen Antrag auf Rehabilitierung gestellt hat, der rechtskräftig abgelehnt worden ist, 

und
4. die Person nach Nummer 1 infolge der freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1 auch in 

Verbindung mit § 2 rehabilitiert worden ist, für sie eine Bescheinigung nach § 10 Absatz 4 
Satz 1 des Häftlingshilfegesetzes ausgestellt worden ist oder für sie festgestellt worden 
ist, dass die Voraussetzungen nach § 1 Absatz 1 des Häftlingshilfegesetzes vorliegen.

Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 gelten entsprechend. 

(5)  Absatz 3 gilt entsprechend für die nächsten Angehörigen von Personen, die aus den in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Häftlingshilfegesetzes genannten Gründen aus dem Beitrittsgebiet 
fliehen wollten oder geflohen sind und infolge von Maßnahmen zur Verhinderung der 
Flucht ihr Leben verloren haben, soweit eine Bescheinigung nach § 10 Abs. 4 des Häft-
lingshilfegesetzes ausgestellt worden ist.

(6)  Absatz 3 gilt entsprechend für die nächsten Angehörigen von Personen, die aus Anlass der 
Niederschlagung des Aufstandes vom 17. Juni 1953 im Beitrittsgebiet ihr Leben verloren 
haben, soweit eine Entscheidung nach § 12 des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungs-
gesetzes ergangen ist.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 19 Härteregelung

Ergibt sich eine besondere Härte daraus, dass keine Kapitalentschädigung oder keine be-
sondere Zuwendung gezahlt wird, kann die zuständige Behörde dem Antragsteller diese 
Leistung zuerkennen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 20 Kostenregelung

Der Bund trägt 65 vom Hundert der Ausgaben, die den Ländern durch Leistungen nach diesem 
Gesetz entstehen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 21 Beschädigtenversorgung

(1)  Ein Betroffener, der infolge der Freiheitsentziehung eine gesundheitliche Schädigung erlit-
ten hat, erhält wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen dieser Schädigung 
auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes. 
Dies gilt nicht, soweit er wegen desselben schädigenden Ereignisses bereits Versorgung 
auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes oder auf Grund von Gesetzen, die eine entspre-
chende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, erhält.

(2)  Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 steht eine gesundheitliche Schädigung gleich, 
die durch einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Buchstabe e oder f des 
Bundesversorgungsgesetzes herbeigeführt worden ist.

(3)  Wer als Berechtigter oder Leistungsempfänger nach Absatz 1 dieser Vorschrift oder § 22 
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 4 oder 5 des Bundesversorgungsgesetzes, 
als Pflegeperson oder als Begleitperson bei einer notwendigen Begleitung des Beschädig-
ten durch einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 8a des Bundesversorgungsge-
setzes eine gesundheitliche Schädigung erleidet, erhält Versorgung nach Absatz 1.

(4)  Einer gesundheitlichen Schädigung im Sinne der Absätze 1 bis 3 steht die Beschädigung 
eines am Körper getragenen Hilfsmittels, einer Brille, von Kontaktlinsen oder von Zahn-
ersatz gleich.

(5)  Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Folge einer Schädigung genügt die Wahr-
scheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhanges. Wenn die Wahrscheinlichkeit nur 
deshalb nicht gegeben ist, weil über die Ursache des festgestellten Leidens in der medi-
zinischen Wissenschaft Ungewissheit besteht, kann mit Zustimmung des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales die Gesundheitsstörung als Folge einer Schädigung 
anerkannt werden; die Zustimmung kann allgemein erteilt werden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 22 Hinterbliebenenversorgung

(1)  Ist der Betroffene an den Folgen der Schädigung gestorben, erhalten die Hinterbliebenen 
auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes. 
Dies gilt nicht, soweit die Hinterbliebenen bereits Versorgung auf Grund des Bundesver-
sorgungsgesetzes oder auf Grund von Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung 
des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, erhalten. § 21 Abs. 3 dieses Gesetzes und die 
§§ 48 und 52 des Bundesversorgungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden.

(2)  Ist ein Todesurteil infolge einer strafrechtlichen Entscheidung nach § 1 am Betroffenen 
vollstreckt worden, gilt Absatz 1 entsprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 23 Zusammentreffen von Ansprüchen

(1)  Treffen Ansprüche aus § 21 dieses Gesetzes mit Ansprüchen aus § 1 des Bundesversor-
gungsgesetzes oder aus anderen Gesetzen zusammen, die eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, wird die Versorgung unter Berücksichti-
gung des durch die gesamten Schädigungsfolgen bedingten Grades der Schädigungsfolgen 
nach diesem Gesetz gewährt.

(2)  Treffen Leistungen nach § 21 oder § 22 dieses Gesetzes mit Leistungen zusammen, die 
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, gewährt werden, findet § 55 des Bundes-
versorgungsgesetzes Anwendung.

(3)  Bei der Feststellung der Elternrente sind auch die Kinder zu berücksichtigen, die infolge einer 
Schädigung im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes gestorben oder verschollen sind. 
Besteht bereits ein Anspruch auf Elternrente nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
wird sie nach diesem Gesetz nicht gewährt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für den 
Anspruch auf Elternrente nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bundes-
versorgungsgesetzes vorsehen; § 51 Abs. 2 Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 24 Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes

Die Bestimmungen über die entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes und 
der zu seiner Durchführung erlassenen Vorschriften gelten mit den in Anlage I Kapitel VIII 
Sachgebiet K Abschnitt III des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 
1067) aufgeführten Maßgaben.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 25 Zuständigkeiten

(1)  Für die Gewährung der Leistungen nach den §§ 17, 17a und 19 und zur Prüfung der Vor-
aussetzungen des § 16 Abs. 2 ist die Landesjustizverwaltung zuständig, in deren Geschäfts-
bereich die Rehabilitierungsentscheidung ergangen ist. Die Landesregierungen können 
durch Rechtsverordnung andere Zuständigkeiten begründen. Über Streitigkeiten bei der 
Anwendung des § 16 Abs. 2 sowie der §§ 17, 17a und 19 entscheidet das nach § 8 zuständige 
Gericht. Die Vorschriften des Abschnitts 2 dieses Gesetzes gelten sinngemäß. Der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung ist innerhalb eines Monats seit Zustellung der Entscheidung 
nach Satz 1 zu stellen.

(2)  Die Leistungen nach den §§ 17 bis 19 werden auch Personen gewährt, die eine Bescheinigung 
nach § 10 Abs. 4 des Häftlingshilfegesetzes erhalten haben

1. für einen Gewahrsam, der auf einer Verurteilung durch ein deutsches Gericht oder auf einer 
der in § 1 Abs. 5 genannten strafrechtlichen Maßnahmen beruht, wenn diese Bescheini-
gung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt worden ist, oder

2. weil sie im Zusammenhang mit der Errichtung oder Aufrechterhaltung der kommunisti-
schen Gewaltherrschaft im Beitrittsgebiet dort ohne Verurteilung durch ein deutsches 
Gericht oder ohne eine der in § 1 Abs. 5 genannten strafrechtlichen Maßnahmen in Ge-
wahrsam genommen oder in Gewahrsam gehalten wurden.

 Für die Gewährung der Leistungen nach den §§ 17, 17a und 19 an Berechtigte nach Satz 1 
sind ausschließlich die in § 10 Abs. 2 des Häftlingshilfegesetzes bestimmten Stellen zu-
ständig. Über Streitigkeiten bei der Anwendung der Sätze 1 und 2 entscheidet das Ver-
waltungsgericht.

(3)  Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates den Zeitpunkt und die Reihenfolge der Gewährung der Leistung, auf die nach 
Absatz 2 ein Anspruch besteht, nach den Gesichtspunkten der sozialen Dringlichkeit zu be-
stimmen.

(4)  Für die Gewährung von Leistungen nach den §§ 21 und 22 sind die Behörden zuständig, de-
nen die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes obliegt. Soweit die Verwaltungs-
behörden der Kriegsopferversorgung zuständig sind, richtet sich das Verfahren nach den 
für die Kriegsopferversorgung geltenden Vorschriften.

(5)  Soweit dieses Gesetz von den für die Kriegsopferversorgung zuständigen Verwaltungs-
behörden durchgeführt wird, entscheiden über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit. Für diese Verfahren sind die Vorschriften des Sozial-
gerichtsgesetzes für Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung maßgebend. § 51 Abs. 1 
Nr. 6 des Sozialgerichtsgesetzes bleibt unberührt.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis



190

§ 25a Verarbeitung von personenbezogenen Daten

Personenbezogene Daten aus einem strafrechtlichen Rehabilitierungsverfahren dürfen auch 
für andere Verfahren zur Rehabilitierung, Wiedergutmachung oder Gewährung von Leistun-
gen nach dem Häftlingshilfegesetz soweit erforderlich verarbeitet werden.

Abschnitt 4
Überleitungs- und Schlussvorschriften

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 26 Übergangsvorschrift

(1)  Anhängige Rehabilitierungs- und Kassationsverfahren sind nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes fortzuführen.

(2)  War ein Gericht in einem Verfahren, das vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängig 
geworden ist, örtlich zuständig, bleibt diese Zuständigkeit auch nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestehen.

(3)  Ist ein Rehabilitierungsverfahren bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen, 
gelten für die Folgeansprüche die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend. Ist ein Kas-
sationsverfahren nach den vom 3. Oktober 1990 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Vorschriften abgeschlossen, treten an die Stelle von Entschädigungsansprü-
chen die Folgeansprüche nach den Vorschriften dieses Gesetzes.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 27 (Aufhebung und Änderung anderer Vorschriften)
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GESETZ ÜBER DIE AUFHEBUNG RECHTSSTAATSWIDRIGER VERWALTUNGSENTSCHEI-
DUNGEN IM BEITRITTSGEBIET UND DIE DARAN ANKNÜPFENDEN FOLGEANSPRÜCHE 
(VERWALTUNGSRECHTLICHES REHABILITIERUNGSGESETZ – VWREHAG)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
VwRehaG

Ausfertigungsdatum: 23.06.1994

Vollzitat:

„Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Juli 1997 (BGBl. I S. 1620), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 12. Dezember 
2019 (BGBl. I S. 2652) geändert worden ist“

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 1.7.1997 I 1620;
  zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 22.11.2019 I 1752
Hinweis: Änderung durch Art. 13 G v. 12.12.2019 I 2652 (Nr. 50) textlich nachgewiesen,  
 dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet

Näheres zur Standangabe finden Sie im Menü unter Hinweise

Fußnote (+++ Textnachweis ab: 1.7.1994 +++)
Das G wurde als Artikel 1 des G v. 23.6.1994 I 1311 (SED-UnBerG 2) vom Bundestag mit Zu-
stimmung des Bundesrates beschlossen. Es ist gem. Art. 11 Abs. 1 dieses G mWv 1.7.1994 in 
Kraft getreten.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

10.2 Verwaltungsrechtliches 
Rehabilitierungsgesetz 
(VwRehaG)
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§ 1 Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen

(1)  Die hoheitliche Maßnahme einer deutschen behördlichen Stelle zur Regelung eines Einzel-
falls in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) aus 
der Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 2. Oktober 1990 (Verwaltungsentscheidung), die zu einer 
gesundheitlichen Schädigung (§ 3), einem Eingriff in Vermögenswerte (§ 7) oder einer 
beruflichen Benachteiligung (§ 8) geführt hat, ist auf Antrag aufzuheben, soweit sie mit 
tragenden Grundsätzen eines Rechtsstaates schlechthin unvereinbar ist und ihre Folgen 
noch unmittelbar schwer und unzumutbar fortwirken. Auf Verwaltungsentscheidungen 
in Steuersachen und auf Maßnahmen, die vom Vermögensgesetz oder vom Entschädi-
gungsrentengesetz erfaßt werden, findet dieses Gesetz keine Anwendung. Dies gilt auch 
für die in § 1 Abs. 8 des Vermögensgesetzes erwähnten Fallgruppen.

(2)  Mit tragenden Grundsätzen eines Rechtsstaates schlechthin unvereinbar sind Maßnah-
men, die in schwerwiegender Weise gegen die Prinzipien der Gerechtigkeit, der Rechtssi-
cherheit oder der Verhältnismäßigkeit verstoßen haben und die der politischen Verfolgung 
gedient oder Willkürakte im Einzelfall dargestellt haben.

(3)  Mit tragenden Grundsätzen eines Rechtsstaates schlechthin unvereinbar sind die Zwangs-
aussiedlungen aus dem Grenzgebiet der früheren Deutschen Demokratischen Republik 
auf der Grundlage der Verordnung über Maßnahmen an der Demarkationslinie zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik und den westlichen Besatzungszonen Deutsch-
lands vom 26. Mai 1952 (GBl. Nr. 65 S. 405) oder der Verordnung über Aufenthaltsbe-
schränkung vom 24. August 1961 (GBl. II Nr. 55 S. 343). Das gleiche gilt für die mit den 
Zwangsaussiedlungen in Zusammenhang stehenden Eingriffe in Vermögenswerte.

(4)  Besteht die Maßnahme nach Absatz 1 in der Aufhebung einer Verwaltungsentscheidung, 
so wird die Maßnahme nur aufgehoben, wenn eine Verwaltungsentscheidung gleichen In-
halts erneut erlassen werden könnte. Andernfalls tritt an die Stelle der Aufhebung der 
Maßnahme die Feststellung ihrer Rechtsstaatswidrigkeit. Satz 2 gilt auch für Maßnah-
men, die einen Eingriff in ein Ausbildungsverhältnis oder ein Dienstverhältnis bei den be-
waffneten Organen zum Gegenstand haben.

(5)  Für eine hoheitliche Maßnahme, die nicht auf die Herbeiführung einer Rechtsfolge gerich-
tet ist, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend. An die Stelle der Aufhe-
bung der Maßnahme tritt die Feststellung ihrer Rechtsstaatswidrigkeit.

(6)  Für Maßnahmen der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands oder der von ihr beherrsch-
ten Parteien und gesellschaftlichen Organisationen gelten die Vorschriften dieses Geset-
zes entsprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 1a Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit in sonstigen Fällen

(1)  Für eine Verwaltungsentscheidung nach § 1 Abs. 1 oder eine Maßnahme nach § 1 Abs. 5 
Satz 1 oder Abs. 6, die nicht zu einer Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 1 Satz 1 genannten 
Rechtsgüter geführt hat, ist auf Antrag die Rechtsstaatswidrigkeit festzustellen, soweit 
die Verwaltungsentscheidung oder die Maßnahme mit tragenden Grundsätzen eines 
Rechtsstaates schlechthin unvereinbar ist und aus Gründen der politischen Verfolgung zu 
einer schweren Herabwürdigung des Betroffenen im persönlichen Lebensbereich geführt 
hat.

(2)  Ist die Rechtsstaatswidrigkeit wegen einer Maßnahme, die mit dem Ziel der Zersetzung 
erfolgte, festgestellt worden, erhält der Betroffene auf Antrag eine einmalige Leistung 
in Höhe von 1 500 Euro. Der Anspruch auf die Leistung nach Satz 1 ist unpfändbar, nicht 
übertragbar und nicht vererbbar. Die Leistung nach Satz 1 bleibt bei Sozialleistungen, deren 
Zahlung von anderen Einkommen abhängig ist, als Einkommen unberücksichtigt.

(3)  § 1 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 2 gilt entsprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 2 Folgeansprüche

(1)  Die Aufhebung oder die Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit einer Maßnahme nach 
§ 1 begründet Ansprüche nach Maßgabe dieses Gesetzes.

(2)  Folgeansprüche nach diesem Gesetz sind ausgeschlossen, wenn der Berechtigte oder 
derjenige, von dem er seine Rechte herleitet, gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder in schwerwiegendem Maße seine Stellung zum eigenen 
Vorteil oder zum Nachteil anderer mißbraucht hat.

(3)  Andere Ansprüche wegen Maßnahmen nach § 1 können gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land oder andere Körperschaften oder Anstalten des öffentliche Rechts nur geltendge-
macht werden, wenn sie in einem Gesetz, das Ansprüche dieser Art regelt, vorgesehen sind. 
Für Ansprüche aus Pacht- oder Nutzungsverträgen zwischen dem Rat des Kreises und dem 
Eigentümer eines landwirtschaftlichen Grundstückes oder Betriebes wegen mangelnder 
Instandhaltung oder sonstiger Verschlechterung der verpachteten oder zur Nutzung über-
lassenen Sache gilt Satz 1 entsprechend.

(4)  Bei den Folgeansprüchen sind auf Grund desselben Sachverhalts erbrachte andere Aus-
gleichsleistungen zu berücksichtigen, soweit diese tatsächlich zugeflossen sind. Dies gilt 
insbesondere für die von der Deutschen Demokratische Republik gewährten Entschädi-
gungen. Bei Folgeansprüchen im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 sind Entschädigungen für le-
bendes oder totes Inventar, das nicht wesentlicher Bestandteil eines Grundstückes oder 
eines Gebäudes ist, nur zu berücksichtigen, soweit das Inventar zurückübertragen oder 
zurückgegeben wird. In Mark der Deutschen Demokratischen Republik gezahlte Beträge 
sind im Verhältnis 2:1 auf Deutsche Mark umzustellen. Wurde als Entschädigung ein 
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Ersatzgrundstück übereignet, so hat der Berechtigte das Eigentum an diesem aufzugeben 
oder dessen Verkehrswert zu entrichten. Befindet sich das Ersatzgrundstück nicht mehr 
im Eigentum des Berechtigten, so ist dessen Wert zum Zeitpunkt des Eigentumsverlustes 
maßgebend. Das Ersatzgrundstück betreffende Maßnahmen oder Rechtsgeschäfte des 
Berechtigten bleiben bei der Ermittlung des Verkehrswerts außer Betracht. Das Aneig-
nungsrecht an dem Ersatzgrundstück oder der Anspruch auf dessen Verkehrswert sowie 
der Anspruch auf herauszugebende andere Ausgleichsleistungen stehen dem Entschä-
digungsfonds zu. Abweichend von Satz 1 ist der Folgeanspruch nach § 1a Absatz 2 Satz 1 
ausgeschlossen, wenn auf Grund desselben Sachverhalts Ausgleichsleistungen gewährt 
wurden oder zukünftig gewährt werden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 3 Beschädigtenversorgung

(1)  Ein Betroffener, der infolge einer Maßnahme nach § 1 eine gesundheitliche Schädigung er-
litten hat, erhält wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen dieser Schädi-
gung auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung des Bundesversorgungs-
gesetzes. Dies gilt nicht, soweit er wegen desselben schädigenden Ereignisses bereits Ver-
sorgung auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes oder auf Grund von Gesetzen, die eine 
entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, erhält.

(2)  Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 steht eine gesundheitliche Schädigung gleich, 
die durch einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Buchstabe e oder f des 
Bundesversorgungsgesetzes herbeigeführt worden ist.

(3)  Wer als Berechtigter oder Leistungsempfänger nach Absatz 1 dieser Vorschrift oder § 4 
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 4 oder 5 des Bundesversorgungsgesetzes, als 
Pflegeperson oder als Begleitperson bei einer notwendigen Begleitung des Beschädigten 
durch einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 8a des Bundesversorgungsgesetzes 
eine gesundheitliche Schädigung erleidet, erhält Versorgung nach Absatz 1.

(4)  Einer gesundheitlichen Schädigung im Sinne der Absätze 1 bis 3 steht die Beschädigung 
eines am Körper getragenen Hilfsmittels, einer Brille, von Kontaktlinsen oder von Zahn-
ersatz gleich.

(5)  Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Folge einer Schädigung genügt die Wahr-
scheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhanges. Wenn die Wahrscheinlichkeit nur des-
halb nicht gegeben ist, weil über die Ursache des festgestellten Leidens in der medizini-
schen Wissenschaft Ungewißheit besteht, kann mit Zustimmung des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales die Gesundheitsstörung als Folge einer Schädigung anerkannt 
werden; die Zustimmung kann allgemein erteilt werden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 4 Hinterbliebenenversorgung

Ist der Betroffene an den Folgen der Schädigung gestorben, erhalten die Hinterbliebenen auf 
Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes. Dies gilt 
nicht, soweit die Hinterbliebenen bereits Versorgung auf Grund des Bundesversorgungsge-
setzes oder auf Grund von Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bundesver-
sorgungsgesetzes vorsehen, erhalten. § 3 Abs. 3 dieses Gesetzes und die §§ 48 und 52 des 
Bundesversorgungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 5 Zusammentreffen von Ansprüchen

(1)  Treffen Ansprüche aus § 3 mit Ansprüchen aus § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder 
aus anderen Gesetzen zusammen, die eine entsprechende Anwendung des Bundesversor-
gungsgesetzes vorsehen, ist unter Berücksichtigung des durch die gesamten Schädi-
gungsfolgen bedingten Grades der Schädigungsfolgen eine einheitliche Rente festzuset-
zen. Die Kosten, die durch das Hinzutreten der weiteren Schädigung verursacht werden, 
sind von dem Leistungsträger zu übernehmen, der für die Versorgung wegen der weiteren 
Schädigung zuständig ist.

(2)  Treffen Leistungen nach § 3 oder § 4 mit Leistungen zusammen, die nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz oder nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bundes-
versorgungsgesetzes vorsehen, gewährt werden, findet § 55 des Bundesversorgungs-
gesetzes Anwendung.

(3)  Bei der Feststellung der Elternrente sind auch die Kinder zu berücksichtigen, die infolge ei-
ner Schädigung im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes gestorben oder verschollen 
sind. Besteht bereits ein Anspruch auf Elternrente nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
wird sie nach diesem Gesetz nicht gewährt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für den 
Anspruch auf Elternrente nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bundes-
versorgungsgesetzes vorsehen; § 51 Abs. 2 Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 6 Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes

Die Bestimmungen des Bundesversorgungsgesetzes und die zu seiner Durchführung erlasse-
nen Vorschriften, die nach diesem Gesetz entsprechende Anwendung finden sollen, gelten 
jeweils mit den in Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt III des Einigungsvertrages 
vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1067) aufgeführten Maßgaben.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 7 Eingriff in Vermögenswerte

(1)  Hat die Maßnahme nach § 1 die Entziehung eines Vermögenswertes im Sinne des § 2 
Abs. 2 des Vermögensgesetzes zur Folge, so richtet sich nach deren Aufhebung oder 
Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit die Rückübertragung, Rückgabe oder Entschädi-
gung nach dem Vermögensgesetz, dem Investitionsvorranggesetz und dem Entschä-
digungsgesetz. § 5 Abs. 2 des Vermögensgesetzes und § 7 Abs. 1 und 2 des Vermögens-
gesetzes finden mit der Maßgabe Anwendung, daß die maßgeblichen tatsächlichen 
Umstände am 15. Februar 1992 vorgelegen haben müssen. Der Antragsteller erhält von der 
Rehabilitierungsbehörde eine Bescheinigung über die Antragstellung zur Vorlage bei 
der nach dem Vermögensgesetz zuständigen Behörde, sofern sein Antrag nicht offensicht-
lich unbegründet ist. Mit Vorlage der Bescheinigung bei dieser Behörde treten die Ver-
fügungsbeschränkungen des § 3 Abs. 3 des Vermögensgesetzes ein. Die nach dem Vermö-
gensgesetz zuständige Behörde trifft in dem Bescheid über die Rückübertragung des 
entzogenen Vermögenswertes auch die nach § 2 Abs. 4 erforderlichen Entscheidungen.

(2)  Wurde durch eine sonstige Maßnahme nach § 1 in ein Grundstück eingegriffen und da-
durch an diesem eine Wertminderung verursacht, so kann der Eigentümer das Eigentum 
an dem Grundstück aufgeben und statt dessen Entschädigung nach dem Entschädigungs-
gesetz wählen. Mit dem Wirksamwerden des Verzichts wird er von allen Verpflichtungen 
frei, die aus dem durch den Eingriff verursachten Zustand des Grundstückes bestehen. Die 
Verpflichtungen gehen auf das Bundesland über, in dessen Gebiet das Grundstück liegt.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 8 Berufliche Benachteiligung

Hatte eine Maßnahme nach § 1 Auswirkungen auf den Beruf oder ein Ausbildungsverhältnis 
und wurde dadurch eine Benachteiligung nach § 1 Abs. 1 des Beruflichen Rehabilitierungsge-
setzes oder nach § 3 Abs. 1 des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes verursacht, so findet 
nach der Aufhebung oder Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit der Maßnahme das Berufli-
che Rehabilitierungsgesetz Anwendung. Eine schwere und unzumutbare Folge im Sinne 
des § 1 Abs. 1 liegt insbesondere dann vor, wenn infolge der Maßnahme ein Ausgleich von 
Nachteilen in der Rentenversicherung nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz in Be-
tracht kommt.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 9 Antrag

(1)  Der Antrag nach § 1 kann von einer natürlichen Person, die durch die Maßnahme unmittel-
bar in ihren Rechten betroffen ist und nach deren Tod von demjenigen, der ein rechtliches 
Interesse an der Rehabilitierung des unmittelbar Betroffenen hat, gestellt werden.

(2)  Der Antrag nach § 1a Absatz 1 kann von einer natürlichen Person, die durch die Maßnah-
me unmittelbar betroffen ist, und nach deren Tod von demjenigen, der ein berechtigtes 
Interesse an der Rehabilitierung des unmittelbar Betroffenen hat, gestellt werden. Der 
Antrag nach § 1a Absatz 2 kann von einer natürlichen Person, die durch die Maßnahme 
unmittelbar betroffen ist, gestellt werden.

(3)  Der Antrag nach § 1 oder § 1a ist schriftlich bei der zuständigen Rehabilitierungsbehörde 
zu stellen.
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§ 10 Inhalt des Antrags

(1)  Der Antrag soll enthalten
1. Angaben zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen,
2. eine Darstellung des die Aufhebung der Maßnahme rechtfertigenden Sachverhalts,
3. Angabe von Beweismitteln,
4. Angaben über Art und Umfang von Folgeansprüchen sowie
5. eine Erklärung, ob der Antragsteller andere Ausgleichsleistungen bereits erhalten und 

ob und wo er schon früher einen Antrag gestellt hat.
(2)  Der Antrag nach § 1a soll neben den notwendigen Angaben zu den persönlichen Ver-

hältnissen die in Absatz 1 Nummer 2, 3 und 5 vorgeschriebenen Angaben enthalten.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 11 Verarbeitung von personenbezogenen Daten

Personenbezogene Daten aus einem verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsverfahren dür-
fen auch für andere Verfahren zur Rehabilitierung, Wiedergutmachung oder Gewährung 
von Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz soweit erforderlich verarbeitet werden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 12 Rehabilitierungsbehörde

(1)  Die Aufhebung oder die Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit einer Maßnahme nach 
§ 1 sowie die Entscheidung über Ausschließungsgründe nach § 2 Abs. 2 obliegt der Reha-
bilitierungsbehörde des Landes, in dessen Gebiet nach dem Stand vom 3. Oktober 1990 die 
Maßnahme ergangen ist. Sind hiernach die Rehabilitierungsbehörden mehrerer Länder zu-
ständig, so entscheidet die Behörde, die zuerst mit der Sache befaßt worden ist. Die Fest-
stellungen der Rehabilitierungsbehörde sind für die Behörden und Stellen bindend, die über 
die Folgeansprüche entscheiden.

(2)  Die Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit einer Maßnahme im Sinne des § 1a, die Ge-
währung der einmaligen Leistung nach § 1a Absatz 2 Satz 1 und die Entscheidung über die 
Ausschließungsgründe nach § 2 Absatz 2 und 4 Satz 9 obliegen der Rehabilitierungsbehör-
de des Landes, in dessen Gebiet nach dem Stand vom 3. Oktober 1990 die Maßnahme 
ergangen ist.

(3)  Rehabilitierungsbehörden werden in den Ländern Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen errichtet.

(4)  Werden Ansprüche nach den §§ 3 und 4 geltend gemacht, trifft die Rehabilitierungsbe-
hörde Feststellungen zur Rechtsstaatswidrigkeit der Maßnahme im Sinne des § 1 sowie 
über Ausschließungsgründe nach § 2 Abs. 2. Die nach dem Bundesversorgungsgesetz er-
forderlichen Feststellungen treffen die Behörden, denen die Durchführung des Bundes-
versorgungsgesetzes obliegt. Soweit die Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversor-
gung zuständig sind, richtet sich das Verfahren nach den für die Kriegsopferversorgung 
geltenden Vorschriften.
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§ 13 Verwaltungsverfahren

(1) In dem Verfahren vor der Rehabilitierungsbehörde sind Zeugen zur Aussage und Sachver-
ständige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. § 65 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes gilt entsprechend.

(2)  Die Angaben des Antragstellers, die sich auf die Rechtsstaatswidrigkeit einer Maßnahme 
im Sinne des § 1 oder § 1a beziehen, können, wenn Beweismittel nicht vorhanden oder nicht 
zu beschaffen oder ohne Verschulden des Antragstellers oder desjenigen, von dem er 
seine Rechte herleitet, verlorengegangen sind, der Entscheidung zugrunde gelegt werden, 
soweit sie glaubhaft erscheinen. Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 kann die 
Rehabilitierungsbehörde vom Antragsteller die Versicherung an Eides Statt gemäß § 27 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes verlangen.
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(3)  Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten bis zum Erlaß entsprechender 
landesrechtlicher Bestimmungen die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
des Verwaltungszustellungsgesetzes und des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 14 Kosten

Das Verwaltungsverfahren vor den Rehabilitierungsbehörden einschließlich des Widerspruchs-
verfahrens ist kostenfrei. Wurde ein Antrag im Verwaltungsverfahren oder ein Widerspruch 
als offensichtlich unbegründet zurückgewiesen, so können dem Antragsteller die Kosten auf-
erlegt werden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 15 Bestandskraft nach allgemeinen Vorschriften

Für die Wirksamkeit von Verwaltungsentscheidungen gelten die verwaltungsverfahrensrecht-
lichen Nichtigkeitsbestimmungen erst ab dem 3. Oktober 1990. Soweit diese Maßnahmen 
noch wirksam sind, finden die allgemeinen Aufhebungsvorschriften Anwendung. Eine Auf-
hebung mit Wirkung für die Vergangenheit darf nicht für die Zeit vor dem 3. Oktober 1990 
erfolgen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 16 Rechtsweg

(1)  In Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Die Beru-
fung gegen ein Urteil und die Beschwerde gegen eine andere Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts sind ausgeschlossen. Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die Nichtzu-
lassung der Revision nach § 135 in Verbindung mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung 
und die Beschwerde gegen Beschlüsse über den Rechtsweg nach § 17a Abs. 2 und 3 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen die Beschlüsse über den Rechts-
weg findet § 17a Abs. 4 Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend 
Anwendung.
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(2)  Soweit dieses Gesetz von den für die Kriegsopferversorgung zuständigen Verwaltungs-
behörden durchgeführt wird, entscheiden über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit. Für diese Verfahren sind die Vorschriften des Sozial-
gerichtsgesetzes für Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung maßgebend. § 51 Abs. 1 
Nr. 6 des Sozialgerichtsgesetzes bleibt unberührt.
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§ 17 Kostenregelung

Der Bund trägt 60 vom Hundert der Ausgaben, die den Ländern durch Geldleistungen nach 
diesem Gesetz entstehen. Zu den Geldleistungen gehören nicht solche Geldbeträge, die zur 
Abgeltung oder anstelle einer Sachleistung gezahlt werden.Zur Vereinfachung der Abrechnung 
erstattet der Bund den Ländern in einem pauschalierten Verfahren jeweils 57 Prozent der ihnen 
nach den §§ 3 und 4 entstandenen Kosten. Der Bund überprüft in einem Abstand von fünf 
Jahren, erstmals im Jahr 2014, die Voraussetzungen für die in Satz 3 genannte Quote.
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§ 18 Übergangsregelung

Ist die zu zahlende Entschädigung entgegen § 2 Abs. 4 Satz 3 festgesetzt worden, ist der 
Verwaltungsakt insoweit mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen und ein be-
reits gezahlter Betrag zu erstatten.
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GESETZ ÜBER DEN AUSGLEICH BERUFLICHER BENACHTEILIGUNGEN FÜR 
OPFER POLITISCHER VERFOLGUNG IM BEITRITTSGEBIET (BERUFLICHES 
REHABILITIERUNGSGESETZ – BERREHAG)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
BerRehaG

Ausfertigungsdatum: 23.06.1994

Vollzitat:
„Berufliches Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Juli 1997 
(BGBl. I S. 1625), das zuletzt durch durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. November 2019 
(BGBl. I S. 1752) geändert worden ist“

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 1. 7.1997 I 1625;
  zuletzt geändert durch durch Art. 3 G v. 22.11.2019 I 1752

Näheres zur Standangabe finden Sie im Menü unter Hinweise
Fußnote (+++ Textnachweis ab: 1.7.1994 +++)

Das G wurde als Artikel 2 des G v. 23.6.1994 I 1311 (SED-UnBerG 2) vom Bundestag mit Zu-
stimmung des Bundesrates beschlossen. Es ist gem. Art. 11 Abs 1 dieses G mWv 1.7.1994 in 
Kraft getreten.

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

10.3 Berufsrechtliches 
Rehabilitierungsgesetz 
(BerRehaG)
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§ 1 Begriff des Verfolgten

(1)  Wer in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 2. Oktober 1990
1. infolge einer in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) 

zu Unrecht erlittenen Freiheitsentziehung,
2. infolge eines Gewahrsams nach § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 2 des Strafrechtlichen Reha-

bilitierungsgesetzes,
3. durch eine hoheitliche Maßnahme nach § 1 des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungs-

gesetzes oder
4. durch eine andere Maßnahme im Beitrittsgebiet, wenn diese der politischen Verfolgung 

gedient hat, zumindest zeitweilig weder seinen bisher ausgeübten, begonnenen, erlernten 
oder durch den Beginn einer berufsbezogenen Ausbildung nachweisbar angestrebten noch 
einen sozial gleichwertigen Beruf ausüben konnte (Verfolgter), hat Anspruch auf Leistun-
gen nach diesem Gesetz.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 muß der Zeitraum einer zu Unrecht erlittenen Frei-
heitsentziehung in einem Rehabilitierungs- oder Kassationsverfahren oder der Zeitraum 
eines Gewahrsams in einer Bescheinigung nach § 10 Abs. 4 des Häftlingshilfegesetzes 
festgestellt sein oder die Aufhebung oder Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit der 
Maßnahme nach dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz erfolgt sein.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 2 Verfolgungszeit

(1)  Verfolgungszeit ist
1. der gemäß § 1 Abs. 2 festgestellte Zeitraum einer zu Unrecht erlittenen Freiheitsentzie-

hung oder eines Gewahrsams sowie
2. die Zeit, in der der Verfolgte auf Grund einer Maßnahme nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 oder als 

Folge einer Maßnahme nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 seine bisherige oder eine angestrebte 
Erwerbstätigkeit nicht ausgeübt oder ein geringeres Einkommen als aus der bisherigen 
Erwerbstätigkeit erzielt hat.

 Die Verfolgungszeit nach Satz 1 Nr. 2 endet mit dem Verlassen des Beitrittsgebiets, 
spätestens mit Ablauf des 2. Oktober 1990.

(2)  Die Zeit, während derer der Verfolgte das Fortwirken der beruflichen Benachteiligung zu 
vertreten hat, ist keine Verfolgungszeit.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 3 Verfolgte Schüler

(1)  Wer in dem in § 1 Abs. 1 genannten Zeitraum infolge einer Maßnahme nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3

1. nicht zu einer zur Hochschulreife führenden Bildungseinrichtung zugelassen wurde,
2. die Ausbildung an einer zur Hochschulreife führenden Bildungseinrichtung nicht fortsetzen 

konnte,
3. nicht zu einer Abschlußprüfung zur Erlangung der Hochschulreife,
4. nicht zur Ausbildung an einer Fach- oder Hochschule zugelassen wurde oder
5. die Ausbildung an einer anderen als einer zur Hochschulreife führenden Bildungseinrich-

tung nicht fortsetzen konnte, hat Anspruch auf Leistungen nach dem Zweiten und Dritten 
Abschnitt. Die Regelung über Verfolgungszeiten als Anrechnungszeiten in § 12 Abs. 2 ist 
anzuwenden.

(2)  § 1 Abs. 2 gilt entsprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 4 Ausschließungsgründe

Leistungen nach diesem Gesetz werden nicht gewährt, wenn der Verfolgte gegen die Grund-
sätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder in schwerwiegendem 
Maße seine Stellung zum eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer mißbraucht hat.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 5 Ausschluß von Ansprüchen

Andere Ansprüche wegen einer aus politischen Gründen erfolgten Benachteiligung im Beruf 
oder in der Ausbildung sind ausgeschlossen, wenn sie Verbindlichkeiten im Sinne des Artikels 
135a Abs. 2 des Grundgesetzes betreffen.

Zweiter Abschnitt
Bevorzugte berufliche Fortbildung und Umschulung

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 6 Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung

(1)  Verfolgte, die an nach § 81 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit den §§ 176 bis 180 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch für die Förderung zugelassenen Maßnahmen der beruf-
lichen Weiterbildung teilnehmen und die einen Anspruch auf Arbeitslosengeld bei be-
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ruflicher Weiterbildung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch nicht haben, erhalten auf 
Antrag Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung in entsprechender Anwendung des 
§ 144 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch.

(2)  Hat ein Verfolgter auf Grund einer Teilnahme an einer Maßnahme zur beruflichen Fortbil-
dung und Umschulung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Unterhaltsgeld nach § 44 
Abs. 2a des Arbeitsförderungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1993 geltenden Fas-
sung erhalten, so wird das Darlehen auf Antrag in einen Zuschuß umgewandelt, soweit es 
am Tage der Antragstellung noch nicht zurückgezahlt ist.

(3)  Auf das Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung nach Absatz 1 sind die Vorschriften 
des Dritten, Fünften und Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sowie das Einkommensteuer-
gesetz und sonstige Gesetze, die das Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung 
oder Bezieher dieser Leistung betreffen, entsprechend anzuwenden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 7 Erstattung von Kosten

Verfolgte, die an nach den Vorschriften des Dritten Buches Sozialgesetzbuch für die Weiter-
bildungsförderung zugelassenen Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung teilnehmen 
und für die Weiterbildungskosten nicht nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch übernommen 
werden, erhalten auf Antrag die Weiterbildungskosten in entsprechender Anwendung der 
§§ 83 bis 87 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erstattet.

Dritter Abschnitt
Ausgleichsleistungen

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 8 Anspruchsvoraussetzungen

(1)  Verfolgte mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Geset-
zes, die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt sind, erhalten auf Antrag 
Ausgleichsleistungen in Höhe von 240 Euro monatlich. Wenn der Verfolgte eine Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung aus eigener Versicherung bezieht, betragen die 
Ausgleichsleistungen 180 Euro monatlich. Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz überprüft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen in 
einem Abstand von fünf Jahren, erstmals im Jahr 2025, die Höhe der Ausgleichsleistungen 
nach den Sätzen 1 und 2.

(2)  Ausgleichsleistungen werden nicht gewährt, wenn die in der Bescheinigung nach § 17 oder 
§ 18 festgestellte Verfolgungszeit vor Ablauf des 2. Oktober 1990 endet, es sei denn, die 
Verfolgungszeit beträgt mehr als drei Jahre. Die Gewährung von Ausgleichsleistungen 
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nach Absatz 1 Satz 2 setzt außerdem voraus, daß zwischen dem Beginn der Verfolgungs-
zeit und dem Zeitpunkt, von dem an der Verfolgte die Rente bezieht, ein Zeitraum von 
mehr als sechs Jahren liegt.

(3)  Als in seiner wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt gilt ein Verfolgter, dessen 
entsprechend § 82 Absatz 1 Satz 1 und 2, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 7 Satz 1 bis 3 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch ermitteltes Einkommen die folgende maßgebliche 
Einkommensgrenze nicht übersteigt:

1. für den Verfolgten selbst den Grundbetrag nach § 85 Abs. 1 Nr. 1, § 86 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch, für seinen nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten 80 vom Hundert 
und für jedes minderjährige, zum Haushalt gehörende Kind 50 vom Hundert des Grundbe-
trages zuzüglich

2. der Kosten der Unterkunft, einschließlich der Heizkosten, in tatsächlicher Höhe.
 Bei der Einkommensermittlung bleibt Arbeitsförderungsgeld unberücksichtigt. Bei nicht 

dauernd getrennt lebenden Ehegatten ist das Einkommen beider Ehegatten zu berücksich-
tigen. Für Personen, die eine Lebenspartnerschaft führen oder in eheähnlicher oder le-
benspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft leben, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.

(4)  Übersteigt das ermittelte Einkommen die maßgebliche Einkommensgrenze um einen 
Betrag, der geringer ist als der Betrag der Ausgleichsleistungen nach Absatz 1, erhält der 
Verfolgte Ausgleichsleistungen in Höhe des Differenzbetrages.

(5)  Die Ausgleichsleistungen werden monatlich im voraus, beginnend mit dem auf die An-
tragstellung folgenden Monat, gezahlt.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 9 Anrechnungsfreiheit, Unpfändbarkeit

(1)  Ausgleichsleistungen nach diesem Abschnitt werden bei Sozialleistungen, deren Gewäh-
rung vom Einkommen abhängig ist, nicht als Einkommen angerechnet.

(2)  Der Anspruch auf die Ausgleichsleistungen ist unpfändbar.

Vierter Abschnitt
Ausgleich von Nachteilen in der Rentenversicherung

Erster Unterabschnitt
Allgemeines

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis



208

§ 10 Allgemeines

Die Vorschriften dieses Abschnitts ergänzen zugunsten des Verfolgten die allgemein an-
zuwendenden rentenrechtlichen Vorschriften. Leistungen nach diesem Abschnitt werden 
auf Antrag erbracht; im Einzelfall können sie auch von Amts wegen erbracht werden.

Zweiter Unterabschnitt
Renten nach den Vorschriften des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 11 Verfolgungszeiten als Pflichtbeitragszeiten

Für Verfolgungszeiten, in denen der Verfolgte eine die Versicherungs- und Beitragspflicht be-
gründende Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit wegen Verfolgungsmaßnahmen nicht 
ausgeübt hat, gelten Pflichtbeiträge für eine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit im 
Beitrittsgebiet als gezahlt. Zeiten nach Satz 1 und Pflichtbeitragszeiten, die während einer 
Verfolgungszeit zurückgelegt worden sind, gelten mit Ausnahme der Zeiten, für die Werte 
nach § 13 Abs. 2 Satz 1 zugrunde zu legen sind, insgesamt nur insoweit als beitragsgeminderte 
Zeiten, als sich für die Summe aller Entgeltpunkte ein höherer Wert ergibt.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 11a Kindererziehungszeiten

(1)  Für die Anrechnung oder Berücksichtigung von Kindererziehung gelten Verfolgungszeiten 
nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 als Zeiten der Erziehung eines Kindes nach dem Sechsten 
Buch Sozialgesetzbuch, wenn in diesen Verfolgungszeiten das Kind wegen einer Maßnah-
me nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 nicht erzogen werden konnte. Dabei 
bleibt außer Betracht, dass bei einer anderen Person für dasselbe Kind die Kindererziehung 
anzurechnen oder zu berücksichtigen ist. Die Anrechnung oder Berücksichtigung nach 
Satz 1 lässt die Anrechnung oder Berücksichtigung der Kindererziehung nach dem Sechs-
ten Buch Sozialgesetzbuch für diejenige Person, die das Kind erzogen hat, unberührt.

(2)  Eine Rente ist auf Antrag von Beginn an neu festzustellen und zu leisten, wenn Kinderer-
ziehung nach Absatz 1 Satz 1 anzurechnen oder zu berücksichtigen ist und der Renten-
beginn vor dem 1. Januar 2019 liegt.

(3)  Für die Anrechnung oder Berücksichtigung von Kindererziehung gilt im Sinne von § 1 Ab-
satz 1 als Verfolgter, wer in dem in § 1 Absatz 1 genannten Zeitraum wegen einer Maßnah-
me nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 als Elternteil nach § 56 Absatz 1 Satz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ein Kind nicht erziehen konnte. § 1 Absatz 2 gilt ent-
sprechend.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 12 Verfolgungszeiten als Anrechnungszeiten

(1)  Hat der Verfolgte wegen einer Verfolgungsmaßnahme seine Fachschulausbildung oder 
Hochschulausbildung nicht abschließen können, gilt die Ausbildung für die Anerkennung 
dieser Zeiten als Anrechnungszeit als abgeschlossen.

(2)  Ist wegen einer Verfolgungsmaßnahme eine Schulausbildung, Fachschulausbildung oder 
Hochschulausbildung unterbrochen, jedoch später wieder aufgenommen und abgeschlos-
sen oder eine neue Ausbildung begonnen und abgeschlossen worden, sind die Ausbildungs-
zeiten als Anrechnungszeiten bis zum Doppelten der allgemein geltenden Höchstdauer 
anzuerkennen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 13 Entgeltpunkte für Verfolgungszeiten als Pflichtbeitragszeiten

(1)  Zur Ermittlung von Entgeltpunkten für Verfolgungszeiten werden für ein Kalenderjahr als 
Beitragsbemessungsgrundlage

1. für Zeiten vor dem 1. Januar 1950 die sich aus den Anlagen 1 bis 16 des Fremdrentengesetzes 
ergebenden Werte und

2. für Zeiten nach dem 31. Dezember 1949 die sich aus den Anlagen 13 und 14 zum Sechsten 
Buch Sozialgesetzbuch ergebenden und um 20 vom Hundert erhöhten Durchschnittsver-
dienste berücksichtigt. Für Verfolgungszeiten, in denen ohne die Verfolgung die Fachschul- 
oder Hochschulausbildung bis zum regelmäßigen Abschluß fortgesetzt worden wäre, wer-
den für jeden Kalendermonat die sich aus der Gesamtleistungsbewertung für Anrechnungs-
zeiten wegen des Besuchs einer Fachschule oder Hochschule ergebenden Entgeltpunkte 
zugrunde gelegt.

(1a) Für jeden Kalendermonat mit Verfolgungszeit wird der monatliche Durchschnitt aus 
Entgeltpunkten für vollwertige Pflichtbeiträge auf Grund einer versicherten Beschäftigung 
oder selbständigen Tätigkeit oder für freiwillige Beiträge im letzten Kalenderjahr oder, wenn 
dies günstiger ist, in den letzten drei Kalenderjahren vor Beginn der Verfolgung berücksich-
tigt, wenn diese durchschnittliche Entgeltpunkteposition eine höhere Rente ergibt. Im 
Fall der Anwendung von Absatz 2 sind jedoch höchstens die sich daraus ergebenden Ent-
geltpunkte zu berücksichtigen.

(2) Für Verfolgungszeiten in der Zeit vom 1. Januar 1977 bis zum 30. Juni 1990 werden als Bei-
tragsbemessungsgrundlage für ein Kalenderjahr höchstens

1. die um 20 vom Hundert erhöhten Beträge der Anlage 16 zum Sechsten Buch Sozialgesetz-
buch berücksichtigt, wenn der Verfolgte in dieser Zeit ein tatsächliches Einkommen von 
mehr als 600 Mark monatlich erzielt hat und der Freiwilligen Zusatzrentenversicherung 
(FZR) nicht angehört hat,
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2. die Beträge nach Nummer 1 doppelt berücksichtigt, wenn der Verfolgte
a) als Arbeiter, Angestellter oder Mitglied einer Produktionsgenossenschaft oder
b) in der Zeit nach dem 30. November 1989 als Mitglied der Kollegien der Rechtsanwälte, in 

eigener Praxis tätiger Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt, freiberuflich tätiger Kultur- und Kunst-
schaffender, Inhaber eines Handwerks- Handwerks- oder Gewerbebetriebes, freiberuflich 
Tätiger und anderer selbständig Tätiger sowie als deren ständig mitarbeitender Ehegatte 
ein tatsächliches Einkommen von mehr als 1.200 Mark monatlich erzielt hat und sich nicht 
für eine Beitragszahlung zur FZR für das Einkommen über 1.200 Mark monatlich erklärt hat.

 Satz 1 gilt nicht, wenn der Verfolgte zu Beginn der Verfolgung
1. sich in einer Fachschul- oder Hochschulausbildung befunden hat,
2. der FZR angehört hat,
3. sich für eine Beitragszahlung zur FZR für das Einkommen über 1.200 Mark monatlich 

erklärt hat oder nicht mindestens 24 Kalendermonate die Möglichkeit zur Abgabe der 
Erklärung gehabt hat oder

4. der FZR nicht angehören konnte oder nicht mindestens 24 Kalendermonate die Möglich-
keit des Beitritts zur FZR gehabt hat.

(3)  Absatz 2 ist für Verfolgte, die während Zeiten der Verfolgung einem Zusatz- oder Sonder-
versorgungssystem (Anlagen 1 und 2 zum Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungs-
gesetz) angehört haben oder wegen einer Verfolgungsmaßnahme aus einem Zusatz- oder 
Sonderversorgungssystem ausgeschieden sind, nicht anzuwenden. Auf die nach Ab-
satz 1 ermittelten oder sich aus Absatz 1a ergebenden, durch die Werte der Anlage 10 
zum Sechsten Buch Sozialgesetzbuch geteilten Beitragsbemessungsgrundlagen sind die 
Vorschriften des Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes anzuwenden.

(4)  Für jeden Teilzeitraum wird der entsprechende Anteil der Werte nach den Absätzen 1 
bis 3 zugrunde gelegt.

Dritter Unterabschnitt
Renten nach den Vorschriften des Beitrittsgebiets

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 14 Verfolgungszeiten als rentenrechtliche Zeiten

(1)  Verfolgungszeiten gelten als
1. Zeiten einer versicherungspflichtigen Tätigkeit und
2. Beitragszeiten zur FZR,
 soweit sie nicht nach den allgemein anzuwendenden Vorschriften Zeiten einer versiche-

rungspflichtigen Tätigkeit oder Beitragszeiten zur FZR sind.
(2)  Verfolgungszeiten werden
1. Zeiten der bergbaulichen Versicherung,
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2. Zeiten der Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit in Einrichtungen des Gesundheits- 
und Sozialwesens nach den Bestimmungen der §§ 46 und 47 der Rentenverordnung vom 
23. November 1979 (GBl. I Nr. 43 S. 401),

3. Zeiten der Beschäftigung bei der Deutschen Post nach der Post-Dienst-Verordnung vom 
28. März 1973 (GBl. I Nr. 25 S. 222) und der Versorgungsordnung der Deutschen Post vom 
31. Mai 1973,

4. Zeiten der Beschäftigung bei der Deutschen Reichsbahn nach der Eisenbahner-Verordnung 
vom 28. März 1973 (GBl. I Nr. 25 S. 217) und der Versorgungsordnung der Deutschen 
Reichsbahn oder

5. Zeiten der Beschäftigung in Einrichtungen nach der Anordnung über die Berechnung von 
Renten der Sozialversicherung für bestimmte Gruppen von Werktätigen vom 12. April 1976 
zugeordnet, wenn zu Beginn der Verfolgung eine Beschäftigung oder selbständige 
Tätigkeit im Sinne der Nummern 1 bis 5 ausgeübt worden ist.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 15 Durchschnittseinkommen für Verfolgungszeiten

(1)  Bei der Ermittlung des beitragspflichtigen Durchschnittseinkommens der letzten 20 Jahre 
vor Ende der letzten versicherungspflichtigen Tätigkeit sind für Verfolgungszeiten die nach 
§ 13 ermittelten Beitragsbemessungsgrundlagen, geteilt durch die Werte der Anlage 10 
zum Sechsten Buch Sozialgesetzbuch, höchstens 600 Mark monatlich, zugrunde zu legen.

(2)  Bei der Ermittlung des durch Beiträge zur FZR versicherten Durchschnittseinkommens 
sind für Verfolgungszeiten die nach § 13 ermittelten Beitragsbemessungsgrundlagen, 
geteilt durch die Werte der Anlage 10 zum Sechsten Buch Sozialgesetzbuch, zugrunde 
zu legen, soweit sie 600 Mark monatlich übersteigen.

(3)  § 309 Abs. 1a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch findet entsprechende Anwendung.

Vierter Unterabschnitt
Übergangsregelungen

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 16 Rentenleistungen vor dem 1. Juli 1994

Wird zum Zeitpunkt der Anerkennung als Verfolgter eine Rente geleistet oder besteht auf 
Grund der Anerkennung als Verfolgter erstmals Anspruch auf eine Rente, ist die Rente in 
neuer Höhe für die Zeit des Bezugs, frühestens für die Zeit vom 1. Juli 1990 an, zu leisten.
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Fünfter Abschnitt
Zuständigkeit und Verfahren

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 17 Rehabilitierungsbescheinigung und Behördenzuständigkeit

(1)  Der Nachweis darüber, daß die Voraussetzungen des § 1 Absatz 1, des § 3 Absatz 1 oder des 
§ 11a Absatz 3 vorliegen und daß Ausschließungsgründe nach § 4 nicht gegeben sind, ist 
durch eine Bescheinigung zu erbringen, die auf Antrag von der Rehabilitierungsbehörde 
erteilt wird.

(2)  Rehabilitierungsbehörden werden in den Ländern Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen errichtet.

(3)  Zuständig ist die Rehabilitierungsbehörde des Landes, von dessen Gebiet nach dem Stand 
vom 3. Oktober 1990 die Verfolgungsmaßnahme ausgegangen ist. Sind hiernach Rehabi-
litierungsbehörden mehrerer Länder zuständig, so entscheidet die Behörde, die zuerst mit 
der Sache befaßt worden ist.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 18 Vorläufige Rehabilitierungsbescheinigung

(1)  Erfordert die Erteilung einer Bescheinigung nach § 17 Abs. 1 voraussichtlich längere Zeit, 
kann die Rehabilitierungsbehörde als Grundlage für Leistungen nach dem Zweiten oder 
Dritten Abschnitt oder für die Anwendung des § 60 Nr. 1 des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes eine vorläufige Bescheinigung erteilen. Diese Bescheinigung hat die Anga-
ben nach § 22 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 oder § 22 Abs. 2 Nr. 1 und 2 zu enthalten.

(2)  In den Fällen des Absatzes 1 ist die Verfolgteneigenschaft oder die Verfolgung als Schüler 
glaubhaft zu machen. Die Rehabilitierungsbehörde kann zu diesem Zweck auch eine 
Versicherung an Eides Statt verlangen und abnehmen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 19 Verarbeitung von personenbezogenen Daten

Personenbezogene Daten aus einem beruflichen Rehabilitierungsverfahren dürfen auch für 
andere Verfahren zur Rehabilitierung, Wiedergutmachung oder Gewährung von Leistungen 
nach dem Häftlingshilfegesetz soweit erforderlich verarbeitet werden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 20 Antrag

Der Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung nach § 17 Absatz 1 kann von dem Verfolgten 
gestellt werden und nach dessen Tod von seinen Hinterbliebenen, wenn diese ein rechtliches 
Interesse an der Antragstellung haben. Der Antrag ist schriftlich bei der Rehabilitierungsbe-
hörde zu stellen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 21 Inhalt des Antrags

Der Antrag soll enthalten

1. Angaben zur Person,
2. Angaben zur Ausbildung und zum beruflichen Werdegang,
3. eine Darstellung der Verfolgung,
4. Angaben zum Umfang der Benachteiligung in Ausbildung und Beruf,
5. die Angabe von Beweismitteln,
6. eine Erklärung, ob und wo der Antragsteller schon früher einen Antrag gestellt hat, 

sowie
7. Angaben zu Kindern, die infolge einer Verfolgung nach § 11a Absatz 3 nicht erzogen 

werden konnten.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 22 Inhalt der Bescheinigung

(1)  Die Bescheinigung hat in den Fällen des § 1 folgende Angaben zu enthalten:
1. die Feststellungen nach § 1 Abs. 1,
2. die Bestätigung, daß Ausschließungsgründe nach § 4 nicht vorliegen,
3. Beginn und Ende der Verfolgungszeit (§ 2),
4. Dauer der verfolgungsbedingten Unterbrechung eines Fach- oder Hochschulstudiums 

vor dem 3. Oktober 1990,
5. Angaben über eine wegen Verfolgungsmaßnahmen nicht abgeschlossene Fach- oder 

Hochschulausbildung oder sonstige berufsbezogene Ausbildung sowie die voraussicht-
liche Dauer dieser Ausbildung bis zum regelmäßigen Abschluß,

6. Angaben über die Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit, die ohne die Verfolgung 
ausgeübt worden wäre, einschließlich Angaben über die

a) Leistungsgruppe nach den Anlagen 1 bis 16 des Fremdrentengesetzes für Verfolgungs-
zeiten vor dem 1. Januar 1950,
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b) Qualifikationsgruppe nach Anlage 13 und den Bereich nach Anlage 14 zum Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch für Verfolgungszeiten nach dem 31. Dezember 1949,

c) tatsächliche oder ohne die Verfolgung gegebene Zugehörigkeit zu einem zu benennenden 
Zusatz- oder Sonderversorgungssystem und die jeweilige Tätigkeit oder Funktion,

7. Angaben über eine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit zu Beginn der Verfolgung 
in einem der in § 14 Abs. 2 genannten Bereiche oder im Bereich der knappschaftlichen 
Rentenversicherung.

(2)  Die Bescheinigung hat in den Fällen des § 3 folgende Angaben zu enthalten:
1. die Feststellungen nach § 3 Abs. 1,
2. die Bestätigung, daß Ausschließungsgründe nach § 4 nicht vorliegen,
3. Zeitraum einer zu Unrecht erlittenen Freiheitsentziehung (§ 1 Abs. 2) und Dauer der ver-

folgungsbedingten Unterbrechung der Ausbildung vor dem 3. Oktober 1990.Soweit die 
Bescheinigung nicht zur Vorlage bei den für die Ausführung des § 60 des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes zuständigen Behörden benötigt wird, sind nur die Angaben 
zu den Nummern 1 und 2 erforderlich.

(2a) Die Bescheinigung hat in den Fällen des § 11a die folgenden Angaben zu enthalten:
1. die Feststellungen nach § 11a Absatz 3,
2. die Bestätigung, dass Ausschließungsgründe nach § 4 nicht vorliegen,
3. Beginn und Ende der Verfolgungszeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und
4. die Dauer der verfolgungsbedingten Unterbrechung der Kindererziehung.
(3)  Die für die Ausführung des Zweiten bis Vierten Abschnitts und des § 60 des Bundesaus-

bildungsförderungsgesetzes zuständigen Behörden sind an die in der Bescheinigung 
enthaltenen Feststellungen gebunden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 23 (weggefallen)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 24 Zuständigkeit für Leistungen nach dem Zweiten und Dritten Abschnitt

(1)  Leistungen nach dem Zweiten Abschnitt werden von der Bundesagentur für Arbeit als 
einem für diese Aufgabe entliehenen Organ des Landes, in dem der Betroffene seinen 
Wohnsitz hat, gewährt.

(2)  Für die Gewährung von Ausgleichsleistungen nach dem Dritten Abschnitt sind die örtli-
chen Träger der Sozialhilfe (§ 3 Abs. 2, §§ 98 und 99 Abs. 1 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch) zuständig.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
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§ 25 Verwaltungsverfahren

(1)  In dem Verfahren vor der Rehabilitierungsbehörde sind Zeugen zur Aussage und Sachver-
ständige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. § 65 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes gilt entsprechend.

(2)  Die Angaben des Antragstellers zur Verfolgteneigenschaft nach § 1 Absatz 1 oder § 11a 
Absatz 3, zur Verfolgungszeit nach § 2 Absatz 1 und zur Verfolgung als Schüler nach § 3 
Absatz 1 können, wenn Beweismittel nicht vorhanden oder nicht zu beschaffen oder ohne 
Verschulden des Antragstellers oder desjenigen, von dem er seine Rechte herleitet, ver-
lorengegangen sind, der Entscheidung zugrundegelegt werden, soweit sie glaubhaft 
erscheinen. Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 kann die Rehabilitierungsbehörde vom 
Antragsteller die Versicherung an Eides Statt gemäß § 27 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes verlangen.

(3)  Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten bis zum Erlaß entsprechender 
landesrechtlicher Bestimmungen die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
des Verwaltungszustellungsgesetzes und des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes.

(4)  Für das Verfahren nach dem Zweiten und Dritten Abschnitt gelten das Erste und Zehnte 
Buch Sozialgesetzbuch. Führt eine Änderung dieses Gesetzes zu einer Änderung laufend 
gewährter Ausgleichsleistungen nach § 8 Absatz 1, sind diese von Amts wegen neu fest-
zustellen. Von einer förmlichen Bescheiderteilung kann abgesehen werden; ausgenommen 
hiervon sind Fälle nach § 8 Absatz 4.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 26 Kosten

Das Verwaltungsverfahren vor den Rehabilitierungsbehörden einschließlich des Widerspruchs-
verfahrens ist kostenfrei. Wurde ein Antrag im Verwaltungsverfahren oder ein Widerspruch 
als offensichtlich unbegründet zurückgewiesen, so können dem Antragsteller die Kosten auf-
erlegt werden.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 27 Rechtsweg

(1)  In Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Die Beru-
fung gegen ein Urteil und die Beschwerde gegen eine andere Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts sind ausgeschlossen. Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die Nicht-
zulassung der Revision nach § 135 in Verbindung mit § 133 der Verwaltungsgerichtsord-
nung und die Beschwerde gegen Beschlüsse über den Rechtsweg nach § 17a Abs. 2 und 3 
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des Gerichtsverfassungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen die Beschlüsse über den 
Rechtsweg findet § 17a Abs. 4 Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes entspre-
chend Anwendung.

(2)  Soweit bei der Durchführung dieses Gesetzes die Bundesagentur für Arbeit oder die Träger 
der Rentenversicherung tätig werden, entscheiden über öffentlich-rechtliche Streitig-
keiten die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit.

Sechster Abschnitt
Kostenregelung

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 28 Kosten für Leistungen nach dem Zweiten Abschnitt

(1)  Von den Aufwendungen, die den Ländern durch Geldleistungen nach dem Zweiten Ab-
schnitt entstehen, trägt der Bund 60 vom Hundert.

(2)  Verwaltungskosten werden nicht erstattet.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 29 Kosten für Leistungen nach dem Dritten Abschnitt

Von den Aufwendungen, die den Ländern durch Leistungen nach dem Dritten Abschnitt ent-
stehen, trägt der Bund 60 vom Hundert.

Siebter Abschnitt
Übergangsregelungen

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 30 (weggefallen)
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Das Denkmal für die Verfolgten der kommunistischen Diktatur 
in Jena symbolisiert die Tätigkeit der Repressionsorgane und 
die davon betroffenen Einzelschicksale.
©Bundesstiftung Aufarbeitung
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Den Opfern diktatorischer Willkür und jenen, die Widerstand leisteten und dafür büßen 
mussten, soll mit der vorliegenden Broschüre eine Orientierungshilfe bei der Realisierung 
ihrer rechtlichen Ansprüche, bei der Rehabilitierung und der Suche nach geeigneten  
Ansprechpartnern gegeben werden. Sie soll einen Überblick über Angebote von juristischer, 
psychologischer und sozialer Hilfe, Betreuung und Beratung geben.

Die Broschüre soll nicht nur Opfern politischer Verfolgung, Betroffenen und Angehörigen, 
sondern auch Beraterinnen und Beratern Hilfestellungen leisten, um schnell von ent-
sprechenden Angeboten zu erfahren und kompetente Ansprechpartner zu finden.

 Dr. Anna Kaminsky
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